
Warum  der  nächste  Lockdown
das Corona-Problem an unseren
Schulen nicht löst und was wir
dagegen tun können
Der neue Lockdown kam plötzlich. Von heute auf morgen sitzen wir wieder
auf einem Stapel von Online-Aufgaben und fragen uns, wer das eigentlich
al les  schaffen  sol l .  Noch  kurz  vor  dem  Lockdown  haben  die
Landesregierungen  und  allen  voran  die  Kultusministerkonferenz
(=Absprachegremium  der  Länder  für  Bildungs-  und  Erziehungsfragen)
immer wieder behauptet, dass die Schulen sicher seien. Infektionen fänden
dort überhaupt nicht statt, sondern würden allein von außen in die Schulen
hineingetragen. Doch die Infektions- und Quarantänezahlen sprechen eine
andere Sprache: So waren kurz vor dem Lockdown über 3.000 Lehrkräfte
und mehr als 20.000 Schüler_Innen in Deutschland infiziert. Am 17.12. ist ein
Berliner Lehrer an den Folgen einer Corona-Infektion auf tragische Weise
verstorben. Über 11.600 Lehrer_Innen und 200.000 Schüler_Innen sitzen in
Quarantäne, über 200 Schulen wurden komplett geschlossen. Doch anstatt
Geld in die Hand zu nehmen, um Luftfilteranlagen, Masken, mehr Personal
und  mehr  Räume  zur  Verfügung  zu  stellen,  wurde  das  Geld  in  die
Privatwirtschaft  gepumpt  und  die  Infektionszahlen  in  unseren  Schulen
systematisch  relativiert  (mitunter  auch  durch  sehr  fragwürdige  Studien).
Außerdem  wurde  das  Problem  versucht  „wegzudefinieren“;  indem  die
Inzidenzzahl ,  ab  derer  eine  Schule  als  Corona-Hotspot  mit
dementsprechenden Notfallmaßnahmen gelten würde,  einfach von 50 auf
200 hochgeschraubt wurde.

Alte Probleme-
drastische Konsequenzen

Robert-Koch-Institut
und Leopoldina sind sich dagegen einig, dass „Schülerinnen
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und Schüler ein wesentlicher Teil des Infektionsgeschehens“ sind.
Doch warum sind wir eigentlich so stark betroffen? Das liegt zum
einen daran, dass unser Kontaktkreis durch die ohnehin zu großen
Klassen sehr groß ist. Der chronische Raummangel an unseren Schulen
ist nicht erst seit Corona ein Problem, und so müssen sich viele
Schüler_innen in wenig Räume quetschen, sodass die Einhaltung des
Mindestabstands kaum möglich ist. Diese Probleme waren bereits
während der ersten Welle im Frühjahr 2020 bekannt, doch die Politik
hat über den Sommer verschlafen, etwas dagegen zu tun. Momentan
sieht es danach aus, als ob der sommerliche Tiefschlaf fließend in
den Winterschlaf übergeht. Im Interesse der Wirtschaft, die auf
jeden Fall verhindern möchte, dass die Arbeiter_Innen zu Hause
bleiben müssen, um sich um ihre Kinder zu kümmern, wollten sie die
Schulen um jeden Preis offen halten. Die Strategie war, sich dabei
irgendwie durchzuwurschteln und zu hoffen, dass ein Impfstoff alle
Probleme bis zum 10.01.21 lösen wird.

Es ist bereits
absehbar, dass die Zahlen bis zum 10.01.21 nicht zurückgehen werden.
Aber wie soll es weitergehen? Wann, und vor allem unter welchen
Bedingungen, werden die Schulen wieder geöffnet? Wenn wir nicht
weiterhin zulassen wollen, dass auf der Gesundheit von uns, von
unseren Lehrer_Innen, von unseren Eltern, Freund_Innen und
Angehörigen im Interesse der Wirtschaft herumgetrampelt wird, müssen
wir anfangen, zu kämpfen! Wir müssen sichtbar werden, eine Stimme
bekommen und laut sein.

Was wir fordern:

Es kann nicht sein,
dass wir mit Online-Aufgaben zugespamt werden, während die meisten
von uns nicht einmal einen eigenen Laptop haben. Einige haben nicht
einmal eine gute Internetverbindung. Wir fordern kostenlose
digitale Endgeräte und einen kostenlosen Internetzugang für alle!

Auch nicht jede_r



von uns hat ein eigenes Zimmer und zu Hause die nötige Ruhe zum
Lernen. Während einige von uns Eltern haben, die selbst studiert
haben, fließend Deutsch sprechen und ihre Kinder während des
Homeoffice gut bei den Aufgaben unterstützen können, haben andere
von uns Eltern, die vielleicht eine andere Muttersprache oder eine
andere Schulbildung erfahren haben und alleinerziehend sind oder
täglich für wenig Geld im Supermarkt oder Krankenhaus arbeiten
müssen. Das ist ungerecht! Deshalb fordern wir die Aussetzung der
Noten  und  verpf l i chtenden  Prüfungen  so lange  ke in
zufriedenstellender
Lehrbetrieb gewährleistet werden kann! Niemand soll benachteiligt
werden, denn unsere Gesundheit ist wichtiger als eure
Verwertungslogik!

Wer kein
„Happy-Family-Life“ hat, für den ist das zu Hause eingesperrt
Sein der blanke Horror. Im Lockdown sind wir der völligen Kontrolle
und manchmal auch Gewalt unserer Eltern ausgesetzt und können dieser
nicht durch die Schule oder Freund_Innen entkommen. Wir fordern
deshalb das Recht auf elternunabhängige Notbetreuung! Wer nicht zu
Hause lernen kann oder sein will, soll selber entscheiden können, ob
er oder sie in der Schule von pädagogischen Fachkräften betreut
werden möchte. Dabei müssen die Hygienestandards ausgeweitet
werden.

Für viele Elternteile ist es auch gar nicht möglich zu Hause zu bleiben, da sie
um ihren Job fürchten müssen. Deshalb fordern wir, dass die Wirtschaft bis
auf  die  systemrelevanten  Sektoren  heruntergefahren  wird.  Wir  finden
außerdem,  dass  statt  einem kleinen Kurzarbeitergeld  seitens  des  Staats,
lieber die Konzerne 100% des ursprünglichen Lohns fortzahlen sollten und
auch  alle,  die  ihren  Job  bereits  verloren  haben,  vollen  Gehaltsausgleich
erhalten. Viele konnten sich nicht nur keine Weihnachtsgeschenke leisten,
sondern haben schon Probleme beim Geld für den Schnelltest oder bei der
Miete. Wir fordern deshalb, dass die öffentliche Versorgung (also nicht nur
Wohnraum, sondern auch Gesundheit,  Strom, Wasser und Heizung) nicht



privatwirtschaftlich organisiert wird, sondern in die Hand des Staates kommt
und  von  den  Produzent_Innen  und  Konsument_Innen  demokratisch
kontrolliert  wird.

Let’s strike
again!

Lasst uns nicht
weiter tatenlos zusehen! Lasst uns gemeinsam laut sein und kämpfen!
Jede_r von uns kann an seiner_ihrer Schule beginnen, mit
Mitschüler_Innen über die Probleme quatschen und lokale Aktionen
organisieren. So wie es bereits Schüler_Innen in verschiedenen
Bundesländern gemacht haben, die beispielsweise aus Protest gegen
die unzureichenden Hygienebedingungen kollektiv verweigert haben, den
Klassenraum zu betreten. Die Probleme in unseren Schulen sind jedoch
ähnlich und sie sind flächendeckend. Neben lokalen Aktionen müssen
wir uns deshalb auch bundesweit zusammenschließen und einen
gemeinsamen Aktionstag oder sogar einen Schulstreik im neuen Jahr
organisieren! Dafür sollten wir ein Online-Treffen oder eine
Telefonkonferenz einberufen sowie auch linke FFF-Ortsgruppen und
größere linke Jugendorganisationen wie die Linksjugend [‘solid],
die SDAJ, die Jusos oder Young Struggle auffordern, sich daran zu
beteiligen. So können wir uns wirklich eine Stimme verschaffen und
Druck auf die Politik ausüben, unsere Forderungen zu erfüllen. Mit
Fridays for Future haben wir bereits bewiesen, dass wir das können!

Ihr findet die
Forderungen richtig und wollt etwas bei euch lokal organisieren
und/oder euch bei der Orga für einen bundesweiten Streik beteiligen?
Dann schreibt uns bei Instagram, Facebook oder unserer Homepage.
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Langweilige Lerninhalte,  die keine:r  braucht,  vergammelte Schulgebäude,
Notenterror,  Schulstart  mitten  in  der  Nacht,  Konkurrenzdruck,
Diskriminierung,  Ungerechtigkeit  und  Berge  aus  Hausaufgaben:  Warum
wundert sich eigentlich noch jemand, dass so viele von uns keinen Bock mehr
auf Schule haben? Das Heft in deinen Händen will dir helfen zu verstehen,
warum die  Situation  in  unseren Schulen  so  scheiße  ist,  wie  sie  ist  und
gleichzeitig Möglichkeiten aufzeigen, was wir dagegen machen können! Wir,
das sind Jugendliche von REVOLUTION, gehen teilweise selber zur Schule
und haben uns gefragt, was hier eigentlich konkret schiefläuft. An unseren
Schulen haben wir  bereits  viele Erfahrungen damit  gemacht,  Widerstand
gegen dieses beschissene Bildungssystem zu leisten, die wir hier mit euch
teilen möchten.

1. Schule wie sie sein könnte
Die Schule ist kein Ort, an dem wir gerne sind. Wir werden dort miteinander
verglichen, unter Druck gesetzt, ausgepowert und oft sogar diskriminiert,
erniedrigt, vorgeführt und aussortiert.  „Das war halt schon immer so, da
muss man durch, das wird auch immer so sein“, kriegen wir dann oft zu
hören,  wenn  wir  uns  über  diese  Zustände  beschweren.  Damit  soll  uns
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suggeriert werden, dass die Schule so, wie sie heute aussieht, alternativlos
ist  und  wir  das  zu  akzeptieren  haben.  Dabei  ist  es  überhaupt  nicht
selbstverständlich,  dass  wir  nicht  gerne  zur  Schule  gehen.  Eigentlich
entwickelt nämlich jeder Mensch kurz nach seiner Geburt einen angeborenen
Lerntrieb und eine natürliche Neugier, um seine Umwelt zu entdecken und
zu verstehen. Das aktuelle Schulsystem schafft es jedoch erstaunlicherweise
jeden  Tag  aufs  Neue ,  uns  d iesen  angeborenen  Lerndrang
abzutrainieren.Dabei  teilt  es  uns  in  „dumme“ und „schlaue“,  „gute“  und
„schlechte“  Schüler:innen ein. Diese Trennung hat so gut wie nichts mit
unseren tatsächlichen Eigenschaften und Fähigkeiten zu tun, sondern wird
vom Charakter des Unterrichts und dem mehrgliedrigen, aussortierenden
Schulsystem produziert. Aber gibt es denn wirklich keine Alternative? Kann
Schule auch anders sein? Wie sieht eine Schule aus, in der wir gerne sind?

Bildung für Alle!
Zunächst sollten erst einmal alle Menschen Zugang zu dieser Schule haben,
egal ob sie geflüchtet sind, oder schon immer hier wohnen, wie viel Geld sie
haben, ob sie einen festen Wohnsitz besitzen oder nicht, welches Geschlecht
sie  haben usw.  Bildung muss für  Jede_n gleichermaßen zugänglich sein!
Dabei  wollen  wir  nicht  in  Schulen  mit  „abgestuften  Bildungsniveaus“
abgeschoben werden. Das mehrgliedrige Schulsystem mit seiner Trennung in
Hauptschule, Realschule und Gymnasium bietet uns nämlich alles andere als
eine bessere Lernumgebung. Vielmehr will es einige von uns zur zukünftigen
Elite ausbilden, während die anderen für diese arbeiten sollen. Wir wollen
keine Trennung von Hand- und Kopfarbeit, sondern eine Schule, die uns allen
die gleichen Entwicklungsmöglichkeiten bietet und in der wir unsere Stärken
und Talente selber entdecken können.

Unterricht zusammen gestalten!
Aber auch im Unterricht selbst darf es keine Benachteiligungen geben: Wir
wollen eine Schule, die sich unseren Bedürfnissen anpasst und sich nach uns
ausrichtet  und  nicht  ihre  eigenen  Fehler  auf  uns  abwälzt  und  unsere
schlechten Noten damit erklärt, dass wir Frauen sind, Deutsch nicht unsere



Muttersprache ist, unsere Eltern wenig Geld haben, wir in einem bestimmten
Stadtteil  wohnen  oder  irgendein_e  Mediziner:in  sagt,  dass  wir  eine
Behinderung  haben.  Wenn unsere  Mitschüler:innen  eine  andere  Sprache
sprechen, anders aussehen, sich anders verhalten oder äußern, erkennt das
unsere Schule nicht als ein Defizit, sondern eine Bereicherung für uns alle
an. Im Unterricht gibt es keinen Leistungsterror und Notendruck, sondern er
ist so aufgebaut, dass wir uns dabei am besten und frei entwickeln können.
Die Bedürfnisse an Lerninhalten sollen dabei von uns Schüler:innen, den
Lehrer:innen und den anderen Beschäftigten an der Schule gleichermaßen
zusammen ermittelt werden. Auch durch frei zugängliche Materialien und
selbstregulierte Lern- und Pausenphasen kann uns die Schule dabei helfen zu
entdecken,  was  wir  wirklich  gut  können.  Dabei  wollen  wir  nicht  alleine
dastehen, individuell bewertet werden und für uns selber kämpfen müssen.
Vielmehr wollen wir lernen, Aufgaben kollektiv zu bearbeiten. Und das nicht
in einer blöden Teamarbeit,  in der wir zu viert ein Arbeitsblatt ausfüllen
dürfen,  sondern  durch  bewusste  Gruppenbildungsprozesse,  in  denen  wir
unsere  eigenen  Stärken  und  die  der  anderen  kennenlernen  und  uns  so
aneignen, wie wir gemeinsam Probleme und Aufgaben lösen können. Kein
stupides Auswendiglernen, Wiedergeben und Auskotzen, sondern kollektive,
demokratische  und  kreative  Lernprozesse,  die  uns  zu  kritischem  und
emanzipatorischem Denken befähigen.  Die  Lehrer:innen sind dabei  keine
allwissenden Autoritäten, die uns sagen, was wir zu tun und zu lassen haben,
sondern  wirken  als  Unterstützer:innen  für  unsere  Lernprozesse.  Unsere
Schule soll ebenso nicht nur aus trockener Theorie bestehen und ein, vom
gesellschaftlichen Leben abgekapselter, Elfenbeinturm sein. Warum sollten
wir  uns  die  ersten  20  Jahre  unseres  Lebens  ausschließlich  mit  Input
vollpumpen lassen, um die folgenden 50 Jahre nichts mehr zu lernen und nur
noch zu arbeiten? Wir wollen keine Trennung zwischen Lernen und Arbeiten,
sondern eine Schule,  die ein lebenslanges Lernen ermöglicht  und in der
geistig-schöpferisches  Denken  und  Lernen,  praktische  Arbeit  und
gesellschaftlich-nützliche  Tätigkeit  miteinander  verknüpft  werden.  

Neue Schule, neue Gesellschaft
Klingt cool? Funktioniert aber alles nicht in einer Gesellschaft, die auf der



kapitalistischen* Verwertungslogik  aufbaut  und kein  Interesse daran hat,
demokratisch  und  kollektiv  erzogene  und  kritisch  denkende  Menschen
herauszubilden! Genauso wie die Schule, so ätzend wie sie heute ist, ein
wichtiger  Bestandteil  der  kapitalistischen  Gesellschaftsordnung  ist,  kann
unsere  Schule,  wie  wir  sie  gerne  hätten,  nur  Bestandteil  einer  anderen
Gesellschaftsordnung sein. Eine von Grund auf demokratische Gesellschaft,
in der über die Politik und die Wirtschaft in Räten in der Schule, im Betrieb
oder im Stadtteil entschieden wird. Auch die Entscheidungen über Schule,
Lerninhalte,  Finanzmittel  usw.  werden  dann  nicht  mehr  von  unfähigen
Politiker:innen und kommerziellen  Unternehmen gefällt,  sondern von der
gesamten  Gesellschaft  geplant.  Eine  solche  Gesellschaft  kann  auch  eine
Schule schaffen, in der wir gerne sind. Deshalb lasst uns die Schule als
Ausgangspunkt nehmen, um für eine solche sozialistische Gesellschaft  zu
kämpfen!

2. Bildung und Schule im Kapitalismus

Was ist Bildung?
Wenn wir den gesellschaftlichen Zweck von Bildung betrachten, dann hören
wir viele hohle Worte. Während die einen sagen, dass Bildung immer neutral
sein  muss,  sagen  die  anderen,  dass  mit  nur  genügend  Bildung  und
Aufklärung  eine  bessere  Gesellschaft  erschaffen  werden  kann.  Wir
Marxist:innen* lassen uns von diesem Palaver nicht täuschen und wissen,
dass die Aufgabe von Bildung und Erziehung im Allgemeinen in jeder Form
von  Klassengesellschaft*  eine  Klassenerziehung  unter  Kontrolle  der
herrschenden  Klasse  zur  Rechtfertigung  ihrer  Herrschaft  und  zur
Aufrechterhaltung der bestehenden Ordnung ist. Was das genau bedeutet,
wollen  wir  im  Nachfolgenden  verdeutlichen.  Natürlich  existierte  Bildung
schon vor der Entstehung des Kapitalismus*,  jedoch erhielten sie in den
vorhergehenden Klassengesellschaften vor allem die Herrschenden, um ihre
Stellung wahrnehmen zu können. Die unterdrückten Massen in der Antike
und  im  feudalen  Mittelalter  wurden  meist  nur  im  Zuge  der  familiären
Erziehung für ihre gesellschaftliche Funktion ausgebildet. Beginnen müssen
wir  j edoch  mi t  der  Frühgesch ich te  des  kap i ta l i s t i schen



Wirtschaftssystems:Nachdem die  feudale,  ständische Gesellschaftsordnung
des  Mittelalters  auf-  gebrochen  wurde,  waren  die  meisten  Menschen
Besitzlose,  die  zum  Überleben  nur  ihre  eigene  Arbeitskraft  verkaufen
konnten. Jedoch hatten sie auch keinen Herren mehr über sich, der ihnen
eine spezifische Arbeit aufzwingen konnte. Vorher war die Familie der Dreh-
und  Angelpunkt  ihres  Lebens.  Jetzt  wurden  sie  vereinzelt  und  in  die
Arbeitsstätten gedrängt. Diese Ausdünnung der Familien führte zunehmend
zur sozialen Verwahrlosung der Kinder aus Arbeiter:innenfamilien, die schon
früh in die Fabriken mussten, um ihren Beitrag zur Familie zu leisten. Die
Ideologie der Familie als Mittelpunkt des Lebens brach zusammen. Dadurch,
dass Frauen und Kinder nun nicht mehr unter der Aufsicht des Mannes auf
dem Feld arbeiten mussten, sondern selber in der Fabrik ihr eigenes Gehalt
bekamen, wurde die Autorität des Mannes innerhalb der Familie immer mehr
infrage gestellt. Im Allgemeinen führte die zunehmende Vereinzelung und
das ins Wanken geratene Bild der altertümlichen Familie zu zunehmenden
Depressionen, häuslicher Gewalt bis hin zum (Selbst-)Mord. Dieses Verhalten
begründet sich vor allem dadurch, dass den Menschen immer wieder das
Ideal der alten Familienordnung eingebläut wurde, welches sich in der neuen
wirtschaftlichen  Ordnung  gar  nicht  mehr  aufrechterhalten  ließ.  Ein
Gegensatz zwischen Idealbild und tatsächlichen Gegebenheiten. Dies führte
ebenfalls  zur Zuspitzung des Klassenkampfes* rund um Forderungen wie
höhere  Löhne,  sichere  Arbeitsbedingungen  und  (gewerkschaftliche)
Organisationsfreiheit. Eine Reihe von Streiks richtete sich damals aber auch
gegen Frauen- und Kinderarbeit. Diese hatten einen zwiespältigen Charakter,
da sie zum einen das Ziel hatten die bürgerliche Familie unter patriarchaler*
Ordnung erneut zu stärken und zum anderen sich gegen die Verrohung der
Klasse  und  für  ihre  soziale  Absicherung  zu  kämpfen.  Auch  für  den
Kapitalismus ergaben sich daraus schwerwiegende Probleme, denn er ist
darauf angewiesen, dass sich die Arbeiter:innen* selber darum kümmern,
genug neue Arbeiter:innen zu „produzieren“ und am nächsten Tag wieder auf
der  Matte  stehen zu  können.  Wie  sollte  die  Produktion  aufrechterhalten
werden, wenn immer mehr Frauen und Kinder arbeiten müssen, die sich
dann nicht  mehr um Haushalt  und Erziehung kümmern können? Hierbei
offenbart  sich  ein  gesellschaftl iches  Problem  innerhalb  der
Kapitalist:innenklasse*. Als einzelne Unternehmer:innen wollten sie immer



mehr  Profite  einfahren,  wenn  möglich  auch  über  die  Grenzen  der
körperlichen  Erschöpfung  ihrer  Arbeiter:innen  hinaus,  egal  ob  jung,  alt,
weiblich oder männlich. Das müssen sie auch, denn wer keine Profite mehr
einfährt,  geht  in  der  freien  Konkurrenz  unter.  Als  Gesamtklasse  der
Kapitalist:innen*  wollten  sie  aber  auch  die  herrschende  Ordnung
aufrechterhalten.  Dafür  brauchten  sie  etwas,  das  die  Interessen  ihrer
gesamten Klasse mit Gewalt und Zwang umsetzen kann. Dies erweiterte den
Rahmen  des  Staates  massiv.  Zuvor  vor  allem  eine  Institution  zur
gewaltsamen  Durchsetzung  der  herrschenden  Interessen  gegenüber  den
Armen und Unterdrückten, nun eine scheinbar neutrale Instanz, die zwischen
den Klassen  vermittelt  Da der  Staat  für  die  Bildung verantwortlich ist,
erscheint es uns oft so, als sei sie  neutral und stehe über den Klassen.
Tatsächlich wurde der Staat aber von der Kapitalist:innenklasse erschaffen
und  hat  immer  nur  dem  Zweck  gedient,  die  Interessen  ihrer  Klasse
durchzusetzen.  Das Beispiel  der  Einführung der  allgemeinen Schulpflicht
zeigt, wie das in Bezug auf die Bildung funktioniert. So gingen vorher nur
Kinder aus der herrschenden Klasse zur Schule, um später selber in der Lage
zu sein, herrschen zu können. Im Verlauf des 20. Jahrhunderts sollten aber
immer mehr Kinder zur Schule gehen und auch die Schulzeit selber wurde
stetig länger. Das lag daran, dass sich die Produktion weiterentwickelte und
h ö h e r e  A n s p r ü c h e  a n  d i e  n e u e n  G e n e r a t i o n e n  v o n
Arbeiter:innenjugendlichen  gestellt  wurden.  Damit  der  Bedarf  der
Kapitalist:innen an besser  ausgebildeten Arbeiter:innen gestillt  und mehr
Kinder in die Schule geschickt werden konnten, sorgte der Staat dafür, dass
die Familien nicht mehr auf die finanzielle Unterstützung durch die Löhne
ihrer  Kinder  angewiesen  waren.  So  wurde  dieser  Wegfall  durch  höhere
Löhne  für  die  arbeitstätigen  Teile  der  Familie  und  durch  Kindergeld
ausgeglichen. Kinder und Jugendliche mussten also, um in die Schule gehen
zu  können,  aus  dem  Produktionsprozess  ausgegliedert  werden.  Die
Kapitalist:innen konnten sich dieses kostspielige Abenteuer aber nur leisten,
indem sie andere Länder auf der Welt stärker ausbeuteten und sich so ihre
verloren gegangenen Profite zurückholten.Heute leben wir in einer Zeit, in
der  Konzerne  nicht  nur  auf  nationaler  Ebene  produzieren,  sondern  sich
multinationale Riesenkonzerne herausgebildet haben. Getrieben durch die
internationale  Konkurrenz  erleben  wir  hier  ein  verstärktes  Jagen  nach



Extraprofiten. Dieses macht auch vor den Reproduktionskosten* nicht halt
und  zwingt  gigant ische  Menschenmassen  tagtägl ich  in  die
Subsistenzwirtschaft* oder die Halblegalität, produziert damit auch erneut
Kinderarbeit. Bildung ist hierbei oftmals ein stärker klassenspezifisches Gut,
internationale Zahlungen der ausbeutenden Nationen eher symbolisch. Das
kann  in  Form  von  Konzernspenden  oder  staatlicher  „Entwicklungshilfe“
passieren.  Ein  bisschen  was  reicht  aber  auch  schon,  denn  die  meiste
Kopfarbeit soll ja schließlich in anderen Teilen der Welt geleistet werden. In
Afrika,  Asien,  Südamerika  oder  Osteuropa  steckt  der  Westen  also  ein
bisschen Kohle in die Bildung, aber würde nicht auf die Idee kommen, die
Löhne der Arbeiter:innen zu erhöhen, um auch hier Kinder vom Zwang zur
Arbeit  zu  befreien.  Aus  dieser  Ausbildungszeit  entsteht  v.a.  in  den
ausbeutenden Nationen eine allgemein-menschliche Entwicklungsphase, die
in einem zeitlich so langen und umfassenden Maß historisch nicht zuvor
existierte, die Jugend.Hierbei wollen wir die Jugend nicht romantisieren, da
mit dieser auch eine spezifische Unterdrückung einhergeht, jedoch ist es
auch ein historisch neues Phänomen, dass Jugendkulturen enormen Einfluss
auch  auf  ältere  Generationen  gewonnen haben und sogar  teilweise  zum
(kulturellen)  Leitbild  werden.  Aber  zurück  zu  den  Schattenseiten:
Jugendunterdrückung bedeutet Bevormundung. Sie bedeutet wirtschaftliche
Abhängigkeit  von  Erziehungsberechtigten,  politische  Entmündigung  in
Wahlen und im Alltag, fehlende Selbstbestimmung über den eigenen Körper
und  die  eigene  Sexualität.  Sie  rechtfertigt  Unterbezahlung,  wie  wir  in
Deutschland mit der Einführung des „flächendeckenden Mindestlohns“ sehen
können,  von  dem  beispielsweise  Jugendliche  ausgeschlossen  sind.
Jugendunterdrückung bedeutet  noch vieles  mehr,  wir  wollen hiermit  nur
deutlich  machen,  dass  sie  System hat,  sie  dient  der  Unterordnung  und
Gefügigmachung in Schule und Familie,  eine ideale Vorbereitung auf die
Arbeitswelt als lohnabhängiger Mensch.

Ideologische Erziehung in der Schule
S c h u l e  h a t  i m  K a p i t a l i s m u s *  j e d o c h  n i c h t  n u r  e i n e
Gesellschaftsstabilisierende  Funktion,  sondern  auch  einen  ideologischen,
sich auf das allgemeine Bewusstsein auswirkenden Faktor. Die herrschenden



Ideen  einer  Zeit  waren  stets  nur  die  Ideen  der  herrschenden  Klasse
(Marx/Engels – Das Manifest der kommunistischen Partei). Bildung hat also
in  jeder  Gesellschaftsform  die  Aufgabe,  nicht  nur  zur  wirtschaftlichen
Aufrechterhaltung des Systems beizutragen, sondern dieses System auch in
die  Köpfe  der  Gesellschaftsmitglieder  zu  pflanzen.  Hierbei  tut  der
Kapitalismus so, als sei er ein System, indem alle Menschen dieselben Rechte
und somit die gleichen Voraussetzungen hätten. Mal abgesehen davon, dass
zum Beispiel Geflüchtete vom Kapitalismus stark entrechtet werden, braucht
der Kapitalismus einfach weniger rechtliche Einschränkungen, da das seine
inneren ökonomischen Gesetze schon von alleine regeln. Sind doch jene, die
sich  eine  dauerhafte  Ausbildung  für  „ihre“  Kinder  nicht  leisten  können,
irgendwann dazu gezwungen,  die Schüler:innen aus der relativ  isolierten
Bildungswelt in die „Arbeitswelt“ zu stecken. Das Gleiche gilt für die, die sich
die  Nachhilfe  nicht  leisten  können  oder  nicht  genügend  freie  Zeit  oder
spezifisches Wissen besitzen,  um den Kindern bei  den Schulaufgaben zu
helfen.  Der  Ausschluss  von  Arbeiter:innenjugendlichen  aus  der  höheren
Bildung passiert somit meistens automatisch, ohne dass der Staat noch groß
nachhelfen  muss.  Doch  nicht  nur  die  Länge  des  Aufenthaltes  in
Bildungseinrichtungen,  sondern  auch  ihr  Inhalt  bestimmt  die
Bewusstseinsentwicklung.  Dies  basiert  darauf,  dass  der  Staat  eine
Monopolstellung* über die Bildung hat. Davon sind nur diejenigen befreit, die
es  sich  leisten  können,  auf  Privatschulen  zu  gehen  oder  zu  Hause
unterrichtet zu werden. Aus dieser Alleinherrschaftsstellung folgt auch, dass
der  Staat  alleine  entscheiden  kann,  welcher  Lehrstoff  auf  welche  Weise
unterrichtet  werden  soll.  Das  bedeutet  u.  a.  die  Darstellungsweise  von
historischen Ereignissen, die Selbstkritik des Staates und des Kapitalismus,
es bedeutet aber auch die bewusste Überlastung von Schüler:innen durch
Dinge wie Bulimie-lernen, durch das zwanghafte Einhalten von Lehrplänen,
die  Unmöglichkeit  der  Selbstbestimmung  und  -entfaltung.  Diese
diktatorische Form des Lernens – die anfangs aus still sein und ruhig sitzen
besteht,  bis  dies  zur  Selbstverständlichkeit  wird  –  tötet  weite  Teile  von
Kreativität  ab  und  presst  die  Schüler:innen  in  eine  vorgegossene  Form.
Hierbei  wird  Lehrer:innen  eine  zentralisierte,  weitgehend  „Arbeitswelt“-
fremde  Ausbildung  auf  sachlicher  und  pädagogischer  Ebene  erteilt.  Der
Frontalunterricht ist hierbei ein stark hierarchisch geprägtes Mittel, welches 



sehr an militärische Disziplin erinnert. Lehrer:innen müssen außerdem, um
ihren Beruf ausüben zu dürfen, die freiheitlich demokratische Grundordnung
unterzeichnen,  diese  umfasst  auch  das  Recht  auf  Privatbesitz  an
Produktionsmitteln*,  ein  Recht  also,  welches  diese  Klassengesellschaft*
aufrechterhält.  

Jugendunterdrückung: Ergebnis der Trennung
von Öffentlichkeit und Privatheit
Ein elementares Problem der Bildung in jedweder Klassengesellschaft * ist
die scheinbare Trennung von Bildungs- und Arbeitswelt. Diese isoliert die
Schüler:innen von den konkreten Problemen und Prozessen der Außenwelt
und  schafft  eine  rein  künstliche  Konkurrenzsituation  rund  um  das
Notensystem und Zukunftsangst  bzw.  Perspektivlosigkeit.  Hierbei  tut  der
Kapitalismus*  wieder  so,  als  hätten  wir  alle  die  gleichen  Chancen  und
leugnet  dabei  strukturelle  Unterdrückung  wie  beispielsweise  Rassismus,
Sexismus oder die Existenz von Klassen. Wenn die Unterschiede dann doch
zu sehr  auffallen,  führt  er  sie  auf  angeblich  zu  geringe Aufklärung und
Intelligenz zurück. Denn im Vordergrund steht: Machst du was, dann wirst
du was. Dabei ist der Kapitalismus ein System, dass nicht in der Lage ist
Menschen  vor  Krieg  und  Armut  zu  beschützen,  vollkommen  egal  wie
intelligent diese sind. Dies führt zum einen zur Demoralisierung und Verlust
des Interesses am Lernen an sich für einen großen Teil der Schüler:innen.
Und  zum  anderen  dazu,  dass  die  Ausbildung  neuer  Generationen  von
Arbeiter:innen* nicht als gesellschaftlich notwendige und für alle Mitglieder
wichtige Aufgabe wahrgenommen wird.  Dies  reproduziert  und legitimiert
wiederum die Jugendunterdrückung. Hieraus werden unbezahlte Praktika,
Benachteiligung  im  Beruf,  Unterbezahlung  in  der  Ausbildung  und  vieles
weiteres  gerechtfertigt.   Denn  die  (Aus-)Bildung  wird  als  individuelle
Karrierechance und nicht als gesellschaftlich notwendiges Produkt begriffen.

Die  Schüler:innenvertretung:  Mittel  zur



Mitbestimmung?
Doch gibt es nicht auch in der Schule Möglichkeiten der Mitbestimmung? Die
jähr l i chen  Schü ler : innensprecher : innenwahlen  und  d ie
Schüler:innenvertretung  klingen  super,  sind  aber  eine  ziemliche
Mogelpackung. Erst einmal wird Schüler:innen in jungen Jahren vollständig
die  Interessenvertretung  untersagt.  Erst  in  den  mittleren  und  höheren
Schuljahren  dürfen  sie  ihre  eigenen  Schüler:innenvertretungen  wählen.
Diese  ähnelt  in  vielen  Punkten  dem  parlamentarischen  System  der
Bundesrepublik Deutschland. So können die Schüler:innen in regelmäßigen
Abständen wählen. Eine Überprüfung, ob die Gewählten auch wirklich im
Interesse der Schüler:innen handeln, geschweige denn eine mögliche Abwahl
sind dabei wie auch im politischen System der BRD nicht vorgesehen. Auch
die Einflussmöglichkeiten der Schüler:innenvertretungen sind winzig, obwohl
sie die Mehrheit der Menschen, die sich in der Schule aufhalten, vertritt. So
haben  sie  keinerlei  Einfluss  auf  Unterrichtsinhalte,  Bildungsetats  oder
rechtliche  Mittel  um  Schüler:innen  vor  Willkür  und  Repression*  zu
beschützen. Es handelt sich vielmehr um eine Art Vorschlagsrecht. Vor allem
schließen sie aber einen Großteil der Schüler:innenschaft aus der aktiven
Beteiligung  aus.  Sie  gewöhnen  sie  somit  an  das  politische  System  in
Deutschland und an die kommenden Jahre der realen Stimmlosigkeit und
beschränkten  Selbstorganisierung.  So  kommt  es,  dass  die  meisten
Schüler:innenvertretungswahlen zu Beliebtheitswahlen verkommen. Sollte es
mal vorkommen, dass einzelne Schüler:innen richtig viel Kraft und Energie in
die  Schüler:innenvertretungen  stecken,  wird  das  nicht  als  schulische
Leistung anerkannt. Mit Glück wird es vielleicht auf dem Zeugnis irgendwo
am Rand erwähnt. Somit steht das ehrenamtliche Engagement scheinbar im
Gegensatz zum schulischen Erfolg, da wir uns entscheiden müssen, ob wir
die Zeit lieber zum Lernen oder zum Politikmachen verwenden. Dies ist kein
zufälliges  Phänomen.  Hier  sieht  man deutlich,  wie  uns  die  Struktur  der
Schüler:innenvertretung  an  das  parlamentarische  System gewöhnen  soll.
Jede Gesellschaft benötigt die Bildung, um ihre Mitglieder im Sinne ihres
politischen  Systems  zu  erziehen,  auch  eine  befreite  Gesellschaft*.  Diese
würde den Schüler:innen jedoch vollste Mitbestimmungsrechte garantieren.
Doch was sind das für Formen, die nicht nur beschränkte Mitbestimmung,



sondern volle Selbstbestimmung ermöglichen? Darauf wollen wir im späteren
Verlauf eingehen.

Bildung & Krise
In  Zeiten  verschärfter  wirtschaftlicher  Krisen  versucht  das  Kapital  die
Schulzeit zu verringern und auch die Kosten für Bildung auf die arbeitende
Bevölkerung  abzuwälzen.  Steigende  Lehrmittelkosten  für  Schulbücher,
Druckkosten,  Exkursionen,  Taschenrechner  und  vieles  mehr  sind  gute
Beispiele  dafür  (Studiengebühren  im  Hochschulbereich).  Eine  gesamte
Schulklasse freut sich auf die Klassenfahrt, aber für Einige ist dieses soziale
Event  unbezahlbar.  Während für  die  Armen Bildung immer  teurer  wird,
schicken  immer  mehr  Eltern  aus  der  Kapitalist:innenklasse*,  der
Mittelschicht  oder  den  oberen  Schichten  der  Arbeiter:innenklasse*  ihre
Kinder auf Privatschulen. Wer eine gleichberechtigte Gesellschaft aufbauen
will, muss diese abgeschotteten Inseln der guten Bildung für die Reichen
s c h a r f  k r i t i s i e r e n !  E i n  a n d e r e r  A u s d r u c k  d e r  s o z i a l e n
Auseinanderentwicklung  ist  das  mehrgliedrige  Schulsystem.  Hier  wird
selektiert,  bevor  die  Entwicklung  des  menschlichen  Gehirns  überhaupt
abgeschlossen ist und ohne soziale Ungleichheiten innerhalb der Schule zu
berücksichtigen.  In  Zeiten  der  Wirtschaftskrise  heuchelt  die  jeweilige
Schulgliederung die soziale Perspektive vor und tut so, als gäbe es höher-
und minderwertige Aufgaben in der Gesellschaft. Diese Hierarchisierung ist
Blödsinn, denn es sollte einzig und allein darauf ankommen, ob eine Tätigkeit
gesellschaftlich notwendig ist.  In Deutschland, aber auch darüber hinaus,
sehen wir  in  den letzten Jahrzehnten einen zunehmenden Rückgang der
Vollbeschäftigung. Das Bild von der schönen sozialen Marktwirtschaft, in der
niemand arbeitslos ist,  fängt an zu bröckeln. Spätestens seit  der Agenda
2010**  (u.a .  „Hartz  IV-Reform“)  wurde  ein  großer  Tei l  der
Arbeiter:innenklasse,  selbst  mit  Job,  in  die  Armut  gedrängt.  Durch  die
wirtschaftspolitischen  Reformen  haben  viele  Unternehmen  keine
Festanstellungen  mehr  vergeben,  um  flexibler  auf  die  Wirtschaftskrisen
reagieren  zu  können  und  Geld  zu  sparen.  So  müssen  sehr  viele
Arbeiter:innen beim Arbeitsamt aufstocken oder schlagen sich mit mehreren
„Minijobs“, befristeten Verträgen, Leih- und Zeitarbeit, Praktika usw. durchs



soziale Elend. Während die Bildung in Krisenzeiten teurer wird, haben also
viele  Menschen  aus  der  Arbeiter:innenklasse  weniger  Geld,  um  sie  zu
bezahlen. Viele Lohnabhängige erkennen jedoch nicht, dass dieses Problem
nicht nur sie, sondern ihre ganze Klasse betrifft. Das liegt unter anderem
daran,  dass es vielen Leuten hier  in Deutschland,  aber auch in anderen
„westlichen“  Ländern,  durch  die  Globalisierung  und  die  internationale
Arbeitsteilung  so  vorkommt,  als  gebe  es  hier  gar  keine  richtige
Arbeiter:innenklasse mehr. Das ist natürlich Quatsch, denn auf internationale
Ebene sieht man sogar,  dass die Arbeiter:innenklasse weltweit mehr und
mehr wächst. Insbesondere in Asien.

Exkurs:  Einflussversuche  des  Kapitals  in
Bildung
Während jede Form von demokratischer Kontrolle der Schüler:innen und
Arbeiter:innen*  über  die  Bildung  massiv  bekämpft  wird,  erleben  wir
regelmäßig unterschiedliche Formen von Privatisierungen der Bildung. Der
Staat gibt also ein bisschen was von seiner Hoheit über die Bildung ab. Das
kann teilweise durch die Kooperation mit privaten Unternehmen in Form von
Public-Private-Partnerships  passieren,  aber  auch,  indem  Kinder  wieder
stärker in die Familie  zurückgedrängt werden.  Dies ergibt  sich aus dem
bereits  geschilderten  Widerspruch  zwischen  den  Interessen  der
Kapitalist:innenklasse* als Ganzes und den Interessen ihrer Einzelteile, also
den einzelnen Unternehmer:innen. Ein Beispiel hierfür ist die Verkürzung
des  Abiturs  in  Deutschland  von  13  auf  12  Jahre.  Diese  Verkürzung der
Lernzeit steht eigentlich den stetig steigenden Anforderungen an die neuen
Arbeiter:innen  entgegen,  während  es  gleichzeitig  die  Zeit  der  Jugend
verkürzt und die Schüler:innen schneller zur Arbeit zwingt. Auch wenn diese
Veränderung mittlerweile als gescheiterte Reform erklärt und in einzelnen
Ländern wieder zurückgenommen wird. Ebenfalls sind Maßnahmen, wie die
Pisa-Studie aber auch die Bologna-Reform (Studierendenbeispiel: Einführung
des Bachelor-Master-Systems) Ausdruck der internationalen Arbeitsteilung,
die  zunehmend versucht,  gleiche  Standards  zu  schaffen.  Darüber  hinaus
versuchen  die  Kapitalist:innen*  die  Kosten  für  die  Ausbildung  ihrer
zukünftigen  Arbeiter:innen  noch  stärker  auf  den  Staat  abzuladen.  Dafür



versuchen  sie  Einfluss  auf  die  Lehrpläne  zu  nehmen,  welche
„marktkonformer“  gestaltet  werden  sollen.  Inhalte,  die  für  sie  weniger
relevant  sind,  sollen  so  gekürzt  und durch andere  ersetzt  oder  gänzlich
gestrichen  werden.  Vor  allem  kreative,  soziale  und  sportliche
Unterrichtsfächer  sollen  Schritt  für  Schritt  verdrängt  werden.
Vertreter:innen des Kapitals  argumentieren oft,  dass die  Wirtschaft  noch
mehr Einfluss auf die Bildung nehmen müsse, um zu verhindern, dass es in
bestimmten Fächern einen Überschuss an Expert:innen gebe, während in
anderen  Fächern  Fachkräftemangel  herrsche.  Damit  machen  sie  auf  ein
wirkliches  Problem  aufmerksam,  dass  aber  vielmehr  ein  Ergebnis  der
kapitalistischen*  Wirtschaft  ist.  Da  es  hier  nur  um  Profit  geht  und
Konkurrenz das bestimmende Prinzip des Wirtschaftens ist, kann es keine
demokratische und an den Bedürfnissen orientierte Planung geben, sodass
sich Bildung immer den ständigen Krisen, Aufschwüngen und Stagnationen
unterwerfen muss.  Das Bildungswesen im Kapitalismus schafft  so riesige
ungenutzte oder verschwendete Potentiale: Wer kennt sie nicht, die Legende
der taxifahrenden Soziologiestudentin?

Selektion
Bildung ist jedoch eine teure Angelegenheit für das Kapital (bzw. den Staat),
weshalb nur so viel Bildung zur Verfügung gestellt wird, wie dringend nötig
ist.  Das  sieht  man daran,  dass  in  Deutschland  im Schnitt  nur  26% der
Jugendlichen  eine  „hohe  Qualifikation“  (=Hochschulabschluss  oder
Meisterbrief)  erreichen.  Eine  ganzheitliche,  ausführliche  und  allgemeine
Bildung der gesamten Arbeiter:innenklasse* ist daher im Kapitalismus* nicht
zu  gewährleisten.  Stattdessen  werden  Kosten  und  Ausbildungszeit  durch
frühe und ständige Selektion* reduziert und damit gleichzeitig dafür gesorgt,
dass  dem  Kapital  stets  eine  große  Menge  an  weniger  ausgebildeten
Arbeitskräften  zur  Verfügung  steht,  die  für  schlechter  bezahlte  Arbeit
eingesetzt werden können. Was hätten die profitorientierten Unternehmen in
Deutschland davon, wenn wir alle Doktortitel hätten und ein fünfstelliges
Gehalt im Monat verlangten? Über Noten, ein mehrgliedriges Schulsystem,
Numerus  Clausus  usw.  wird  eine  permanente  Konkurrenzsituation  unter
Jugendlichen  geschaffen  und  im  Hinblick  auf  die  spätere  Stellung  im



Produktionsprozess selektiert. Dieser Prozess findet vor allem anhand von
Klassenlinien  statt,  wie  im  Folgenden  gezeigt  wird.  Insbesondere  in
Krisenzeiten wird der Selektionsdruck zusätzlich verschärft,  da der Staat
durch  die  zunehmende  internationale  Konkurrenz  und  die  schwindenden
Einnahmen  dazu  gezwungen  ist,  im  Bildungs-  und  Sozialwesen  massive
Kürzungen vorzunehmen,  um nicht  die  Profite  der Konzerne antasten zu
müssen. Dann wird zum Beispiel die Lernzeit für das Abitur von 13 auf 12
Jahre gekürzt und durch die gestiegene Stoffdichte noch weiter selektiert.
Die kapitalistische Ideologie behauptet dennoch, dass mit genügend Fleiß
und Durchhaltevermögen jede:r Jugendliche alles schaffen kann. Wir sehen
aber, dass das deutsche Bildungssystem mit seinen Selektionsmechanismen
gar nicht vorsieht, dass uns allen das größte Maß an Bildung zukommt und
wir alle unsere  Träume erfüllen können. Die Verantwortung wird dafür aber
nicht  im  System,  sondern  individuell  bei  uns  gesucht.  Dies  führt  zu
selbstauferlegtem Leistungswahn, Druck, Depressionen, Suizid, Unsicherheit
und mangelndem Selbstbewusstsein bei vielen von uns.

Bildung & soziale Ungleichheit
Wie wir bereits erklärt haben, hat das Bildungssystem vor allem die Aufgabe,
die bestehende gesellschaftliche Ordnung aufrechtzuerhalten. Das bedeutet
also auch, dass es die bestehende soziale Ungleichheit und Benachteiligung
bestimmter  Gruppen von Menschen aufrechterhält.  Gleichzeitig  wird  uns
dabei aber erzählt, dass unsere Erfolge und Misserfolge in der Schule einzig
und allein mit unserer persönlichen Leistung zu tun haben. Im Folgenden
wollen  wir  diesen  Mist  an  den  vier  Komponenten  Klassenherkunft,
Geschlecht,  Migration  und  Behinderung  veranschaulichen.

Klassenherkunft
Die Pisa-Studie hat aufgezeigt, dass die Chance für Kinder steigt, einen guten
Schulabschluss  zu  kriegen,  je  mehr  ihre  Eltern  verdienen,  je  sozial
anerkannter  der  Beruf  der  Eltern  ist  und  je  höher  der  eigene
Bildungsabschluss der Eltern ist. Nur 24% der Kinder, deren Eltern nicht
studiert haben, erlangen selber einen Hochschulabschluss. Je weniger Kohle
unsere Eltern haben, desto schlechter unsere Chancen in der Schule. Auch



wenn  es  um  Nachhilfe  und  Förderung  geht:  Wessen  Eltern  keine  gute
Schulbildung bekommen haben oder den ganzen Tag arbeiten müssen, haben
auch  kaum die  Möglichkeit  beim Lernen  zu  helfen.  Dabei  verlagert  das
deutsche Bildungssystem immer mehr Inhalte in die Privatsphäre: seien es
Hausaufgaben, die Prüfungsvorbereitung oder das Nachholen von Lernstoff,
der in der kurzen Zeit  nicht  nachvollziehbar war.  Dabei  sollen dann die
Eltern oder teure Nachhilfelehrer:innen helfen. Ganztägige Schulmodelle, bei
all ihren Schwächen, hätten hierbei die Aufgabe, dies auf gleichberechtigter
Ebene anzubieten.

Geschlecht
Schülerinnen haben im Durchschnitt bessere Noten als Schüler. So haben
nach einer Statistik zu Schulnoten des Landes Nordrhein-Westfalen aus dem
Jahr  2007  40% der  Jungen  eine  Abiturnote  die  schlechter  als  3,0  war,
während  es  bei  den  Mädchen  nur  33,4%  waren.  Auch  der  Anteil  an
Schülerinnen, die Abitur machen, hat massiv zugenommen. Waren 1950 noch
32,8% der Schüler:innen weiblich, so sind es im Jahr 2013 54,6% gewesen,
so das statistische Bundesamt. Doch immer noch haben Lehrer:innen starke
Geschlechterstereotype – wie auch in der gesamten Gesellschaft präsent – im
Bezug auf spezifische Fächer. So sind Jungen angeblich besser veranlagt für
Naturwissenschaften,  während  Mädchen  eine  tendenzielle  Begabung  für
Sprachen haben. Dies ergibt sich aus der erzwungenen Rolle der Frau in der
Familie, die ein Schwerpunkt des weiblichen Lebens in der Rolle der Mutter
sein soll. Noch immer werden 2/3 der Hausarbeit in der BRD von Frauen
erledigt.  Gleichzeitig verdienen Frauen in der BRD im Durchschnitt  23%
weniger als Männer. Auch mit besseren Noten werden Frauen also massiv im
Beruf und im gesellschaftlichen Leben benachteiligt.

Migration
Dadurch,  dass  unser  Staat  Menschen  mit  Migrationshintergrund
systematisch  in  der  Arbeitswelt  benachteiligt,  treffen  auch  auf  viele
migrantische Jugendliche dieselben Probleme zu, die wir schon im Punkt
„Klassenherkunft“ erläutert haben. Das deutsche Bildungssystem hält aber
noch einige zusätzliche Hindernisse und Diskriminierungsstrukturen bereit.



So basiert  die Bildung hier darauf,  nur in einer Sprache unterrichtet  zu
werden. Anstatt Mehrsprachigkeit für den Unterricht zu nutzen, macht es
das Bildungssystem Schüler:innen, deren Muttersprache nicht Deutsch ist,
somit  erheblich  schwerer,  alles  in  derselben  Zeit  zu  verstehen.  Noch
schwieriger wird es, wenn es um Fachsprache geht. Der Staat würde aber
nicht  auf  die  Idee  kommen,  selber  massiv  in  Sprachkurse  und
Förderangebote zu investieren. Stattdessen macht er einfach die Erziehung
in den Familien dafür verantwortlich. Da aber die meisten migrantischen
Familien  selber  nicht  genügend  Sprachförderungsangebote  vom  Staat
bekommen haben,  ist  es  vielen unmöglich,  „ihren“ Kindern die  deutsche
Sprache perfekt beizubringen. Rassistische Stereotype und Einstellungen bei
Lehrer:innen tun dann noch ihr Übriges. So kommt es, dass Kinder, deren
Eltern nicht  in Deutschland geboren sind,  nur 4 % der Schüler:innen in
Gymnasien  darstellen,  aber  20%  der  Schüler:innen  in  Hauptschulen.
Während uns  Rassist:innen von der  AfD erzählen  wollen,  dass  schlechte
Noten  an  mangelnder  Intelligenz  liegen,  ist  der  Grund  vor  allem  die
systematische Benachteiligung.

„Behinderung“
Niemand von uns ist „behindert“. Stattdessen werden wir zu „Behinderten“
gemacht, wenn wir aufgrund irgendwelcher Eigenschaften, Erfahrungen etc.
nicht den Anforderungen, die die kapitalistische* Konkurrenzlogik an uns
stellt,  gerecht  werden  können.  In  der  Schule  ist  dafür  der  Begriff
„sonderpädagogischer  Förderbedarf“  in  Mode  gekommen.  Einmal  damit
gelabelt, werden wir meistens auf sogenannte Förderschulen abgeschoben
und dürfen mit diesem Schulabschluss für den Rest unseres Lebens eine
Vielzahl  von Jobs nicht  machen und werden immer eine viel  schlechtere
Bezahlung  akzeptieren  müssen,  so  verdienen  beispielsweise
Werkstattbeschäftigte  im  Schnitt  180€  pro  Monat.  Menschen  zu
„Behinderten“ zu machen ist also ein wichtiger Selektionsmechanismus im
Bildungssystem. Dabei sind eigentlich nicht wir das Problem, sondern die
Lernumgebung,  die  nicht  in  der  Lage  ist,  sich  auf  unsere  Bedürfnisse
einzustellen.  Wenn  ein  Kind  in  der  Grundschule  nicht  stil l  im
Frontalunterricht  sitzen  kann,  sollte  vielmehr  die  Lernform  überdacht
werden, anstatt das Kind mit ADHS zu labeln und es mit Medikamenten



vollzustopfen.  Besonders  betroffen  sind  auch  hier  wieder  Kinder  aus
Arbeiter:innenfamilien,  da  laut  Studien  die  Wahrscheinlichkeit  der
Diagnostizierung eines „sonderpädagogischen Förderbedarfs“ in dem Maße
steigt, in dem das Einkommen der Eltern sinkt. „Behinderung“ ist also keine
medizinische, sondern eine soziale Frage!

Erziehung & Konkurrenz
Dass man im Kapitalismus* am besten überlebt, wenn man die Ellenbogen
ausfährt, nach unten tritt und sich nach oben streckt, soll uns schon in der
Schule beigebracht werden. Für diese Erziehung zur Konkurrenz spielt das
Notensystem eine große Rolle. Die Noten geben dabei nicht an, wie gut wir
den Stoff wirklich verstanden haben, oder ob wir persönliche Lernerfolge
erzielt haben. Vielmehr zeigen sie nur, wie gut wir im Verhältnis zu unseren
Mitschüler:innen abgeschnitten haben. So sollen wir lernen, unsere Leistung
nicht  nach  unseren  persönlichen  Maßstäben  zu  beurteilen,  sondern  uns
immer an den Anderen zu messen und zu versuchen, sie zu übertreffen. Noch
dazu  wird  Lernen  so  zur  absoluten  Drucksituation,  was  die  schulischen
Leistungen  vielen  wissenschaftlichen  Studien  gemäß  sehr  negativ
beeinflusst. Dabei erwartet die Schulleitung von einer guten Lehrkraft, dass
die  Klassenarbeit  einen „ausgeglichenen Notenspiegel“  hervorbringt:  also
nicht zu viele 1en, ein breites Mittelfeld und ein paar 4en, eine 5 und eine 6.
Wenn alle Schüler:innen gut oder sehr gut abschneiden würden, wäre die
Arbeit in der Logik unseres Bildungssystems definitiv zu leicht gewesen. Wer
also etwas schneller verstanden hat und den anderen Schüler:innen dabei
helfen will, schwächt in diesem System eher seine eigenen Chancen. Ziel
einer befreiten Gesellschaft ist es, dass das Handeln für das eigene Wohl mit
dem Handeln für das Wohl der Allgemeinheit einhergeht. Deshalb sind wir
für die Abschaffung aller Noten und für eine Ausbildung und gegebenenfalls
Überprüfung nach Fähigkeiten und gesellschaftlichen Bedürfnissen. 

Kommandoprinzip
Die  ersten  Schuljahre  sollen  uns  vor  allem  disziplinieren,  ob  über
pädagogische  oder  offener  repressive  Maßnahmen.  Ziel  ist  es  hierbei



stillschweigende Kinder  zu formen,  die  die  Masse an Stoff  unhinterfragt
aufnehmen  und  sich  nicht  beschweren.  Wer  das  schon  in  der  Schule
verinnerlicht hat, soll sich auch später im Betrieb so verhalten. Extrovertierte
J u g e n d l i c h e  w e r d e n  m i t  N a c h s i t z e n ,  K l a s s e n b u c h -  u n d
Hausaufgabenhefteinträgen,  schlechten  Noten,  Tadeln  oder  Sonstigem
bestraft. Wenn das nicht hilft, wird uns AD(H)S attestiert und wir werden mit
Medikamenten ruhig gehalten. Viele Eltern übernehmen dieses Prinzip in die
eigene Erziehung, da sie sich ja wünschen, dass ihre Kinder erfolgreich in
der Schule sind. Die Faustregel lautet dabei: Mach was dir gesagt wird, dann
hast  du  weniger  Probleme.  Diese  Form von Erziehung steht  im krassen
Gegensatz  zum  Idealbild  der  Aufklärung  von  Bildung,  die  durch
Wissensvermittlung eine befreite Form von Mensch schaffen möchte, der die
Gesellschaft stets kritisch hinterfragt.

Warum eigentlich noch zur Schule gehen?
Auch wenn hier sehr viel blöd läuft, ist das allgemeine Bildungswesen eine
historische  Errungenschaft.  Neben  der  Tatsache,  dass  wir  zu  guten
Arbeitskräften  ausgebildet  werden  sollen,  ermöglicht  es  uns  auch,  uns
Wissen über den Produktionsprozess hinaus anzueignen. Es vermindert zum
Beispiel  auch  die  Rate  von  Analphabetismus,  was  wiederum  auch  die
Verbreitung  revolutionärer  Gedanken  erleichtert.  Da  wir  für  eine
Gesellschaft kämpfen, in der wir alle – die gesamte Arbeiter:innenklasse* –
die  Politik  und  die  Produktion  demokratisch  leiten,  ist  es  für  uns  auch
notwendig, schon jetzt die nötige Bildung zu erhalten, die dafür gebraucht
wird. Bildung ist und bleibt dabei eine Aufgabe des Staates. Wird Bildung in
die Familie zurückgedrängt, leiden darunter insbesondere Jugendliche aus
Arbeiter:innenfamilien, besonders wenn sie Frauen sind. Wir fordern also
nicht die Auflösung des staatlichen Bildungsmonopols*. Wir wollen aber, dass
es jemand anderes kontrolliert: nämlich die, die Bildung bekommen und die,
die  sie  machen.  Wir  fordern  eine  Kontrolle  des  Bildungssystems  durch
demokratische Gremien von Lernenden und Lehrenden, so wie jeder Bereich
der  Gesellschaft  von  denen kontrolliert  werden soll,  die  ihn  ausmachen.
Darauf ist dieser Staat, der nur die Interessen der Kapitalist:innenklasse*
repräsent iert ,  jedoch  nicht  ausgelegt .  Deswegen  muss  die



Arbeiter:innenklasse  im  Schulterschluss  mit  der  Jugend  und  anderen
unterdrückten Teilen der Gesellschaft den bürgerlichen Staat zerschlagen
und durch die eigenen, wirklich demokratischen Strukturen ersetzen, um
damit nach und nach jegliche Form von Staatsgewalt überflüssig zu machen.
So  können  die  Klassengegensätze  überwunden  und  eine  Gesellschaft
aufgebaut  werden,  in  der  jeder  Mensch  nach  seinen  Fähigkeiten  und
Bedürfnissen frei leben kann, der Kommunismus*. Trotzdem unterstützen wir
auch jeden Kampf um Reformen des Bildungswesens zur Verbesserung der
Bildung  im  Interesse  für  uns  alle.  Auch  kleine  Schritte  können  die
Bedingungen in unseren Schulen verbessern. Wenn wir jedoch immer weiter
für  unser  Recht  auf  Mitbestimmung  kämpfen,  werden  dem  Staat  und
Kapitalist:innenklasse einen Riegel vorschieben. Uns muss immer bewusst
sein: eine befreite Schule ist nur in einer befreiten Gesellschaft möglich.
Einen Weg zu dieser Perspektive wollen wir bereits im Kleinen aufzeigen. 

3. Für eine kämpferische Gewerkschaft!
Als Sozialist:innen besteht unsere politische Arbeit nicht nur darin uns selbst,
sondern  auch  andere  Menschen  für  revolutionäre  Politik  zu  begeistern.
Neben  den  Inhalten  unserer  Politik  müssen  deshalb  auch  unmittelbare
Erfolge für uns sprechen können. Erfolge sind in diesem Zusammenhang
auch die Verbesserung der Lebens-, bzw. Arbeitsbedingungen im Hier und
Jetzt, im Kapitalismus*. Für solche Erfolge müssen wir kämpfen, nicht nur
m i t  l o k a l e n  ( S c h ü l e r - ) G r u p p e n .  I n  d e r  G e s c h i c h t e  d e r
Arbeiter:innenbewegung  stellte  sich  die  Gewerkschaft  als  Ort  des
Zusammentragens  der  verschiedenen  Kämpfe  um  Forderungen  nach
höherem Lohn, nach Krankengeld usw. als eins der besten Mittel heraus,
diese umzusetzen. Denn wo sich viele Arbeiter:innen* oder Schüler:innen
organisieren, können ihre Kämpfe auch erfolgreich sein. Ein kleiner Streik
macht keinem:r Bourgeois, keinem:r Fabrikbesitzer:in Angst, wenn wir aber
nicht  nur  eine  Schule  unter  vielen,  nur  einen  Zulieferer  unter  vielen
bestreiken, sondern alle, dann geht es an die Substanz, dann finden auch
unsere Forderungen Gehör.  Praktisch jede:r  weiß grundlegend,  was eine
Gewerkschaft ist,  oder hat zumindest schon von einer gehört.  Spätestens
wenn wieder ein Fußballgroßereignis á la WM auf der Tagesordnung steht



und  die  Lokführer:innengewerkschaft  es  wagt  sich  auch  nur  über  die
Möglichkeit von Streiks zu unterhalten, können und dürfen es die Medien
nicht  verpassen  sich  über  die  scheinbar  radikalen  Gewerkschafter:innen
auszulassen. Schnell wird dann aus dem ganz normalen Arbeitskampf, dem
Kampf  um  bessere  Löhne  und  Arbeitsbedingungen,  ein  Angriff  auf  die
Zivilgesellschaft durch die sowieso schon besser gestellten Arbeiter:innen.
Denn diejenigen Arbeiter:innen mit wirklich kampfstarken Gewerkschaften
wie in der Chemie oder Metallindustrie, bei den Lokführer:innen oder bei den
Pilot:innen sind meist  auch die besser gestellten Arbeiter:innen.  Warum?
Ganz  einfach  gesagt,  weil  ein  Streik  mehr  weh  tut,  wenn  er  zentrale
industrielle  Bereiche  oder  das  Transportwesen  lahmlegt.Hetze  gegen
Gewerkschaften ist ein wenig vielschichtiger, als sie auf den ersten Blick
scheinen  mag.  Nicht  nur  gegen  die  kampf-  bzw.  streikerprobten
Arbeiter:innen die auch unsere Kämpfe vorantreiben können, wird gehetzt,
sondern gegen gewerkschaftliche Organisierung an sich, welche sich doch in
der  Geschichte  als  starke  Waffe  der  Arbeiter:innen  gegen  die
Kapitalist:innen* herausgestellt hat. Erfolge von Kämpfen, die unmittelbar
aus der Organisierung von Arbeiter:innen erfolgten und nur über Streiks
umgesetzt  werden  konnten,  sind  zum  Beispiel  das  allgemeine
einkommensunabhängige Wahlrecht, die Krankheits- und Altersversorgung
oder aber die Verteidigung der demokratischen Republik gegen adelstreue
rech te  Pu t sch i s ten  (Deu t sch land  1920 ) ,  um  nur  e in ige ,
unzusammenhängende  Bespiele  zu  nennen.  Gewerkschaften  sind  also
offensichtlich zu mehr in der Lage als „nur“ die Kämpfe um bessere Arbeits-
und Lebensbedingungen zu  führen.  Sie  können politische  Interessen der
Arbeiter:innen umsetzen, indem sie die Kapitalist:innen zu Kompromissen
zwingen. Unabhängig vom politischen Programm ist eine Gewerkschaft also
ein  Kampfbund aller  Arbeiter:innen,  die  Einheitsfront  der  Ausgebeuteten
gegen  die  Ausbeuter:innen.  Warum  sollten  wir  Schüler:innen  solche
Strukturen  nicht  auch  haben?  

Organisierung von Oben
Anfang  2016  rief  die  FIDL,  die  unabhängige  demokratische
Schüler:innengewerkschaft,  gemeinsam  mit  den  großen  französischen



Gewerkschaften zu Streiks und Demonstrationen auf. Diese richteten sich
unmittelbar gegen die Politik der PS, der französischen sozialdemokratischen
Partei. Konkret ging es um die sogenannte Khomri-Reform. Eine „Neuerung“
auf dem Arbeitsmarkt,  die die 35 Stunden Woche faktisch aufheben und
diverse  Rechte  am Arbeitsplatz  wie  zum Beispiel  den  Kündigungsschutz
verwässern soll. Dazu aufzurufen war richtig. Dieser Angriff stellt natürlich
einen Angriff auf ältere Schüler:innen, also angehende Arbeiter:innen* dar,
welche es als Jugendliche ohnehin schwer genug haben, einen sicheren Job
zu  bekommen.  Dass  die  FIDL  sich  mit  ins  Boot  der  aufrufenden
Gewerkschaften  setzte,  kam  trotzdem  unerwartet.  Lange  schon  gab  es
Proteste gegen die Reformen ohne die Beteiligung der Schüler:innen. Die
Führung der Gewerkschaft musste auf den Druck ihrer eigenen Mitglieder
reagieren, welche von sich aus demonstrieren wollten. Mit oder ohne „ihre“
Gewerkschaftsführung.  Wieder einmal rannte die Führung der Bewegung
hinterher erst, als die Bewegung an sich schon zu groß war, um sich vor ihr
zu verschließen, anstatt selbst initiativ zu werden und solche Kämpfe mit
eigenen Forderungen zu unterfüttern, gar anzuführen. Wieder einmal zeigt
sich, dass die Gewerkschaftssbürokrat:innen Probleme lieber aussitzen und
nur  in  der  größten  Not  zur  Tat,  zum  Streik,  greifen.  Als  Schnittstelle
zwischen den organisierten Arbeiter:innen und den Interessensgruppen der
Kapitalist:innen*, den Arbeitgeberverbänden, welche nicht unmittelbar von
uns  Arbeiter:innen  kontrolliert  werden  kann,  ist  die  Bürokratie  von  der
widerlich  rassistischen  und  sexistischen  Ideologie  der  Kapitalist:innen
durchdrungen. Sie scheut sich in der Regel Position für die Rechte, seien es
auch  nur  Arbeitsrechte,  von  Geflüchteten,  von  Migrant:innen  oder  von
Frauen zu beziehen und begnügt sich damit das bürgerliche Märchen der
Chancengleichheit  unzerkaut  zu  schlucken.  Trotzdem  kann  auch  eine
korrumpierte Bürokratie fortschrittliche, antirassistische Kämpfe führen. So
führte  2013   unter  anderem  die  FIDL  eine  spontane  Bewegung  mit
landesweiten Streik- und Protestaktionen gegen die Abschiebung einzelner
Schülerinnen und Schüler an französischen Schulen an. Wieder als Reaktion
auf  eine  existierende  Bewegung,  denn  unabhängig  von  der  eigenen
Gesinnung ist jede Bürokratie von der von ihr verwalteten Masse abhängig.
Obwohl sich die FIDL, so wie auch andere Gewerkschaften,  als  frei  und
unabhängig bezeichnet, ist sie doch politisch und finanziell abhängig von der



PS,  der sozialdemokratischen Regierungspartei.  Wie auch in Deutschland
und sonstwo, wo es sozialdemokratische Parteien wie die SPD oder PS gibt,
ist deren Kurs gegenüber den Kapitalist:innen ein sozialpartnerschaftlicher.
Ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  meist  auch  von  ihnen  dominierten
Gewerkschaften.  Grob  gesagt  äußert  sich  dieser  Kurs  darin,  dass  die
Kapitalist:innen  den  Bürokrat:innen  Brotkrumen  für  die  von  ihnen
vertretenen  Arbeiter:innen  anbieten.  Selbst  genießen  sie  aufgrund  ihrer
hohen Funktion  in  der  Gewerkschaft  besondere  Privilegien,  einen hohen
Lohn und einen sicheren Arbeitsplatz, wenn man sich an die allgemeinen,
opportunistischen  Spielregeln  hält.  Von  sich  aus  kommen  die
Gewerkschaftsbürokrat:innen selten auf die Idee Kämpfe einzuleiten, eher
reagieren sie notgedrungen auf Angriffe. Sicherlich nicht zuletzt, weil sie
selbst zu der Schicht besser gestellter Arbeiterinnen und Arbeiter gehören.
Damit  einhergehen  nicht  nur  versäumte  Kämpfe  für  die  Arbeiter:innen.
Letztlich sind die Privilegien, die sich aus der besonderen Bedeutung der
höher gestellten Arbeiter:innenschaft für die Kapitalist:innen ergeben, auch
eine  Grundlage  für  arbeiter:innenfeindliche  Ideologie  innerhalb  der
Arbeiter:innenklasse.  Besonders  stark  wird  diese  pro-kapitalistische
Ideologie bei den Bürokrat:innen* der Gewerkschaften deutlich. Sehen sie
sich doch als (Sozial-)Partner:innen des Kapitals, mit dem sie verhandeln,
anstatt ihm den Kampf anzusagen. So kommt es nicht von ungefähr, dass
zentrale  Punkte  fortschrittlichen,  proletarischen  Bewusstseins  kaum
Widerhall in den Reihen der Arbeiter:innen finden. So positioniert sich der
DGB, der Dachverband deutscher Gewerkschaften, selten zu international
koordinierten  Streikversuchen.  Außer  Grußbotschaften  an  die  tatsächlich
kämpfenden  Arbeiter:innen  regt  sich  in  den  Reihen  der  deutschen
Gewerkschaftsbürokrat:innen wenig. So bei den letzten europaweiten Streiks
gegen  die  Sparpolitik,  die  den  am  stärksten  von  der  Krise  betroffenen
Ländern der  EU,  zum Beispiel  Griechenland oder Spanien,  diktiert  wird.
Auch die historischen Angriffe der Agenda 2010*, welche den Weg für die
sich immer stärkende Ausweitung der Leih- und Zeitarbeit oder der Hartz-
Reformen. Auch das jüngst beschlossene Tarifeinheitsgesetz,  welches nur
noch  der  Gewerkschaft  mit  den  meisten  Mitgliedern  innerhalb  eines
Betriebes erlaubt Tarifverhandlungen in diesem Betrieb zu führen, wurde
vom DGB sogar unterstützt! Dass keine dieser Reformen im Interesse der



Arbeiter:innen als Klasse ist,  sondern nur der Beschneidung ihrer Rechte
dient, ist mehr als offensichtlich. Der soziale Frieden wird dabei gewahrt,
indem den Stammbelegschaften der  einzelnen Betriebe zugesichert  wird,
dass sie ihre Plätze bis zur Rente sicher haben. Dass die Stelle danach eben
keine Vollzeitstelle mehr ist, sondern z. B. an Leiharbeiter:innen vergeben
wird, welche sich mit weit schlechteren Löhnen zufrieden geben müssen,
wird billigend in Kauf genommen. Die Privilegien der einen werden so zum
Leid der anderen und auch das trägt dazu bei, die Klasse zu spalten und ein
ideologisches Gefälle zwischen Facharbeiter:innen und den angeblich minder
qualifizierten Aushilfskräften zu schaffen. 

Organisierung von Unten
Wenn  auch  nicht  im  Aufbau  der  Gewerkschaft  so,  aber  doch  in  der
Schlagkraft  und  in  der  Militanz  der  Aktionen  fortschrittlicher  und
konsequenter waren die Schüler:innen in Brasilien. Im Herbst 2016 brach
eine Welle von Besetzungen über die großen Städte herein. Weder waren es
radikale Linke, die sich für die Besetzung von Häusern entschieden haben,
noch waren es die Studentinnen und Studenten, die ihre Hörsäle einnahmen.
Es waren die Schüler:innen, die von sich aus anfingen Schulen zu besetzen.
Hunderte  von  Schulen  waren  verschlossen  für  Rektor:innen  und
rückschrittliche  Lehrer:innen,  verschlossen  für  diejenigen,  die  sich  mit
Brasiliens  Bildungssystem  der  zwei  Klassen  abgefunden  haben.  In  den
Schulen  wurden  interessante  Seminare,  beispielsweise  zur  Russischen
Revolution  oder  dem  Arabischen  Frühling  gegeben.  Es  wurde  sich  mit
Antisexismus und Antirassismus auseinandergesetzt.  Es wurde sich selbst
organisiert.  Vom  Essen  über  die  Lehrinhalte  bis  zum  notwendigen
Wachschutz nahmen die Schüler:innen alles selbst in die Hand. Gerade die
Rolle von jungen Frauen, welche vermehrt im Mittelpunkt der Aktivitäten
standen  und  die  Bewegung  nach  außen  hin  vertraten,  ist  besonders
hervorzuheben.  Die  Bildung  in  Brasilien  ist  gnadenlos  unterfinanziert.
Einsturzgefährdete  Schulgebäude,  teilweise  ohne  Strom,  großteils  ohne
Klimaanlage sind die Regel. Die Klassen an den öffentlichen Schulen platzen
aus allen Nähten und die Lehrinhalte richten sich nahezu ausschließlich nach
den  Inhalten  der  zentralen  Abschlussprüfungen.  Immer  mehr  Schulen



wurden geschlossen  und im Gegenzug immer  mehr  Stadien  und Arenen
aufgebaut.  Nachdem für die WM 2014 und die olympischen Spiele 2016
genug Geld vorhanden gewesen war, neue Prunkbauten und Viertel aus dem
Boden  zu  stampfen  (und  dafür  ärmere  Viertel  einzustampfen),  war  den
meisten Schüler:innen klar: Für sie tut keine:r was, sie müssen sich selbst
organisieren,  um für  ihre  Belange zu  kämpfen.  Im Zuge dessen wurden
immer mehr Schulen besetzt und die Bewegung vernetzte sich mit anderen.
Die  Angriffe  seitens  der  Medien  und  der  Regierung  wurden  erfolgreich
abgewehrt.  Hiermit  sind  weniger  die  praktischen  Angriffe,  die  auf  der
Tagesordnung  standen,  wie  gewalttätige  Räumungsversuche  und
Denunziation  der  Organisator:innen  gemeint.  Wie  immer  versuchte  die
Regierung, den Protest zu spalten, die Medien den Protest zu isolieren. So
wurden Verhandlungsangebote seitens der zuständigen Minister:innen mit
einzelnen Schulen zu deren Forderungen abgelehnt. Auch fiel man nicht auf
den Trick der Medien herein, die Proteste „erfolgreich“ abzuschließen, da ja
schon Versprechungen der Regierung in diesem Jahr keine weiteren Schulen
zu schließen gemacht wurden und nun die Zeit der Mäßigung gekommen sei.
Für Angriffe dieser Art war die Bewegung zu stark. Sie hatte sich Gedanken
gemacht.  Nicht  nur  jede  Schule  organisierte  sich  selbst  in  Form  von
täglichen  Plena  und  Kommissionen,  auf  denen  alles  demokratisch
entschieden und umgesetzt wurde. Auch die nächsthöhere Instanz, welche
die Bewegung nach außen hin vertrat und befugt war zu verhandeln, war
demokratisch gewählt und von der Basis, von den kämpfenden Schüler:innen
kontrolliert.  Über  das  Rotationsprinzip,  demnach  politische  Funktionen
immer nur auf einen kurzen Zeitraum vergeben werden, um keine klassische,
korrupte Bürokratie, sondern einen lebendigen Apparat zu erzeugen, konnte
eine  solche  Kontrolle  durch  die  Basis  gewährleistet  werden.  Diese
Erfahrungen sollten uns ein positives Beispiel sein, wie eine unabhängige
Gewerkschaft von Schüler:innen aufgebaut sein kann, auch wenn neben der
Form maßgeblich der Inhalt über den Erfolg entscheidet.

Warum Schulstreik?
Uns muss klar sein, dass der Schulstreik kein Streik im herkömmlichen Sinne
ist. Streiken z.B. die Arbeiter:innen* bei Siemens, die durch ihre Ausbeutung



Milliarden  an  Mehrwert  produzieren,  dann  tut  das  den  Boss:innen  von
Siemens ziemlich weh und sie sehen sich einem starken Druck ausgesetzt,
entweder  den  Forderungen  der  Arbei ter : innen  i rgendwie
entgegenzukommen oder den Streik mit Propaganda und roher Gewalt zu
brechen. Da wir in der Schule nicht direkt Mehrwert für eine_n konkrete_n
Kapitalist:in* produzieren, fehlt uns auch dieses konkrete Druckmittel. Wie
oben schon ausgeführt liegt unsere Bildung weniger im direkten Interesse
von  einzelnen  konkreten  Kapitalist:innen  und  mehr  im  Interesse  der
Kapitalist:innenklasse als ganze. Gegen diese richtet sich also unser Streik
und ist vielmehr ein politischer Streik, das also, was bei uns in Deutschland
den  Arbeiter:innen  eigentlich  verboten  ist.  Wir  wollen  damit  neben  den
Forderungen,  die  wir  eh schon auf  die  Straße tragen,  wie  zum Beispiel
Themen des Antirassismus, der Kampf gegen das 12 Jahre Turbo Abi oder
aber  den  Kampf  gegen  die  Aufteilung  in  verschiedene  Schultypen,  auch
gegen die Trennung von Produktions- und Reproduktionsarbeit* vorgehen.
Denn natürlich hat auch jede:r spätere „Arbeitgeber:in“ was davon, wenn wir
lesen, schreiben und rechnen können, insofern ist auch das zur Schule Gehen
Teil gesellschaftlicher Arbeit und kann dementsprechend bestreikt werden.
Auch  können  wir  so  gegen  die  vermeintliche  Unselbstständigkeit  von
Jugendlichen  vorgehen,  indem  wir  uns  und  andere  organisieren,  nicht
zuletzt, um eigene Erfahrungen in der Organisierung und politischen Bildung
zu sammeln. Allein können wir aber keinen Kampf für eine wirklich gerechte
Bildung  führen,  da  wir  Jugendliche  nicht  die  Masse  noch  die
gesellschaftlichen Druckmittel, wie zum Beispiel Schlüsselposten in Industrie
oder Transportwesen, in der Hand haben. Der Streik gibt uns jedoch ein
eigenes  Podium  im  Klassenkampf*  und  kann  uns  so  helfen,  gegen  die
vorherrschende Jugendunterdrückung vorzugehen.

Was fehlt?
Der Kampf um bessere Existenzbedingungen ist wichtig, genauso wie die
Organisierung aller möglichen Kräfte gegen den Kapitalismus*. Dass diese
Kämpfe  überhaupt  getrennt  werden,  ist  nicht  das  Ergebnis  einer
Entscheidung von Streikenden oder aber von kämpfenden Arbeiter:innen*.
Diese Trennung ist Ergebnis eines Kampfes zweier bürokratischer Bollwerke.



Bis Anfang des 20. Jahrhunderts kämpften SPD und Gewerkschaften Hand in
Hand  für  bessere  Lebens-  und  Arbeitsbedingungen,  für  demokratische
Forderungen und für Verstaatlichungen. In dieser Zeit entwickelte sich in
den Reihen der Gewerkschaft eine Bürokratie, die engeren Kontakt zu den
Arbeitgebern suchte, für „Verhandlungen auf Augenhöhe“. Die Positionen in
der Führungsriege waren keine sozialistischen mehr. Man ging davon aus, im
System durch den Kampf für ein besseres Leben Gerechtigkeit schaffen zu
können, ohne den parlamentarischen Überbau, ohne seine Grundlage, den
Kapitalismus  an  sich,  infrage  zu  stellen.  Diese  Positionen  kollidierten
unmittelbar mit den noch sozialistischen Positionen der SPD, welche den
Anspruch  hatte  politische  und  wirtschaftliche  Kämpfe  anzuführen.  Der
Konflikt der beiden Positionen spitzte sich an der Losung des politischen
Generalstreiks als Mittel im Kampf gegen den Kapitalismus so weit zu, dass
als  Ergebnis  des  Streits  Gewerkschaften  und  Arbeiterparteien  sich  als
gleichrangige Organisationen der Klasse betrachtend jede mit den eigenen
Mitteln unter  der  den eigenen Forderungen Kämpfe ausruft  und anführt
(festgehalten  1906  im  Mannheimer  Abkommen).  Das  Ergebnis  dieses
politischen Streits war letzten Endes nicht weniger als der bewusste Verzicht
auf  die  mächtigsten  Kampforgane  der  Arbeiter:innenklasse  für  politische
Auseinandersetzungen.  Die Kämpfe in Brasilien schafften es sogar,  einen
Schritt weiter zu gehen als viele Arbeiter:innen hier, denn neben der eigenen
Organisierung  ihrer  Kämpfe  aus  den  kämpfenden  Massen  heraus
positionierten  sie  sich  politisch.  Die  Ablehnung  von  Sexismus  und  von
Rassismus, sowie die Ablehnung der rein weißen, männlichen Regierung in
Brasilien ist sicherlich eine wichtige Voraussetzung, um das Bewusstsein der
Schüler:innen gegen die  Angriffe  und Spaltungsversuche des Kapitals  zu
schärfen.  Weiter  wird  man  jedoch  mit  der  politischen  Arbeit  in
Gewerkschaften allein nicht kommen. Als Revolutionär:innen stellen wir in
allen  Kämpfen  den  Pol  dar,  der  neben  den  unmittelbar  aufgestellten
Forderungen auch immer das System des Kapitalismus’ als Ursache für die
angeprangerten  Probleme  begreift.  Deshalb  darf  eine  Gewerkschaft  als
Kampfstruktur  nicht  die  revolutionäre  Organisierung  ersetzen.  Vielmehr
stellen sie  eine ausgezeichnete Plattform dar,  die  eigene Politik  vor  den
Massen der Organisierten Arbeiter:innen, Schüler:innen und Student:innen
zu  vertreten  und  durchzuführen.  An  sich  werden  die,  mit  denen  wir



gemeinsam streiken, nicht automatisch auch ein revolutionäres Bewusstsein
erlangen.  Ein  Streik  begnügt  sich  meist  damit,  Forderungen  um  kleine
unmittelbare  Verbesserungen  aufzustellen  und  spätestens,  wenn  diese
umgesetzt sind, setzt oder stellt sich jede:r wieder an die Schulbank oder den
Arbeitsplatz.  Ein  zentrales  Element  wird  hier  meist  ausgeklammert:  der
politische  Charakter  von  Streiks  und  der  politische  Charakter  von
Gewerkschaften,  welcher  beiden  durch  die  Ideologie  des  Reformismus
abgesprochen wurde. Gegen diese Ideologie gilt es zu kämpfen und zwar
über Losungen wie die des unbefristeten politischen Generalstreiks. Denn zu
glauben, dass Politik nicht unmittelbar etwas mit den Lebensbedingungen
der Arbeiter:innen zu tun hat, wäre fatal. So können zentrale Angriffe auf die
Rechte  der  Arbeiter:innen  abgewehrt  werden.  Würde  beispielsweise  ein
Freihandelsabkommen á la TTIP, ein Kriegseinsatz in Afghanistan oder aber
die Grundlage für das System der Leih- und Zeitarbeit, die Agenda 2010*,
umgesetzt werden, wenn sich die Arbeiter:innen mit Massenstreiks dagegen
wehren? Nein! Mit Sicherheit würden keine Regierung und keine Partei, die
ja trotz des bürgerlichen Charakters, von den Massen abhängig sind Gesetze
gegen die  mehrheitlichen Proteste  der  Arbeiter:innen durchsetzen.  Diese
unbefristeten  politischen  Streiks  stellen  unmittelbar  die  Frage  nach  der
Macht im Staat, also die Frage nach der Herrschaft der einen Klasse über die
andere. Gleichzeitig bringt ein solcher Streik den Kapitalismus ins Wanken,
da ja  jeder  Betrieb,  um Wert  zu schöpfen,  Arbeitskraft  ausbeuten muss.
Wenn diese Wertschöpfung zum Erliegen kommt, bangen also nicht nur der
bürgerliche Staat,  sondern auch die Klasse der Kapitalist:innen* um ihre
eigene Existenz. Solche Kämpfe erhöben die Gewerkschaft als Organisierung
der Arbeiterklasse gegen Armut und Verelendung zu einer Organisation mit
politischen  Zielen,  zu  einer  Organisation,  die  die  Interessen  der  Klasse
tatsächlich vertreten und durchsetzen kann, um sich der eigenen Stellung
und der eigenen Macht bewusst zu werden.

Kämpfe verbinden!
Tatsächlich kann eine solche Gewerkschaft im bürgerlichen Staat, welcher
Streiks  außerhalb  von  Tarifverhandlungen  illegalisiert  und  Strafen  wie
Entlassung  oder  sogar  Entschädigungszahlungen  für  „wilde  Streiks“



verhängt, kaum existieren. In Indien zum Beispiel ging es soweit, dass die
Initiator:innen eines Streiks, welcher Ausschreitungen zur Folge hatte, zum
Tode bzw. zu lebenslänglichen Haftstrafen verurteilt wurden. Auch werden
wohl  die  wenigsten Gewerkschaften dazu die  Bereitschaft  aufweisen,  auf
einmal für politische Forderungen zu kämpfen, auf einmal selbst initiativ zu
werden.  Denn  die  Gewerkschaft  hat  kein  Programm,  sie  organisiert
Arbeitende  eines  Bereiches  um  ihre  eigenen  Forderungen.  Um  alle
Gewerkschaften tatsächlich an einem Strang ziehen zu lassen, braucht es
eine revolutionäre Partei, die dazu in der Lage ist, von sich aus Massen zu
mobilisieren, um der Gewerkschaftsführung gar keine andere Wahl zu lassen,
als  mitzuziehen  und  die  politischen  Forderungen  zu  unterstützen.
Gleichzeitig wirft  die  Entscheidung,  sich einem revolutionären Programm
anzuschließen,  die  Frage auf,  welcher  Organisation  man angehören will.
Einer Organisation mit verknöcherter bürokratischer Spitze oder aber der
revolutionären Organisation der kämpfenden Massen. Letzteres macht die
Gewerkschaft  durch  die  Aufhebung  der  Trennung  politischer  und
wirtschaftlicher  Kämpfe  als  „unpolitische“  Koordinatorin  überflüssig.  Sie
k ä m p f t  n u r  n o c h  i n  F o r m  e i n e r  b a s i s d e m o k r a t i s c h e n
Gewerkschaftsopposition  mit  einem  eigenen  Aktionsprogramm  um  die
Führung  unmittelbarer  ökonomischer  Kämpfe.  Ein  revolutionäres
Bewusstsein  kann  nur  unter  großen  Teilen  der  Gesellschaft  verbreitet
werden, indem Revolutionär:innen nicht nur Forderungen wie eine bessere
Finanzierung des Bildungswesens oder aber das Recht auf Mitbestimmung
der Lehrpläne auf die Tagesordnung setzen. Wir wollen nicht einfach nur,
dass alles besser und netter wird, wir als Lehrende und Lernende wollen
selbst bestimmen wie wir das Geld ausgeben und was wir lernen. Wir wollen
eine Grundsicherung für  Schüler:innen und Studierende unabhängig vom
Verdienst und der Situation ihrer Eltern und wir wollen nichts für Bildung
und  Kultur  und  öffentlichen  Nahverkehr  bezahlen  müssen.  Solche
Forderungen sind es, die nachvollziehbar anhand der Bedürfnisse von uns
Jugendlichen jeder_m die Grenzen des kapitalistischen Systems aufzeigen,
welches uns diese Privilegien mit absoluter Sicherheit nicht zugestehen wird.
Solche  Forderungen  sind  es,  welche  als  Katalog,  zusammen  mit  den
Forderungen die von den Gewerkschaften bzw. ihren Mitgliedern, aufgestellt
werden  und  Forderungen  nach  dem  Umsturz  des  Kapitalismus,  der



Arbeiter:innenbewegung vorgeschlagen,  zusammen mit  ihr  diskutiert  und
umgesetzt  werden müssen.  Wir  müssen jedes  Podium und jede Struktur
nutzen, um unsere Forderungen unter die Leute zu bringen. Deshalb wollen
wir  eine  kämpferische  Gewerkschaft,  in  der  sich  Jugendliche,  egal  ob
Schüler:innen oder Studierende gemeinsam, basisdemokratisch organisieren,
um für ihre Forderungen erfolgreich kämpfen zu können. Dabei sollten wir
auch  versuchen  d ie  Schü ler : innenver t re tungen  und  d ie
Studierendenparlamente für unsere Forderungen zu begeistern, jedoch darf
sich  unser  Kampf  nicht  auf  den  Kampf  in  diesen  light  Versionen  von
Parlamenten beschränken. Diese Gremien haben kaum Möglichkeiten den
Schulalltag  mitzugestalten.  Außerdem  haben  Lehrer:innen  und
Schuldirektor:innen meist einen zu starken Einfluss auf diese, weshalb der
Kampf  auch  immer  außerhalb  der  unmittelbaren  schulischen  Gremien
geführt werden muss. In einer Gewerkschaft wollen wir Sozialist:innen für
ein revolutionäres Programm der Jugend einstehen, diese also als Podium
nutzen,  um unsere  Ideen vor  einer  großen Masse  zu  verbreiten  und zu
verteidigen. Gleichzeitig müssen wir uns aber den Rahmen vor Augen halten,
in dem eine Gewerkschaft agieren kann. So kann die Organisierung in dieser
nie  die  Organisierung  in  einer  revolutionären,  antikapitalistischen,
internationalistischen  Organisation  ersetzen,  da  nur  sie  die  Kämpfe
verbinden, die Mittel im Kampf frei wählen und ein revolutionäres Programm
vertreten kann.

Fremdwörterlexikon
Agenda 2010: Reform des sozialen und Arbeitsmarktsystems auf Kosten der
Arbeiter:innen. Geplant und umgesetzt wurde es 2003 bis 2005 unter der
Regierung der SPD und Bündnis90/Die Grünen. Diese Reform stürzte große
Teile der arbeitenden Massen in die Zeit- und Leiharbeit. So konnten die
Lohnstückkosten  in  Deutschland  im  Schnitt  massiv  reduziert  und
Deutschland  wieder  Exportweltmeister  werden.  Ebenso  wurde  Hartz  IV
eingeführt,  eine  massive  Verschlechterung  der  Existenzsicherung  für
Arbeitslose, die diese wiederum rigoroser in die Arbeitswelt drängt und dazu
bringt, Jobs zu den miesesten Bedingungen anzunehmen.



Produktionsmittel: Alles das, was zur Produktion von Gütern benötigt wird.
Also zum Beispiel Fabriken, Grundstücke, Rohstoffe und Maschinen

.Kapitalismus,  kapitalistisch:  Dieses  Wirtschaftssystem  hat  im  18.
Jahrhundert  in  Europa  die  Feudalordnung  abgelöst.  Heute  hat  sich  der
Kapitalismus  nahezu  auf  der  gesamten  Welt  ausgebreitet.  Die
konkurrenzorientierte kapitalistische Wirtschaft ist nicht darauf ausgerichtet,
menschliche Bedürfnisse zu befriedigen, sondern hat nur zum Ziel, Profite zu
maximieren.  Die  Produktionsmittel  befinden  sich  im  Privatbesitz  einiger
weniger Menschen, sodass der Großteil der Menschheit nur ihre Arbeitskraft
verkaufen kann, um sich ihr Leben durch den Lohn zu finanzieren.

Befreite  Gesellschaft,  Kommunismus,  kommunistisch:  Eine
Gesellschaftsordnung,  in  der  niemand  mehr  geknechtet  wird,  sich  jeder
Mensch frei entfalten kann und in der keine Ausbeutung, keine Armut, kein
Krieg,  kein  Sexismus,  kein  Rassismus  und  keine  LGBTIA+-Feindlichkeit
existiert.  Grundvoraussetzung  dafür  ist,  dass  das  Privateigentum  an
Produktionsmitteln  abgeschafft  wird  und  die  Wirtschaft  unter
demokratischer  Planung  aller  auf  die  Befriedigung  der  menschlichen
Bedürfnisse ausgerichtet ist. Diese Gesellschaft bezeichnen wir als befreite,
klassenlose Gesellschaft oder Kommunismus.

Produktionsverhältnis: Die Frage, wer in Besitz der Produktionsmittel ist,
bestimmt  das  Produktionsverhältnis  und  die  Art  und  Weise,  wie  die
Produktion, der Verbrauch, der Austausch und die Verteilung von Produkten
in einer Gesellschaft geregelt sind. Das hat nicht nur Auswirkungen auf die
Wirtschaft, sondern auf jegliche zwischenmenschlichen Beziehungen.

Klassengesellschaft:  Sobald  sich  die  Produktionsmittel  innerhalb  einer
Gesellschaft  nur  im  Besitz  einer  bestimmten  Gruppe  befinden,  entsteht
ökonomische, soziale und politische Ungleichheit und es bilden sich Klassen
heraus.  Diese  zeichnen  sich  dadurch  aus,  dass  eine  Klasse  die  andere
ausbeutet  und sie  somit  in  einem unversöhnlichen Gegensatz  zueinander
stehen. So ist nicht nur der Kapitalismus eine Klassengesellschaft, sondern
a u c h  d e r  m i t t e l a l t e r l i c h e  F e u d a l i s m u s  o d e r  d i e  a n t i k e
Sklavenhaltergesellschaft.



Klassenkampf:  Jede  Klasse  muss  um ihre  eigene  ökonomische  Existenz
kämpfen.  Da  in  einer  Klassengesellschaft  immer  ein  unversöhnlicher
Gegensatz zwischen zwei Klassen besteht, steht der Kampf um die eigene
Existenz einer Klasse immer im Widerspruch zu den Interessen der anderen
Klasse.  Indem in  der  Geschichte  der  Menschheit  immer  eine  Klasse  die
Herrschaft  einer  anderen  abgelöst  hat,  haben  wir  uns  von  der
Sklavenhaltergesellschaft  zum  Feudalismus  und  schließlich  hin  zum
Kapitalismus entwickelt.  Auch hier kämpfen zwei  Klassen gegeneinander,
auch wenn das nicht immer mit Waffengewalt passiert und uns das nicht
immer direkt wie ein Kampf vorkommen mag. Aber jede Forderung nach
höheren Löhnen oder mehr Freizeit, jeder Streik und auch jede Kürzung von
Sozialleistungen,  jede  Kündigung  und  jede  unbezahlte  Überstunde  sind
Ausdrücke des ökonomischen Klassenkampfes. Im Kapitalismus bedeutet der
Klassenkampf  der  Arbeiter:innenklasse,  der  auf  den  Sturz  der
unterdrückerischen Kapitalist:innenklasse gerichtet ist, letztendlich auch den
Kampf für den Sozialismus und die befreite Gesellschaft.

Bourgeoisie/  Kapitalist:innenklasse:  Im  Kapitalismus  gehören  die
Produktionsmittel nur einigen wenigen Menschen. Diese bezeichnen wir als
Kapitalist:innen  oder  Bourgeoisie.  Wer  selber  keine  Produktionsmittel
besitzt, ist darauf angewiesen, seine oder ihre Arbeitskraft gegen einen Lohn
an  die  Bourgeoisie  zu  verkaufen.  Diese  Abhängigkeit  erlaubt  es  der
Bourgeoisie  ihre Profite  zu maximieren,  indem sie  den Lohn nach unten
drückt und somit die Arbeitskraft anderer ausbeutet.

Proletariat/  Arbeiter:innenklasse:  Wer  selber  keine  Produktionsmittel
besitzt, muss irgendwo arbeiten gehen, um sich seinen Lebensunterhalt vom
Lohn zu finanzieren. Diese Klasse bildet die große Mehrheit aller Menschen
auf der Welt und wird als Proletariat oder Arbeiter:innenklasse bezeichnet.
D a b e i  i s t  e s  e g a l ,  o b  m a n  i n  e i n e r  F a b r i k  a r b e i t e t ,  a l s
Supermarktkassierer:in,  als  Bankangestellte:r,  als  Pilot:in  oder  als
Fahrradkurier:in.  Bürgertum,  bürgerlich:  Bürgertum  ist  eine  weitere
Bezeichnung für die Klasse der Kapitalist:innen. Wenn etwas bürgerlich ist,
dann unterstützt es in irgendeiner Weise die gesellschaftliche Ordnung, in
der  die  wirtschaftliche  und  politische  Macht  in  den  Händen  der



Kapitalist:innen  ist.

Marxist:in, Marxismus, marxistisch: Die Schriften von Karl Marx legten
im 19. Jahrhundert den Grundstein für die Analyse des Kapitalismus und
gaben Antworten, wie dieser überwunden werden kann. Marx entwickelte
eine eigene Philosophie und eine eigene Wissenschaft die wir als Marxismus
und  ihre  Anhänger:innen  als  Marxist:innen  bezeichnen.  Der  Marxismus
wurde  von  vielen  Menschen  in  vielen  Ländern  im  Kampf  erprobt  und
theoretisch weiterentwickelt. Wir beziehen uns hier vor allem auf Karl Marx,
Friedrich Engels, Wladimir Iljitsch Lenin, Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht
und Leo Trotzki.

Monopol: Wer ein Monopol innehat, besitzt in diesem Bereich das absolute
Vorrecht oder die Alleinherrschaft. Privatisierung: Staatlicher Besitz oder
Verantwortungen und Befugnisse werden in privaten Besitz oder an nicht-
staatliche Akteure überführt. Privater Besitz kann einem Konzern gehören,
aber auch zum Beispiel der bürgerlichen Familie.

Gewerkschaftsbürokratie:  Hiermit  sind die Chefs und Vorsitzenden der
Gewerkschaften  gemeint.  Sie  verdienen  das  Zehnfache  der  anderen
Gewerkschaftsmitglieder und handeln nicht im Interesse der organisierten
Arbeiter:innen. Anstatt zusammen mit ihnen Streiks gegen die Ausbeutung
zu organisieren, sitzen sie mit den Kapitalist:innen am Verhandlungstisch
und versuchen schlechte Kompromisse zu finden.

Reaktionär:  Reaktionär  bedeutet  rückschrittlich.  Wenn sich  also  bereits
bestimmte Errungenschaften erkämpft wurden und diese dann wieder erneut
in  Frage  gestellt  werden,  ist  das  reaktionär.  Beispiele  für  reaktionäre
Ideologien sind Rassismus und Faschismus.

Patriarchal:  Soziale  Ordnung  in  der  Männer,  im  speziellen  Väter  (lat.:
pater), die führende Position in sozialen Gruppen wie Familien, Stämmen o.
ä. einnehmen.

Reproduktionsarbeit: Zur Aufrechterhaltung der Arbeitskraft nötige Arbeit.
Reproduktionsarbeit wird in unserer Gesellschaft in das Privatleben gedrängt
und  verschleiert  damit  ihren  Charakter  als  gesellschaftlich  notwendige



Arbeit. In Familien übernehmen diese oft die so doppelt (durch Lohnarbeit
und Reproduktionsarbeit) ausgebeuteten Frauen.

Repression:  Gewaltsame  Unterdrückung  oder  Niederschlagung  von
gesellschaftlichem  Widerstand.

Subsistenzwirtschaft:  Entspricht  einer  teilweisen  Selbstversorgung.  In
vielen Ländern der Welt reicht der Lohn von ausgebeuteten Arbeiter:innen
nicht  aus,  um  eine  Versorgung  zu  gewährleisten.  Deshalb  sind  viele
Menschen in  stark  ausgebeuteten Ländern (z.  B.  Polen,  Ukraine)  darauf
angewiesen, eigene Produkte auf ihrem Land anzubauen und sich so zum Teil
selbst zu versorgen.

Selektion:  Bewusste  Ausgrenzung  sozial  benachteiligter  Glieder  der
Gesellschaft.

Ein paar Gedanken zum „Danni“
– ein Bericht
Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2020/12/09/ein-paar-gedanken-zum-danni-ein-
bericht/

Lars Keller

Vorbemerkung: Am 08. Dezember fielen mit dem Barrio „Oben“ die
letzten Baumhäuser im „Danni“. Ende November war ich für einige Tage
dort gewesen, als noch 4 – 5 Barrios der Rodung standhielten. Dieser
Bericht erinnert an diese Zeit.

Woodcracker (Fällgreifer, teils mit Greifersäge) schneiden Bäume, als wären
es  Grashalme,  werfen  sie  gleich  einem  Mikadospiel  zu  Boden.  Die

https://onesolutionrevolution.de/ein-paar-gedanken-zum-danni-ein-bericht/
https://onesolutionrevolution.de/ein-paar-gedanken-zum-danni-ein-bericht/


Kettensägen der Harvester (Holzvollernter) kreischen. Nach 20 Sekunden ist
eine eben noch stattliche Tanne entastet, geschält und zerteilt.  Hunderte
Cops stehen hinter Bauzäunen und NATO-Draht. Sie gewähren den schweren
Forstmaschinen Geleit,  haben selbst mächtige Wasserwerfer,  Räumpanzer
und Teleskopbühnen mitgebracht.  Keine  10 Meter  von fallenden Fichten
entfernt, in 20 Metern Höhe, klammern sich die letzten Baumhäuser und mit
ihnen einige Aktivist_Innen des Barrios „Morgen“ an Buchen und Eichen fest,
die vermutlich älter sind als alle Menschen, die an ihren Wurzeln stehen.

Der Mensch, der in meiner Hörweite die Parents for Future durch den Wald
führt, erklärt: „Laut Gesetz muss bei Baumfällungen die doppelte Baumlänge
als Sicherheitsabstand eingehalten werden.“ Es ist offensichtlich, dass Bullen
und Baumfäller_Innen darauf scheißen. Ein_E Aktivist_In wird über mir ins
Baumhaus geholt Sie hatte sich außerhalb des Fensters über dem Abgrund
festgeklammert, dem SEK den Einsatz schwerer machen wollen. Immerhin:
Hier,  wo die  „Zivilgesellschaft“  sie  beobachtet,  benehmen sich  die  Cops
einigermaßen. Ich denke an die Geschichten von brutal Weggeschleppten,
von getretenen Aktivist_Innen,  von im Baumhaus Zusammengeschlagenen
und  an  voreilig  oder  vorsätzlich  zerschnittene  Seile,  an  denen
Menschenleben  hingen.

Inhalt im Wald

Vom „Morgen“ aus laufe ich tiefer in den Dannenröder Wald, kraxle durch
eine  in  junge  Buchen  geschlagene  Lichtung,  bin  bald  in  „Oben“
angekommen. Hier hatte vor 15 Monaten die Besetzung begonnen, hier wird
sie enden. Auf der Suche nach den Inhalten einer heterogenen, anarchistisch
dominierten Bewegung stolpere ich durch die Barrios, lese die aufgehängten
Transparente.  „Carpitalismus“  lese  ich  irgendwo,  mit  Anarchie-A  –  eine
Anspielung auf die Macht der kapitalistischen Autoindustrie. Ansonsten finde
ich vieles gegen Cops, Kapitalismus, Autobahn und Nazis; Flüche gegen die
Grünen,  ihren  hessischen  Minister  für  Wirtschaft,  Energie,  Verkehr  und
Wohnen,  Al-Wazir,  und  Bundesverkehrsminister  Scheuer  gibt‘s  auch.
Feminismus,  das  Leben  einer  Utopie,  die  Schönheit  des  Waldes  werden
gepriesen.



In  „Unterwex“  entdecke  ich  die  auf  Stoff  gebannte  Solidarität  mit  der
kurdischen  Bewegung.  Sehr  selten  ist  die  konkretisierte  Form  einer
Verkehrswende  auf  den  Stofffetzen  in  den  Bäumen  zu  lesen,  lediglich
zweimal so was wie „Nahverkehr zum Nulltarif.“ Die Ideen von Enteignung
der Verkehrsindustrie, Arbeiter_Innenkontrolle oder demokratisch geplantem
Verkehr existieren allenfalls als schwacher, kaum sichtbarer Schimmer in
dieser kleiner werdenden Parallelwelt,  die sich befreit gibt und an deren
Unfreiheit  sie  der  behelmte,  knüppelnde  bürgerliche  Staat  doch  täglich
erinnert.

Dann habe ich den Wald durchquert. 300 m waren es vielleicht noch,
die die beiden sich aufeinander zu bewegenden Schneisen voneinander
trennen. Ein paar Cops stehen wie verloren in der überwältigend breiten
Rodungsstrecke. Hier wird heute nicht geräumt. Ich denke an die gestrige
Kundgebung, vor allem zwei sinngemäße Aussagen des Redners der
Deutschen Umwelthilfe wechseln sich mit meinen Gedanken ab:

„Autobahnen sind nicht mehr zeitgemäß“. Waren sie es denn mal?
Oder gibt es sie viel eher, weil der Individual- und Schwerlastverkehr
dem deutschen Kapital mehr Profite brachte und bringt, als es ein
öffentlich organisierter Verkehr je könnte?

Ich denke über diesen Begriff nach: „Zeitgemäß“. Von Fridays for Future bis
hierher – das Wort ist populär, obwohl es doch so inhaltsleer ist.

Autobahnen sind  gesamtgesellschaftlich  irrational.  Es  bräuchte  sie  nicht,
gäbe es den gut ausgebauten, flächendeckenden Schienenverkehr, gäbe es
die nach Bedürfnissen ausgerichtete Produktionsweise und nicht jene nach
Profiten zwanghaft lechzende.

Zu sagen, Autobahnen seien „nicht mehr zeitgemäß“, suggeriert doch, dass
sie irgendwann mal rational und richtig waren. Damals wie heute machen sie
aber nur für den fortwährend beschleunigenden Kapitalismus Sinn,  nicht
aber für die Menschheit als Ganze.

„Die Grünen an der Landesregierung haben uns enttäuscht!“ Tjoa.
Enttäuscht ist ja nur, wer anderes erwartet hatte.



Durch meine Fantasie läuft der Paradezug der grünen Partei auf einer frisch
asphaltierten  Autobahn,  angeführt  von  Habeck  und  Al-Wazir  in  einem
übergewichtigen  E-Auto,  angetrieben  von  Illusionen  und  falschen
Hoffnungen tausender Wähler_Innen auf eine konsequente Klimapolitik. Der
folgende  Aufzug  präsentiert  protzig  Bilder:  Kosovo,  Afghanistan,  Agenda
2010,  Stuttgart  21,  Hambi  holzen.  Am Schluss  des  Zuges  folgt  eine  nie
endende Schlange Ruß kotzender Lkws, mit dem Holz des Danni beladen.
Reste von Baumhäusern hängen an den Stämmen.

Die  Grünen  sind  eine  bürgerliche  Partei.  Schon  längst  haben  sie  die
Bewegung hinter  sich gelassen,  auf  deren Rücken sie  emporstiegen.  Sie
machen Politik von und fürs Bürger_Innentum. Nicht für den Danni. Nicht
für‘s Klima. Nein. Sie hoffen auf eine Koalition mit der CDU im Bundestag.
Sie machen Politik zuallererst für die bürgerliche Klasse, heißt für deren
Eigentum,  heißt  für  deren  geheiligte  Autoindustrie  und  streichen  sie
blassgrün an. All dies heißt: Die A49 wird gebaut (und im Gekreisch der
Kettensägen hört man leis‘: „Aber wir, die Grünen, haben das nie gewollt …
wir können bloß nicht anders.“

Zurück im Wald.  Eine Rodungskante wie  ein  Abgrund.  Mittlerweile  liegt
Schnee.  Es  ist  der  nächste  Tag.  Auf  Plattformen,  Konstruktionen  und
Baumhäusern harren Aktivist_Innen der Kälte. Die Gesichter sind bemalt,
Hände  zerschnitten,  mit  Sekundenkleber  und  Glitzerkonfetti  unkenntlich
gemacht. Für manche hat es auch was von Abenteuer: Das SEK holt dich vom
Baum.  Benimmst  du  dich,  benimmt  es  sich  hoffentlich  auch.  Die
Bereitschaftscops  bringen  dich  aus  dem  Wald,  durchsuchen  dich.
Platzverweis, Verstoß gegen das Waldschutzgesetz (welch Ironie). Identität?
Verweigert.  Sind  genug  Aktivist_Innen  beisammen,  fährt  ein  Bus  in  die
Gefangenensammelstelle  (Gesa).  Frankfurt.  Kassel.  Oder  woandershin.
Kripos  durchsuchen  dich,  versuchen,  irgendwas  zu  deiner  Identität
rauszukriegen. Fotos. Missglückte Fingerabdrücke … das Glitzerzeug dürfen
sie nicht abschrubben. Nach wenigen Stunden: Freilassung. Dann zurück in
den Wald. Aber nicht vergessen: Die Ordnungsmacht kann auch anders.

Für die einen hat es was von einem Spiel, für andere bedeutet die Räumung
den  Verlust  von  ein  bisschen  Zuhause.  Die  Besetzung  ist  vieles:  Eine



scheinbar  gelebte  anarchistische  Utopie,  die  völlig  abhängig  ist  von  der
kapitalistischen  Außenwelt  und  der  –  im  Verhältnis  zur  Masse  der
Lohnabhängigen  –  auch  relativ  privilegierten  Stellung  eines  Teils  der
Aktivist_Innen. Enthusiastisch sprechen sie, da ist der Danni noch nicht mal
gefallen, von Besetzungen in anderen bedrohten Wäldern.

Auch ist das Ganze ein kreativer Protest, der mit bewundernswertem
Durchhaltevermögen und Geschick versucht, die Übermacht des Staates zu
stoppen. Und klar, über allem schwebt der gegen die bestehende
Verkehrspolitik. Aber welche konkrete bräuchte es stattdessen? Und wer
soll sie liefern? Diese Antwort scheint großteils anderen überlassen.
Ich komme noch darauf zurück.

Und jetzt?

Ich konnte nur ein paar Tage im Wald bleiben. Viele andere waren eine
gefühlte Ewigkeit auf den Bäumen oder im Camp am Dorfrand Dannenrods.
Seit 40 Jahren kämpft ein Teil der Menschen hier gegen die A49. Ohne
deren aufrichtige Unterstützung wäre die Protestform der dauerhaften
Besetzung unmöglich – vor beiden Lagern habe ich allein schon fürs
Durchhalten großen Respekt. Ihre drohende Niederlage tut mir leid.

Verkürzt wäre es zudem, die Bewegung auf die Bürger_Inneninitiativen und
die  Besetzung  zu  reduzieren.  Kinderdemos,  Fridays  for  Future,  Ende
Gelände, Demos in Berlin, Frankfurt und anderswo sowie Soli-Baumhäuser
und (wenig sinnhafte) individualistische Autobahnblockaden in der ganzen
Republik rahmen die Proteste gegen Autobahnbau und Verkehrspolitik ein.

Trotzdem fielen tausende Bäume für eine Autobahn. Ist denn ein Sieg
unmöglich? Ich glaube nicht. Vielmehr fehlt der Bewegung Entscheidendes,
etwas, das nicht durch Kreativität und Durchhalten ersetzt werden kann.
Es braucht eine konkrete Perspektive, anstatt auf Instagram zu jammern,
dass der Wald so schön sei und nun kaputt gemacht wird.

Was heißt das?

Einerseits die Bewegung lokal vertiefend zu verankern, nicht nur in Form von



Bürger_Inneninitiativen,  sondern  auch  in  Betrieben  wie  Ferrero
Stadtallendorf oder MHI-Steine Nieder-Ofleiden (Stadtteil von Homberg im
mittelhessischen Vogelsbergkreis), wo der Schotter für die A49 herkommt.
Die hier Arbeitenden könnten bspw. für „Gleise statt Autobahn“ gewonnen
werden, ebenso wie jene von STRABAG. Ein politischer Streik mit Besetzung
der  Baustelle  durch  diese  Belegschaften  wäre  vielfach  effektiver  als
Sitzblockaden  vor  den  Werkstoren.

Andererseits  muss  die  bundesweite  Umweltbewegung  ebenso  auf  die
Arbeiter_Innenklasse  zugehen.  Tausende  Jobstreichungen,  Gehaltsverluste
und Abwälzen der Krisenkosten auf die Beschäftigten stehen hier an. Warum
das  nicht  nutzen  und  aus  der  Umweltbewegung  den  Startpunkt  einer
Antikrisenbewegung machen?

Warum nicht sagen: „Die Reichen, die Konzerne und Industrien sollen für die
Krise  zahlen!“?  Keine  Entlassung  wegen  Wirtschaftskrise  oder
Verkehrswende!  Stattdessen:  Massive  Besteuerung  der  Gewinne  von
klimaschädlichen Produktionen, kostenloser Nah- und Berufsverkehr für alle,
Umstellung der Produktion auf medizinische Ausrüstung und klimaneutrale
Verkehrskonzepte, demokratisch kontrolliert durch die Arbeiter_Innenklasse
selbst!  Für  politische  Massenstreiks  bis  hin  zum Generalstreik,  um dies
durchzusetzen!

Natürlich wäre die Entwicklung einer solchen Perspektive etwas in der
Bewegung heiß Diskutiertes. Gut so! Nicht zu diskutieren, heißt, die
Verkehrspolitik in den Händen von Regierung und Staat zu belassen.

Mich des Erlebten im Danni erinnernd, blicke ich auf dem Heimweg aus dem
Fenster  der  Regionalbahn.  Anstatt  an  die  Utopie  einer  in  Bäume
gezimmerten Parallelwelt zu glauben, tagträume ich von flächendeckendem
kostenlosem  Nahverkehr  und  gut  ausgebauten  Schienennetzen:
Stadtallendorfer Pralinen werden wesentlich mit Güterzügen transportiert,
Verkehrswege und Wohnraum werden reorganisiert, entflochten.

Die  Verkehrsindustrie  und  Transportunternehmen  sind  enteignet,
Arbeiter_Innen haben die Kontrolle übernommen, setzen eine demokratisch



von ihnen selbst geplante ökologisch sinnvolle Notumstellung der Produktion
um.  Die  Arbeitszeit  ist  bei  vollem  Lohn  auf  30  Stunden  in  der  Woche
reduziert,  die  gesellschaftlich  notwendige  Arbeit  wird  auf  alle  verteilt.
Scheuer, Al-Wazir und die Bosse von DEGES, VW und Co. wurden aus ihren
Ämtern gejagt. Ihr Staat existiert nicht mehr. Nun forsten sie die Schneise
eines Waldes auf eigene Kosten und mit eigener Arbeitskraft wieder auf.
Minibagger  und  Gießkanne  statt  Dienstwagen  und  Krawatte  heißt  das
Programm …

Eine  Zugbegleiterin  weckt  mich,  fragt  nach  meinem Ticket.  10  Minuten
später  habe  ich  ein  Schwarzfahrerticket,  60  Euro,  mein  Fahrschein  sei
ungültig. Ein Anruf beim Kundendienst des Verkehrsverbundes beweist mir,
dass dessen Angestellte selbst keine Ahnung von den Tarifbestimmungen
haben.  Sauer  lege  ich  auf.  Höchste  Eisenbahn,  diese  antikapitalistische
Verkehrswende!

Handlungsvorschlag:
Antikapitalistische  und
revolutionäre  Politik  an  der
Schule
Inhalt

Kleines 1×1 der Aktionsformen
An der Schule organisieren!
Unterschiedliche Formen der Schulgruppe
FAQ
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Raus aus den Hinterzimmern!
Wenn wir uns tagtäglich in der Schule aufhalten, begegnet uns viel Abfall:
Sexismus,  Rassismus,  Homophobie  und  auch  sonst  alles,  was  es  an
Unterdrückungsmechanismen gibt. Eigentlich logisch, denn unsere Schulen
sind nicht losgelöst vom Rest dieser Gesellschaft. Könnte man jetzt meinen:
eh alles Scheiße, bringt doch nix. Aber ganz so ist es auch nicht. Denn wo
Unrecht  geschieht,  gibt  es  immer  Menschen,  die  das  wahrnehmen  und
dagegen aufbegehren. Speziell unter uns Jugendlichen, denn uns eint eine
gemeinsame  Unterdrückungserfahrung  die  wir  alle  kennen  (siehe:
Jugendunterdrückung,  Ergebnis  der  Trennung  von  Öffentlichkeit  und
Privatheit). Unser Wille aufzustehen, zu rebellieren ist groß. Weil es unsere
Zukunft ist, die verspielt wird, und wir der Gesellschaft eben noch keine 50
Jahre ausgesetzt waren und sie als unausweichlich anerkennen. Aber nur
wenige kommen von der Wahrnehmung zum Handeln gegen Unterdrückung.
Ein  Grund  dafür  ist  die  hauptsächliche  Aufgabe  der  Schule:  zu  treuen
Untertanen  des  Kapitalismus  zu  erziehen  (siehe:  Was  ist  Bildung?).  Ein
anderer ist einfacher: die Meisten von uns haben kaum Möglichkeiten, mit
fortschrittlichen und solidarischen Lösungsansätzen in Kontakt zu kommen.
Revolutionäre Politik findet oft nur in Hinterzimmern von Kneipen, Demos
oder  szeneinternen  Veranstaltungen  statt.  Das  ist  ein  Problem,  denn
Bewusstsein  bildet  sich  schließlich  nicht  von  alleine,  sondern  in  der
Diskussion und Auseinandersetzung mit  unterschiedlichen Positionen und
der Debatte über die eigene Praxis. Dieses Problem wollen wir angehen! Wir
können uns in unseren Schulen organisieren und so linke und revolutionäre
Politik dort bekannt machen, wo wir alle täglich gezwungen werden uns
aufzuhalten.  Wir  können  anfangen  zu  kämpfen  und  beweisen,  dass  wir
gewinnen können. Basierend auf unseren Erfahrungen soll es diesem Teil
darum gehen, wie das praktisch funktionieren kann.

Kleines 1×1 der Aktionsformen
Es gibt viele Möglichkeiten, unsere Mitschüler:innen für solidarische, linke
und revolutionäre Positionen zu gewinnen. Ein paar wollen wir euch hier
vorstellen.  Manche  sind  einfacher  zu  organisieren  als  andere.  Manche



können bereits  von einer  kleinen Gruppe umgesetzt  werden.  Für andere
braucht es eine größere Unterstützung der Mitschüler:innen,  die oft  nur
durch längere Arbeit vor Ort vorbereitet werden kann. Für manche kann es
Ärger geben für andere nicht. Alle wurden schon mal ausprobiert und für gut
befunden, aber nicht alle sind zu jeder Zeit sinnvoll. Ein Gefühl dafür kann
man  sich  über  die  eigene  Praxis  erwerben.  Über  den  Mut,  Dinge
auszuprobieren und sie  (selbst-)kritisch auszuwerten.  Oft  macht  es  Sinn,
unterschiedliche  Aktionsformen  zu  kombinieren,  um  euer  Anliegen
umzusetzen und die Gruppe zu vergrößern. Prinzipiell gilt: Aktionen schaffen
Aufmerksamkeit, aber Inhalte Überzeugungen. Also lohnt es sich für eine
Kampagne  sowohl  inhaltliche  als  auch  aktivistische  Aktionsformen  zu
kombinieren.

Flyer, Flugblatt,  linke Schüler:innenzeitung:  Ein einfacher,  aber sehr
effektiver  Weg,  Anderen  eure  Ideen  mitzuteilen  ist  es  sie  einfach  mal
aufzuschreiben und vor dem Unterrichtsbeginn zu verteilen. Das kann von
einem kleinen Zettel bis zu einer mehrseitigen Zeitung reichen. Damit die
Anderen  aber  nicht  nur  lesen  und  denken,  sondern  auch  zum Handeln
gebraucht  werden,  empfiehlt  es  sich auch immer zu einer  gemeinsamen
Aktion  einzuladen.  Gleichzeitig  sind  Texte  ein  kollektives  Produkt  der
Gruppe.  Die  Diskussion  darüber  ermöglicht,  strukturiert  über  politische
Inhalte zu diskutieren.

Social Media: Mit Instagram, Facebook, Twitter und Co. kann mit relativ
wenig Aufwand eine große Reichweite erzielt werden. Es kann also ein guter
Verstärker für eure Politik vor Ort sein, wenn ihr Berichte von Aktionen,
Texte, Einladungen zu Gruppentreffen oder Demos teilt. Wenn ihr Bilder von
Personen postet, achtet darauf, dass diese damit einverstanden sind und ggf.
die möglichen Konsequenzen kennen.

Transparente Aufhängen:  Ihr braucht ein bisschen Aufmerksamkeit  für
eure Aktion? Schnappt euch ein Stück Stoff und Pinsel, findet jemanden, der
gut Klettern kann und hängt es so an eure Schule, dass es nicht mehr einfach
zu erreichen ist. Solange alle Beteiligten die Fresse halten und ihr es nicht
mit  dem  Gruppennahmen  unterschreibt,  kann  euch  auch  niemand
nachweisen,  dass  ihr  das  wart.



Sprühkreide:  Auch  gut  für  Aufmerksamkeit.  Es  gilt:  Sprühkreide  ist
abwaschbar  und  (normalerweise)  nicht  strafbar,  Lack  schon.  Eure
Entscheidung,  aber  überlegt  gut,  ob  unter  Umständen  mehr  Leute  eine
beschmierte Schule scheiße statt cool finden. Wenn ihr niemanden habt, der
gut malen kann, empfehlen sich Stencils. Sonst gilt auch: Fresse halten und
nicht unterschreiben.

Wahlen zum Schüler:innenparlament oder zur/zum Schulsprecher:in:
Auch wenn wir die Schüler:innenparlamente kritisch beurteilen (siehe: Die
Schüler:innenvertretung: Mittel zur Selbstbestimmung?), bringen die Wahlen
dazu auf jeden Fall eins: Die Möglichkeit viele (oder alle) in eurer Schule mit
euren Positionen zuzuballern (egal ob ihr gewinnt oder nicht).  Außerdem
bringt sie noch was: Am Ende des Tages müssen sich alle entscheiden, was
sie  unterstützen:  links  oder  rechts.  Und  noch  ein  Tipp:  macht  konkrete
Vorschläge anstatt euch hinter Phrasen zu verstecken: Was ist jetzt möglich?
Was is drinne, wenn wir uns organisieren? Wie sieht unsere Utopie aus?

Vollversammlungen:  In  den  meisten  Schulgesetzen  (das  ist  in  jedem
Bundesland unterschiedlich. Lohnt sich immer es zu kennen) gibt es das
Recht  auf  mehrere  Schüler:innenvollversammlungen  pro  Jahr,  die  als
verpflichtende  Veranstaltungen  für  alle  Schüler  an  Stelle  des  regulären
Unterrichts stattfinden. Inhalte der Versammlung werden allein durch die
Schüler:innen festgelegt, also meist durch das Schüler:innenparlament oder
Schulsprecher:innen. Das ist ein super Mittel, um fast alle Mitschüler:innen
zu erreichen. Meistens freuen sich sogar die Unpolitischen, weil dann der
Unterricht ausfällt.

Offenes Gruppentreffen: Um neue Leute in die Aktivitäten einzubinden und
für eure Ideen zu gewinnen, ist es gut, immer wieder zu offenen Treffen
einzuladen. Neben Diskussionen können hier auch Aktionen und Kampagnen
gemeinsam vorbereitet werden. Wenn ihr eine:n Lehrer:in, Sozialarbeiter:in
oder FSJ-Menschen kennt, der euch unterstützt, ist es gut, das nach dem
Unterricht in der Schule zu veranstalten. Wenn nicht,  fragt doch mal im
nächsten Jugendclub, in der Cafeteria oder den nächsten Imbiss/Café.

Workshops, Veranstaltungen, Filmabende: Um ein bisschen tiefer in die



Diskussion  zu  gehen,  kann  es  sinnvoll  sein  inhaltliche  Hofpausen  oder
Abende  anzubieten.  Holt  euch  einen  öffentlichen  Raum,  spielt  einen
politischen Film und diskutiert hinterher drüber. Wenn ihr euch das zutraut,
macht einfach selber einen Workshop oder ladet linke Aktivist:innen, deren
Politik ihr feiert zu euch ein.

Konzerte, Tresen, Kultur: Angeblich zu jung zum Feiern und/oder keine
Kohle, um die teuren Preise zu bezahlen? Wir alle kennen das. Also warum
nicht  selber  machen  und  ein  Gegenangebot  schaffen?  Auch  Feiern  ist
politisch. Fragt euch doch in der Vorbereitung, wie es gelingen kann einen
Raum zu schaffen, in dem sich alle wohlfühlen: unabhängig von Herkunft,
Alter, Geschlecht und Geld in der Tasche. Wie kann konsumiert werden ohne
Verbote,  Gruppenzwang und Missbrauch? Wie schaffen wir  es,  dass sich
nicht nur über die neuen Sneakers, sondern auch über Politik geredet wird?

Freiräume:  An  den  meisten  Schulen  gibt  es  keinen  Raum,  den  wir
selbstbestimmt nutzen und gestalten können. Wenn wir einen Raum für uns
durchsetzen  können,  kann  das  ein  erster  Schritt  sein,  um  aus  der
kapitalistischen  Schule  unsere  Schule  zu  machen.  Die  Nutzung  kann  so
vielfältig seien wie wir es sind: ein Raum zum Lernen, Feiern, Politikmachen,
Kickern,  Kochen in  den Pausen… Und über  die  gemeinsame Verwaltung
lernen wir gleich Demokratie von unten. Selbstbestimmt und unabhängig.

Unterschriftenlisten: Klingt langweilig und führt (alleine angewandt) nur
selten dazu, dass ihr euer Ziel durchsetzen könnt. Aber die Hemmschwelle,
für z. B. einen Schüler:innenraum zu unterschreiben, ist gering. Sollte eure
Forderung  dann  abgelehnt  werden,  ist  hinterher  auch  allen  klar,  wie
demokratisch die Schule eigentlich wirklich ist. Sollte das passieren ist es
dann auch leichter andere von der Notwendigkeit radikaler Kampfformen zu
überzeugen. Es ist immer gut, diese auf Papier zu haben, um in Kontakt zu
Anderen  zu  kommen,  parallel  dazu  kann  noch  online  eine  eingerichtet
werden.

Kundgebungen: Motivieren und informieren und sind leichter zu machen
als  gedacht.  Besonders  gut  in  Hofpausen.  Ihr  braucht  nur  eine
Onlineanmeldung bei der Polizei, ein Paar Boxen (mit Akku oder Generator)



oder Megaphone, Musik und Reden, ein Transparent und ein paar Flyer.
Einschüchtern  lassen  braucht  man  sich  auch  nicht,  Versammlungsrecht
(Grundgesetz)  steht  über  der  Schulplicht  (Schulgesetz).  Auch  hier  gibt’s
meistens bereitwillig Hilfe von der revolutionären Jugendorganisation eures
Vertrauens.

Schulboykott und Streik: Zwar nicht so einfach umzusetzen, aber eine der
besten Möglichkeiten die ihr habt,  um Schüler:innen von euren Ideen zu
überzeugen und gemeinsam mit euch zu demonstrieren. Dahinter steckt eine
einfache Überlegung: obwohl wir fast nie mitentscheiden dürfen gibt es ohne
unsere Anwesenheit  keinen Unterricht und keine Schule.  Und genau das
wollen  wir  nutzen,  um  unsere  Forderungen  durchzusetzen.  Rechtlich
gesehen darf keine Unterrichtsstunde stattfinden, wenn weniger als 50% der
Schüler:innen  anwesend sind.  Auch  das  lässt  sich  nutzen.  Wo wir  nicht
gehört werden müssen, wir uns unser Recht erzwingen, denn gemeinsam
sind wir stark. Das lässt sich auf eine:n einzelne:n Lehrer:in anwenden, auf
eine  Schule  oder  ein  ganzes  Land.  Es  lässt  sich  als  eintägige  Aktion
durchführen, sodass ein Warnsignal gesendet wird oder so lange bis wir
gewonnen haben.

Blockaden: Funktioniert nach derselben Logik: wo wir nicht gehört werden,
setzen wir unser Anliegen massenhaft selber um. Hier kann am Tag des
Streiks  die  Eingangstür  zugekettet  oder  Werbepersonal  der  Bundeswehr
durch  eine  Masse  an  Schüler:innen  am  Betreten  der  Schule  gehindert
werden. Wichtig ist, dass ihr viele seid, denn eine Masse ist nur schwer zu
bestrafen.

Besetzung: Eine militante Form des Protests. Die Logik: wird uns unsere
Freiheit verwehrt dann nehmen wir sie uns gemeinsam. Wenn es gelingt,
können wir in der Praxis beweisen, dass wir uns sehr wohl selbst verwalten
können, demokratisch, von unten, gleichberechtigt mit allen beteiligten! Der
Rahmen könnte  unterschiedlich  ausfallen:  ein  Schüler:innenfreiraum,  den
Eingangsbereich während des Streiks, um zu informieren, einige Räume, um
eigenständig  zu  lernen  und  Workshops  zu  organisieren  oder  die  ganze
Schule.  Klar  sollte  aber  sein,  dass  ihr  viele  Mitstreiter:innen  und
Unterstützende braucht, um darauf folgende Repressionen abzuwehren. Und



die Repression wird in der einen oder anderen Form kommen, denn die
Obrigkeiten fürchten nichts mehr als einen Machtbeweis,  als  eine offene
Herausforderung durch die Massen. Eine Revolution ist heruntergebrochen
auch  nichts  anderes  als  eine  (organisierte)  massenhafte  Besetzung  der
Fabriken, Banken, Polizeistationen, Schulen usw. durch die Unterdrückten
und die Errichtung einer (koordinierten) Selbstverwaltung (wir nennen das
Rätedemokratie). Keine Frage: es dauert manchmal eine Weile, bis man hier
hinkommt. Aber Schulbesetzungen hat es schon gegeben, Revolutionen auch.

Demonstrationen:  Überall  in  der  Gesellschaft  wird  gekämpft  gegen
Sexismus, Rassismus, Ausbeutung und Krieg. Nur wenn wir alle gemeinsam
handeln können wir die Symptome, aber auch den Kapitalismus besiegen.
Deshalb lohnt es, sich an Demonstrationen zu beteiligen und in der Schule
dafür  zu  mobilisieren.  Außerdem schafft  es  Motivation  für  die  teilweise
langwierige Arbeit  in  der  Schule.  Unterrichtsdiskussion und Vorträge:  In
manchen Fächern wie Erdkunde, PW oder Geschichte wird viel diskutiert und
gleichzeitig  viel  reaktionäre  Propaganda  verbreitet.  Hier  revolutionäre
Positionen  zu  diskutieren  bringt  viel  und  kann  eure  Mitschüler:innen
überzeugen.  Lasst  eurer  Lehrkraft  oder  euren  Mitschüler:innen  nix
durchgehen, denn wer gut argumentiert kann auch nicht bestraft werden.
Wenn ihr euch noch unsicher seid, bereitet euch doch einfach zusammen mit
eurer  Gruppe  darauf  vor.  Kling  einfach,  ist  aber  einer  der  wichtigsten
Sachen! Nur wer sich grade macht, gewinnt!

Flashmob:  Wer  Bock  auf  kreativen  Output  hat,  sollte  mal  über  diese
Aktionsform nachdenken.  Ein  Flashmob ist  im Grunde so  etwas  wie  ein
kleines Theaterstück von 5 bis 10 Minuten. Z. B. eine Mauer aus bemalten
Kartons bauen mit Fakten über die europäische Außengrenze und dann die
Zuschauer:innen animieren diese einzureißen. Funktioniert erstaunlich gut
und kann gut eine andere Aktion bewerben. Einfach mal googeln, wenn ihr
eine Anregung braucht.

Video: Um Aufmerksamkeit für Aktionen zu generieren, funktionieren kleine
Videos meistens sehr gut. Hierfür lohnt es sich auf jeder Aktion ein paar
Videomitschnitte zu machen. Nach einer Weile gibt es dann genug Material,
das zusammengeschnitten werden kann. Achtet darauf, dass keine Gesichter



von Menschen zu sehen sind, die das nicht wollen.

Legal? Illegal? Scheißegal!
Einige dieser unverbindlichen Vorschläge sind nicht legal und können euch,
wenn  ihr  dabei  erwischt  werdet,  in  Schwierigkeiten  bringen.  Von
Schulkonferenzen über Verweise sogar bis hin zu kleinen Geldstrafen können
euch  Lehrer:innen,  Direktor:innen  oder  die  Polizei  in  eurer  politischen
Entfaltung  unterdrücken.  Lasst  euch  davon  nicht  kleinkriegen,  sondern
organisiert eine Öffentlichkeit und fordert Mitschüler:innen, Lehrer:innen,
Eltern, aber auch Gewerkschaften wie die GEW (Lehrer:innengewerkschaft)
oder  Politiker:innen  zur  Solidarität  auf.  Eine  schlechte  Note  für  die
Teilnahme an einem Schulstreik oder die Drohung mit dem Schulverweis,
wenn man ein Transpi aufgehängt hat,  sollen euch einschüchtern. Sowas
zeigt, dass es in der Schule nicht darum geht, dass Schüler:innen lernen sich
eigenständig aktiv einzubringen und für ihre Meinung einzustehen -und das
gilt es aufzuzeigen. Außerdem sollte ihr niemandem erzählen, wer sich an
rechtlich  zweifelhaften  Aktionen  beteiligt  hat,  um  euch  und  eure
Genoss:innen  nicht  unnötig  in  Gefahr  zu  bringen.

An der Schule organisieren!
Die Möglichkeiten, Politik in die Schule zu tragen sind also vielfältig. Nur
alleine wird das nix. Wenn wir uns aber zusammenschließen und politische
Schulgruppen organisieren, sind unsere Möglichkeiten groß. Wenn wir viele
werden und uns vernetzen sogar grenzenlos. Um viele zu werden, müssen
wir jedoch anfangen dort neue Leute für unsere Ideen zu gewinnen, wo wir
uns  täglich  aufhalten  müssen:  in  den  Schulen.  Es  gibt  unterschiedliche
Formen von Schulgruppen. Unabhängig von der Form gibt es jedoch einige
Grundvoraussetzungen  für  den  erfolgreichen  Aufbau  politischer
Schüler:innengruppen:

Grundlagen  politischer  Organisation  an



Schulen
In unserer politischen Arbeit an der Schule müssen wir unser Bewusstsein an
der Praxis und Diskussion (weiter-)entwickeln. Dabei bewegen wir uns in
einem  permanenten  Spannungsfeld  zwischen  systematischer
Jugendunterdrückung und dem Versuch, uns in der Schule zu gehorsamen
Untertanen des Kapitalismus zu erziehen. Unsere Gruppe an der Schule dient
jedoch  dazu,  uns  gegenseitig  und  selbst  zu  prägen  und  erziehen,  sowie
praktische Fortschritte zu erkämpfen. Dafür braucht es die freie Diskussion.
Soll  diese  gelingen  müssen  wir  in  der  Lage  sein,  Funktionen  der
Jugendunterdrückung  als  auch  Einflüsse  der  ideologischen  Erziehung
innerhalb  der  Gruppe  zu  verdrängen.  Dazu  dienen  die  drei
Grundlagenpunkte, die deshalb als Grundlage jeder Organisierung von links
an der  Schule  betrachtet  werden können.  Unabhängig von Lehrer:innen,
Eltern und Erwachsenen: Alle von uns kennen das Symptom, dass unsere
Meinung,  weicht sie ab von der Meinung vermeintlicher Autoritäten,  auf
einmal  nix  wert  sein  soll.  Mit  einer  plumpen  Argumentation  von
„Unerfahrenheit“  wird  sie  dann  abgetan  oder  sogar  bestraft.  Eine  freie
Diskussion innerhalb der Gruppe ist nicht möglich, wenn wir Angst haben
müssen dass unsere geäußerten Gedanken Repression zur Folge haben. Sei
es im Elternhaus oder in der Schule. Deshalb ist es sinnvoll, dass unsere
Treffen ohne Erwachsene stattfinden. Gezielte Zusammenarbeit mit Eltern
oder  Lehrern  für  die  Umsetzung  gewisser  Punkte  (wie  z.  B.  ein
Schüler:innenraum)  schließt  sich  dadurch  natürlich  nicht  aus.

Finanzielle  Unabhängigkeit:  Geld  ist  in  dieser  Gesellschaft  immer  ein
Druckmittel.  Auf Jugendliche wirkt es besonders stark, weil wir finanziell
stärker von anderen abhängig sind,  also keinen regelmäßigen Lohn oder
regelmäßige  Zahlungen  erhalten.  Dabei  sind  wir  immer  von  der
Zahlungsmoral unserer Eltern uns gegenüber oder von schlechten Löhnen,
welche sich oft unterhalb der Grenze des Mindestlohns bewegen, abhängig.
Ebenso  dienen  Geldzuschüsse  auf  Jugendgruppen  als  Kontrollmittel.
Während die Schule vielleicht noch ein paar Euro für einen Filmabend gegen
Sexismus locker macht, wird sie sicher keinen Schulstreik bezahlen. Auch die
meisten  andern  Fördermittel  sind  an  das  Akzeptieren  der  „freiheitlich



demokratischen  Grundordnung“  gebunden.  Also  an  die  Akzeptanz  dieser
Gesellschaft. Deshalb gilt: über die politischen Inhalte der Gruppe und die
Ausgaben, die damit verbunden sind (z. B. für Flyer) entscheiden allein die
Gruppenmitglieder.  Wir  machen  keinen  Kompromiss  am Inhalt  für  Geld,
unsere Meinung ist nicht käuflich!

Unabhängig vom Schülerparlament:  Ideologische  Erziehung  findet  im
Unterricht statt. Aber auch im Schülerparlament. Grob gesagt werden wir in
einem nahezu rechtlosen Miniparlament zu einer Scheindemokratie erzogen.
Außerdem  befinden  sich  im  Schülerparlament  fast  immer  Sexist:innen,
Rassist:innen und andere Reaktionäre.  Oder einfach die  mit  der  größten
Klappe. Zu versuchen das Parlament zu einer linken Gruppe zu machen, ist
wie der Versuch, den Regen von unten nach oben steigen zu lassen. Eine
Schulgruppe darf  sich  davon nicht  abhängig  machen kann aber  ggf.  als
Fraktion  in  Schülerparlament  auftreten,  um  gewisse  Rechte  (z.  B.
Vollversammlungen)  zu  nutzen.

Darüber hinaus gibt es einige Methoden, die sich in der Praxis als sinnvoll
erwiesen haben, um neue Leute anzusprechen und unsere Kapitalismuskritik
anschaulich zu machen:

Offenes  Auftreten:  Wer  neue  Leute  außerhalb  des  Freundeskreises
erreichen will muss für alle ansprechbar sein. Ohne offene Veranstaltungen
und einige bekannte Gesichter wird es sonst schwer für Mitschüler:innen,
deren Interesse durch Aktionen geweckt wurde, selbst aktiv zu werden. Wo
die Gefährdung durch z. B. Nazis zu hoch ist, lohnt es sich Mischformen zu
suchen. Etwa eine linke Organisation, die eure Flyer für euch verteilt, aber
eine offene Veranstaltung im Jugendclub.

Sichtbare Probleme im Zusammenhang mit  Kapitalismus erklären:
Meist erkennt man gesellschaftliche Probleme erst in ihren Auswirkungen,
wenn sie  einen selbst  betreffen.  Ein:e  Mitschüler:in  die  schlechte  Noten
bekommt, weil die Lehrkraft sie nicht leiden kann findet das normalerweise
scheiße.  Logischerweise  kämpfen  wir  ganz  praktisch  gegen  diese
Ungerechtigkeit. Es lohnt sich aber immer den Zusammenhang zum System
zu  aufzudecken.  In  dem  Beispiel  könnte  es  sein,  warum  Selektion,



Leistungsterror und autoritäre Prinzipien für den Kapitalismus notwendig
sind (siehe: Bildung und soziale Ungleichheit). Eine allgemeine Kritik wie:
Rassismus,  Unterdrückung und Kapitalismus  sind  scheiße  kann natürlich
auch mal sein, funktioniert aber meistens schlechter um neuen Leute zum
Weiterdenken zu bewegen, da es wenig greifbar bleibt.

Lösungen vorschlagen: Es ist immer ein wichtiger Schritt herauszufinden,
wogegen man ist und warum man etwas ablehnt. Die Meisten bleiben aber
hier stehen. Daraus erwächst Perspektivlosigkeit und Argumentationen wie
„Kapitalismus ist nicht gut aber das einzige, was funktioniert“. Um die Leute
von da abzuholen ist es wichtig, konkrete Vorschläge zu machen, wie etwas
besser laufen könnte. Das lässt sich z. B. in Forderungen gut verpacken. Um
eine  revolutionäre  Position  auszuformulieren,  klappt  es  gut  sich  einem
Problem zu widmen, Vorschläge zu seiner Bekämpfung zu machen und diese
mit der Systemfrage, also seiner Überwindung im Kontext der Zerschlagung
des Kapitalismus zu verbinden. An dem Beispiel von oben könnte ein Ende
der Benotung nach Sympathie und Geschlecht kombiniert werden mit dem
Vorschlag,  dass Schüler:innen das Recht  haben sollten ihre Lehrer:innen
abzuwählen. In der letzten Stufe könnte vorgeschlagen werden, dass Bildung
nicht  nur Arbeitskräfte  schaffen,  sondern tatsächlich zum Vermitteln des
Selberdenkens und so der freien Entfaltung dienen sollte. Die Wahrheit ist
immer konkret!

Erste Schritte für den Gruppenaufbau
Der schwerste Schritt ist oft der Anfang. Das größte Hemmnis sind oft unsere
Furcht vorm Versagen und unser Selbstbewusstsein. Doch eigentlich haben
wir nix zu verlieren. Im schlimmsten Fall bleibt es so beschissen wie vorher.
Um den Start trotzdem etwas zu erleichtern, wollen wir hier eine Möglichkeit
für  die  ersten  Schritte  vorstellen.  Am  Anfang  steht  immer,  sich  selbst
Gedanken  zu  machen  und  das  Umfeld  zu  beobachten  Welche  Probleme
werden  an  der  Schule  wahrgenommen?  Welche  Themen stoßen  bei  den
Mitschüler:innen auf  Interesse? Welche Probleme existieren werden aber
kaum wahrgenommen? Parallel dazu kann man schon mal anfangen seinen
Freundeskreis und Bekannte anzuhauen und Ihnen die Ideen vorzustellen.



Wenn sich gleich viele finden, ist das gut. Aber oft fangen 3-4 Menschen an
eine Gruppe aufzubauen. Auf einem ersten Vorbereitungstreffen könnt ihr
dann klären, welche Themen ihr ansprechen wollt, einen öffentlichen Raum
klären  und  einen  Vorstellungstext  schreiben.  Damit  geht’s  dann  an  die
Öffentlichkeit.  Ob  ihr  ihn  verteilt  oder  einfach  die  ganze  Schule  damit
zuklebt, ist eure Entscheidung. Seid kreativ, benutzt alles, was hilfreich ist:
Chatgruppen, Internetplattformen… Hiermit wird zu einem ersten offenen
Treffen  eingeladen.  Auf  dem  ersten  Treffen  sollte  man  dann  nochmal
demokratisch entscheiden, wozu ihr arbeiten wollt. Ihr solltet offen für die
Ideen anderer sein,  aber auch schon einen Vorschlag haben damit keine
Atmosphäre der Ratlosigkeit entsteht. Auf den Treffen, die fortan regelmäßig
stattfinden  sollten,  ist  es  immer  gut,  einen  Diskussionsteil  und  einen
praktischen Teil zu haben. Auf dem ersten Treffen kann beispielsweise gleich
eine Liste mit Themen, über die ihr euch informieren und austauschen wollt,
erstellt werden. Außerdem könnt ihr gleich anfangen, eine praktische Aktion
vorzubereiten. Das macht nicht nur Spaß, sondern sorgt auch dafür, dass ihr
mehr werden könnt. Am besten kombiniert ihr gleich ein paar Aktionsformen.
Wichtig ist es keine Angst davor zu haben zu polarisieren. Wer kontroverse
Themen anstößt, stößt eine Diskussion an. Nicht alle werden das gut finden,
wenn sie dadurch „gezwungen“ werden sich zu positionieren. Für euch ist
das aber gut, wenn die Mitschüler:innen sich zwischen links und scheiße
entscheiden müssen. Das heißt nämlich auch, dass sie sich Gedanken machen
und über eure Argumente nachdenken. Ansonsten gilt:  dran bleiben, sich
nicht demotivieren lassen, wenn mal was nicht klappt. Bringt Geduld mit, die
Welt wird schließlich nicht an einem Tag verändert.

Unterschiedliche  Formen  der
Schulgruppe
Im  folgenden  Abschnitt  wird  es  darum  gehen,  welche  Formen  der
Organisierung  an  der  Schule  zur  Verfügung  stehen.  Sie  lassen  sich
unterscheiden  in  zwei  Formen  der  politischen  Organisierung  und  eine
Abgrenzung dieser zur Bündnispolitik (Einheitsfront) an der Schule. Sie alle
einen die oben ausgeführten Grundsätze. Sie unterscheiden sich vor allem im



Bezug auf die politische Klarheit und Homogenität (also dem Programm).
Welche Form gewählt wird, ist abhängig vom durchschnittlichen Bewusstsein
an der Schule und der beteiligten Aktivist:innen. Für Revolutionär:innen ist
es  zentral  sie  zu  kennen,  die  Situation  korrekt,  und immer wieder  neu,
einzuschätzen und die Taktik anzuwenden.

Die kommunistische Schulgruppe
Ziel aller revolutionären Kommunist:innen ist der Aufbau kommunistischer
Gruppen  an  der  Schule,  als  Teil  der  unabhängigen  kommunistischen
Jugendorganisation. Dies erklärt sich logisch aus unserer Überzeugung, die
wir aus der Geschichte,  Theorie und Praxis herleiten.  Hierbei ist  für die
revolutionäre  Überwindung  des  Kapitalismus,  den  Aufbau  einer
Rätedemokratie und den Sozialismus als Übergang zur komplett befreiten
Gesellschaft  (dem  Kommunismus)  eine  revolutionäre  Organisation
notwendig. Die Notwendigkeit einer solchen Organisation erklärt sich aus
der erdrückenden Macht des bürgerlichen Staats. Wenn wir diesen besiegen
und uns selbst befreien wollen, müssen auch wir organisiert und konsequent
auftreten. Eine halbwegs fertige Jugendorganisation (die wir noch nicht sind)
hat dabei die Basiseinheiten dort, wo das gesellschaftliche Leben von uns
Jugendlichen  stattfindet:  in  den  Schulen  und  Ausbildungsbetrieben.  Als
Basiseinheiten  teilen  die  kommunistischen  Schulgruppen  dabei  die
politischen Überzeugungen (das Programm) mit der Organisation. Sie wirbt
und kämpft hier für konsequent revolutionäre Positionen. Gleichzeitig darf
die kommunistische Schulgruppe ihren Mitgliedern nicht als Ersatz für die
politische Organisation gelten. Sie teilt die gemeinsam koordinierte und in
der Organisation geplante Praxis (demokratischer Zentralismus). An dieser
Stelle  muss  jedoch  festgestellt  werden,  dass  sich  kommunistisches
Bewusstsein nicht aufzwingen lässt.  Es erwächst aus der Diskussion, der
eigenen  praktischen  Erfahrung  und  dem  erfolgreichen  Kampf  der
kommunistischen  Organisation.  Die  Differenzen  zum  vorherrschenden
bürgerlichen Bewusstsein sind riesig, aber auch die zum durchschnittlichen
linken  groß.  In  Deutschland  existiert  jedoch  keine  kommunistische
Organisation mit Massenbasis. So können wir unsere Positionen nur sehr
begrenzt in der Praxis beweisen. Als Folge dessen ist  es oftmals schwer



unsere  Mitschüler:innen  direkt  für  den  Kommunismus  zu  gewinnen.
Selbstverständlich hindert uns das nicht daran es zu versuchen, auch werden
wir  diese  Absicht  nie  verschweigen.  Kommunistische  Schulgruppen  sind
deswegen  heutzutage  oft  noch  klein.  Oft  sind  es  wenige  fortschrittliche
Genoss:innen, die innerhalb von linken Schulgruppen oder Aktionskomitees
Fraktionen  bilden.  Sie  argumentieren  innerhalb  dieser  geduldig  für  das
revolutionäre  Programm.  Sie  versuchen  die  Praxis  in  eine  revolutionäre
Richtung zu lenken und werten gemachte Fehler geduldig aus. Sie machen
ihre Politik jedoch niemals abhängig von diesen Strukturen, da diese meist
bürgerlich  durchdrungen  sind.  Da  sie  unabhängig  bleiben,  planen
Schulgruppen  eigenständig  Aktionen  setzten  diese  auch  um.  Aber  die
Basiseinheiten  der  revolutionären  kommunistischen  Jugend  haben  immer
zwei Vorteile: die besten Kämpfer:innen an ihrer Seite und die logischen und
konsequentesten Argumente auf ihren Zungen.

Linke Schulgruppe
Aus  den  genannten  Schwierigkeiten  unterstützen  wir  jedoch  auch  das
Entstehen unabhängiger, linker Schüler:innengruppen bedingungslos. Dies
trifft  insbesondere  auf  Schulen  zu,  in  denen  das  durchschnittliche
Bewusstsein eher rechts ist, oder zu wenige Genoss:innen vorhanden sind,
um eigenständig handlungsfähig zu sein. Jede linke Schulgruppe ist hierbei
ein  Schritt  nach  vorne,  insbesondere  in  Zeiten  des  Rechtsrucks.  Wir
respektieren das Bedürfnis nach Unabhängigkeit  als logische Konsequenz
der  Jugendunterdrückung.  Eine  linke  Schulgruppe  zeichnet  sich  hierbei
durch ein gemeinsames Verständnis aus (z. B. gegen Sexismus, Rassismus,
Homophobie und Ausbeutung). Wenn man so will eine Art Programm in roher
Form.  Zusätzlich  gibt  es  auch  hier  eine  gewisse  organisatorische
Verbindlichkeit,  z.  B.  Mitgliedsbeiträge  oder  gemeinsames  Verteilen  der
erstellten Flyer. Besonders wichtig ist es hierbei das richtige Verhältnis von
Diskussion und Aktion zu entwickeln. An der eigenen Praxi lässt sich dabei
Theorien am besten diskutieren, da sie so anschaulich und überprüfbar wird.
Weder reine Theoriezirkel noch ausschließlich aktionistische Gruppen führen
zu  einem  erfolgreichen  Aufbau.  Wir,  als  Jugendorganisation,  finden  es
wichtig, dass sich Jugendliche anpolitisieren und selbst aktiv werden, sind



aber  der  Meinung,  dass  es  aber  nicht  bei  linken  Schüler:innengruppen
bleiben kann, wenn wir die Gesellschaft nachhaltig verändern wollen. Dazu
braucht es -wie schon erwähnt- eine organisierte Kraft, die ein Programm hat
und dafür argumentieren wir in den linken Schulgruppen.

Die  Formen  der  politischen  Organisation  unterscheiden  sich  von  der
Bündnispolitik, die wir hier nur kurz anreißen werden. Bündnisse sind von
der politischen Meinung wesentlich breiter aufgestellt.  Der Vorteil  in der
M a s s e  m a c h t  s i e  j e d o c h  a u c h  k u r z l e b i g e r  d a  s i e  b e i
Meinungsverschiedenheiten schneller zerbrechen. In der momentanen Praxis
sind vor allem Aktionsbündnisse relevant. Also kurzfristige Allianzen für die
Durchsetzung eines Zieles. Beispielsweise die Gegenmobilisierung zu einer
Rassist:innendemo,  die  an  der  Schule  vorbeiführt,  Schulstreiks  zur
Erkämpfung eines Schüler:innenraums etc. Politische Gruppen sollten stets
darauf  achten,  dass  sie  ihre  eigene  (weiterreichende)  Position  nicht
zugunsten der größeren Masse zu verschweigen. Also die Unabhängigkeit in
Idee  und  Praxis  nicht  aufgeben,  sich  nicht  vom Druck  der  bürgerlichen
Ideologien  brechen  lassen.  Sie  können  von  bereits  existierenden
Schulgruppen organisiert  werden.  In  manchen Fällen,  z.  B.  bei  in  einer
besonders reaktionären Schule, sind sie jedoch auch ein Mittel für einzelne
Antikapitalist:innen,  eine  erste  Bewegung  unter  den  Mitschüler:innen  zu
schaffen. Das Ziel ist hierbei,  neben der Durchführung der gemeinsamen
Aktion, andere durch die gemeinsame Praxis für revolutionäre Gedanken zu
gewinnen. Bei großer Stärke ist es möglich eine andere Form des Bündnisses
ins  Leben  zu  rufen.  Einen  sogenannten  Schüler:innenrat.  Dieser  ist
langfristiger  angelegt  und  wird  als  revolutionär  demokratischer
Gegenentwurf zum Schüler:innenparlament positioniert. Alle Schüler:innen
(außer aktive Rassist:innen, Sexist:innen, Nazis …) sind hier stimmberechtigt
und  Funktionen  (wie  Sprecher:innen)  jederzeit  wähl-  und  abwählbar.
Praktische Relevanz fand er in letzter Zeit vor allem bei der Verwaltung von
Schülerräumen und Besetzungen.



FAQ
Wie  soll  ich  das  bezahlen?  Das  Einfachste  ist  es,  Mitgliedsbeiträge  zu
nehmen und sich eine Aktion zur Finanzierung einfallen z u lassen. Z. B.
Getränkeverkauf  auf  dem  eigenen  Filmabend,  Grillen  oder  eine  Party
organisieren.  Wenn  ihr  Finanzanträge  stellen  wollt,  lohnt  es  sich
rauszufinden welche Studierendenvertretungen (AStA) links sind und dort
mal nachzufragen. Auch die Rosa-Luxemburg-Stiftung hat eine monatliche
Ausschüttung  für  Projekte  und  manchmal  gibt’s  auch  bei  den
Gewerkschaften  was  zu  holen.  Seid  vorsichtig  bei  allem,  wo  ihr  die
„freiheitlich  demokratische Grundordnung“ unterschreiben müsst.  Das  ist
schonmal  nach  hinten  losgegangen.  Achtet  immer  auf  eure  finanzielle
Unabhängigkeit.

Was ist, wenn es Stress mit der Schulleitung
gibt?
Die erste Regel ist: wenn ihr viele seit können sie euch nix. Die zweite: lest
das Schulgesetz! Oft verstoßen Schulleitungen dagegen. Wenn es (was selten
vorkommt)  wirklich  Ärger  geben  sollte,  schafft  Öffentlichkeit!  Bei  der
Abwehr von Repression unterstützen wir jedes linke Projekt bedingungslos.

Was ist wenn es Ärger mit der Polizei gibt?
Falls  ihr  bei  irgendwas  festgenommen  werdet  unbedingt  die  Aussage
verweigern! Ihr müsst nur das angeben, was auf eurem Ausweis steht und
dass  ihr  Schüler:in  seid,  egal  was  sie  euch erzählen.  Danach nehmt ihr
Kontakt  zur  Roten Hilfe  e.  V.  auf!  Hier  gibt’s  rechtliche  und finanzielle
Unterstützung.  Wir  können euch auch nur  das  Material  der  Roten Hilfe
empfehlen wie z. B. die Broschüre „Was tun wenn’s brennt?“

Ist  es  erlaubt,  meine  Schule  zu  bestreiken
oder Kundgebungen während der Schulzeit zu



machen?
Recht l i ch  i s t  das  e in  Graubere ich .  Theoret i sch  s teht  d ie
Versammlungsfreiheit  (Grundgesetz)  über  der  Schulplicht  (Schulgesetz).
Durchgeklagt  hat  das  aber  noch  niemand.  Legitim  ist  es  aber  allemal.

Wie  melde  ich  Kundgebungen  und
Demonstrationen  an?
Einfach online bei der Polizei. Kundgebungen und Demonstrationen müssen
in  der  Regel  48 Stunden vor  ihrem Start  angemeldet  werden von einer
Person über 18. Meldet sie an, bevor (!) ihr Flyer dafür verteilt. Es existiert
ein polizeiliches Register, wo alle Anmelder:innen gespeichert werden. Seit
euch dessen bewusst und ändert diesen nicht zu oft.

Was ist ein V.I.S.D.P.
Verantwortlicher im Sinne des Pressegesetzes“ muss klein auf alles rauf was
ihr öffentlich verteilt. Es soll schon öfter mal vorgekommen sein, dass die
angegebenen Namen und Adressen gar nicht existieren. Ist bis jetzt noch nie
jemandem aufgefallen …

Wo kann ich drucken?
Auch hier lohnt es sich manchmal linke Studierendenvertretungen zu fragen.
Sonst versucht Zugriff auf den Schulkopierer zu bekommen. Manchmal muss
man auch in den Kopierladen rennen, das ist  allerdings recht teuer.  Die
billigste Onlinedruckerei (für Hochglanz) ist Flyeralarm. Die ist allerdings so
billig, weil sie beschissene Arbeitsbedingungen hat.

Wie mache ich ein Layout?
Es muss nicht immer Photoshop sein: Auch Plakate und Flyer, die man mit
der Hand malt und dann kopiert, können Menschen erreichen. Ansonsten
kann man auch sehr leicht mit Microsoft Word kleine Flyer erstellen einfach
erstellen oder kostenlose Programme wie GIMP, Inkscape oder Skribus. Fürs



“Professionelle” gibt‘s InDesign von Adobe, was vielleicht in euer Schule zur
Verfügung steht.

Jugendkämpfe  International.
Warum  braucht  es  eine  neue
Jugendinternationale?
Aktuelle Krisenperiode

Die Corona-Pandemie verschärft
die wirtschaftliche Krise, in der wir uns befinden. Gleichzeitig
schafft die Politik der Herrschenden das Potential für den
Widerstand der Jugend. Viele Länder nutzen die Situation momentan
aus, um unbeliebte Gesetze durchzubringen und ihren Ausbau zu einem
undemokratischen System weiter fortzusetzen. Das reicht von
autoritären Maßnahmen, die in fast jedem EU-Land zum „Bekämpfen
der Coronakrise“ umgesetzt werden bis hin zu Ländern wie Polen und
Ungarn, die die besondere Zeit nutzen um frauenfeindliche
Gesetzgebungen durchzuwinken (Polen) oder sogar Notstandsmaßnahmen
verordnen, die de facto die Alleinregierung einer Partei ermöglichen
würden (Ungarn).

Wie betrifft die aktuelle
Situation die Jugend?

Jugendliche werden heutzutage
ohne wirkliche Perspektiven auf einen sicheren Job, oder ein gutes
Leben groß. Sie bekommen die Auswirkungen der letzten Krisen oft
stärker zu spüren als ihre Eltern, neoliberale Sparpolitik und
anhaltende Ausbeutung der halbkolonialen Länder ruinieren bis heute
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ihre Zukunft.

Die Jugendarbeitslosigkeit hat
sich seit der Krise 2008 noch nicht wirklich erholt. Nach Zahlen der
International Labour Organization (ILO, Stand 2019) gibt es 1.3
Milliarden Jugendliche zwischen 15 und 25 Jahren. Davon sind 41% Teil
des Arbeitskräftepotenzials (labour force), von denen 429 Millionen
arbeiten und 68 Millionen arbeitslos sind. 30% derjenigen die
arbeiten leben in extremer oder moderater Armut und 77% arbeiten
unter prekären Umständen. Die momentane Krise verschärft diesen
Trend immens. In der ersten Welle ist in Deutschland zum Beispiel die
Jugendarbeitslosigkeit von 190.000 innerhalb eines Jahres aufgrund
der Corona-Krise auf 275.000 gestiegen, geschätzte 40% der
Studierenden haben ihre Jobs verloren. Während der ersten Welle ist
in Österreich die Jugendarbeitslosigkeit um 110 Prozent und die
Anzahl der Lehrstellensuchenden um 55% gestiegen. Jugendliche sind
die ersten, die ihre Jobs verlieren (Schließlich sind sie meistens
noch nicht so lange dabei und haben selten eine starke
gewerkschaftliche Vertretung), auf der anderen Seite sind auch viele
noch in Ausbildung, was den Versuch in der Wirtschaftskrise erstmals
einen Job zu finden, stark erschwert. Wie sich diese Entwicklungen in
der jetzigen zweiten Welle gestalten werden, kann an dieser Stelle
nur mit düsterer Vorahnung vermutet werden.

In den USA machten Jugendliche
zwischen Februar und April ein Drittel der Arbeitslosen aus, obwohl
sie nur ein Viertel des Arbeitskräftepotenzials ausmachen. Zwar
scheinen sich die Zahlen in den USA wieder etwas normalisiert zu
haben, nachdem sie anfangs sehr krass anstiegen, ein Grund dafür ist
aber sicher auch, dass viele Jugendlichen aus der Gruppe der
Arbeitssuchenden herausfielen. Im Juni waren 28% der 16-24 jährigen
weder in Ausbildung noch in einem Arbeitsverhältnis. Im Juli wohnten
mehr als 50% der 18-29 jährigen (wieder) bei ihren Eltern. Auch wenn
Arbeitslosenzahlen stark fluktuieren können, ist klar, dass ein
Land, in dem sich Jugendliche enorm verschulden müssen, um eine



Ausbildung zu erlangen, keine gute Perspektive für junge Menschen
liefert. ,

Es gibt Prognosen, die bis 2021
90.1 Millionen(!) Arbeitslose in Ostasien erwarten, was zum Großteil
auf die ärmeren Regionen und Länder verteilt sein wird, für die
auch die durch die Corona Krise bedingten Einschränkungen der
Migration Jobverlust bedeutet. Die Situation halbkolonialer bzw.
kolonialer Länder, die auch davor extrem angespannt war, was
Jugendarbeitslosigkeit angeht, wird sich noch drastischer zuspitzen,
speziell in Ländern in denen die Aus- bzw. Nachwirkungen der
Apartheid noch klar spürbar sind. Im Gazastreifen lag die
Jugendarbeitslosigkeit vor der Krise bereits bei ungefähr 60%, in
Lesotho bei 33%.

Aber die schlechten Job- und
Ausbildungsmöglichkeiten sind für Viele nur die Spitze des
Eisbergs. Fast die Hälfte aller Menschen, die sich momentan auf der
Flucht befinden sind Minderjährige. Sie müssen vor dem sicheren Tod
fliehen, nur um an den Außengrenzen Europas unmenschlichen
Hygienebedingungen, Hunger und (oftmals sexualisierter) Gewalt
ausgesetzt zu sein.

Für
die Unabhängigkeit der Jugend!

Die Jugend hat oft eine spezielle
Rolle in politisch-fortschrittlichen Kämpfen. Sie ist nicht
desillusioniert von vergangenen Kämpfen, hat mehr Zeit und Energie,
um die Situation selbst in die Hand zu nehmen und zu ändern und
bekommt viel der tagtäglichen Ungerechtigkeiten am eigenen Leib zu
spüren. Zwar sind Jugendliche keine einheitliche Klasse, sondern oft
vielmehr geprägt von den Klassenverhältnissen ihrer Eltern, es ist
aber ein enormer Vorteil sie für die Anliegen und Interessen der
Arbeitenden Klasse zu gewinnen, schließlich ist ein relevanter Teil
von ihnen das zukünftige revolutionäre Subjekt und lernt



schließlich auch am Besten aus den eigenen Fehlern. Es ist notwendig
sie schon früh für revolutionäre Politik zu gewinnen. Genau
deswegen ist die gesonderte Organisierung der Jugend zentral. Es
macht oft keinen Sinn, sie in dieselben Strukturen einzubinden, die
von älteren Generationen dominiert werden und Jugendlichen (wie auch
in der Schule und Zuhause) nicht dieselben Möglichkeiten bieten
politisch zu wachsen. Politische, organisatorische und finanzielle
Unabhängigkeit der revolutionären Jugendorganisation sind wichtig,
um einen gemeinsamen Kampf der Arbeiter*innen und der Jugend gegen
das Kapital zu organisieren. Wir wollen über den Aufbau einer
revolutionären Jugendorganisation den Schulterschluss mit den
Arbeiter*innen aller Länder suchen und im Endeffekt dabei helfen
eine revolutionäre Weltpartei der Arbeitenden und der Jugend
aufzubauen.

In welchen Kämpfen war die
Jugend im letzten Jahr involviert?

Wir haben als wohl wichtigste
Anknüpfungspunkte die Kämpfe gegen politische Regime und
Regierungen. Das sind auf keinen Fall Bewegungen, die ausschließlich
von Jugendlichen getragen werden, aber viele starten auf den
Schultern von jugendlichen Menschen. In Chile fing die Bewegung, die
sich gegen Pineras neoliberale Politik stellte, mit den Protesten von
jungen Menschen gegen die Erhöhung der Ticketpreise
an. In der Bewegung spielen bis heute die studentischen Vereinigungen
und Organisationen eine maßgebliche Rolle in der Organisierung. Die
Proteste in Hong-Kong, die zwar nicht über demokratische Forderungen
hinauskamen, aber dennoch eine Reihe von sich radikalisierenden
Elementen eine Stimme gaben, werden durchwegs als eine sehr junge
Bewegung beschrieben.

Genauso ist das erneute mächtige
Aufflammen der Black-Lives-Matter Bewegung eine wichtige Entwicklung
für die kommenden Kämpfe der Jugend. Eine starke, antirassistische
Perspektive, die sich mit fundamentaler Kritik an Organen der



Klassenunterdrückung entlädt, so wie es angefangen mit den USA in
vielen Ländern passierte, ist eine wichtige Entwicklung für den
Klassenkampf. Auch in Nigeria gab es in letzter Zeit Massenproteste
gegen die Polizei, insbesondere ihre SARS Spezialeinheit, die
besonders stark von Jugendlichen getragen wurde.

Auch in Bewegungen, die etwas
weniger starke Resonanz erzeugte, erkämpft sich die Jugend einen
Platz. Es ist keine Überraschung, dass „linke“
Sozialdemokrat*innen wie Jeremy Corbyn in Großbritannien oder Bernie
Sanders in den USA (wobei Letzterer noch
einmal
moderater ist als der Erste) eine große Befürwortung innerhalb der
Jugend genossen und für viele junge Menschen auch der Auslöser zur
Organisierung untereinander waren. Die Niederlage und der Verrat (wie
in der Sozialdemokratie nicht unüblich) dieser beiden Männer, wenn
auch für viele sehr enttäuschend, kann nicht darüber wegtäuschen,
das Jugendliche bereit für sozialistischen Alternativen sind und
auch bereit sind für sie zu kämpfen.

Als die größte internationale
Jugendbewegung unserer Zeit wollen wir uns auch mit der
Umweltbewegung Fridays for Future (im Folgenden FFF) beschäftigen.
Da Jugendliche von den zunehmenden Auswirkungen der Umweltzerstörung
des Kapitalismus besonders betroffen sein werden, verlangen sie
berechtigterweise die Umweltpolitik mitbestimmen zu können. Den Weg
der Lösung der Umweltfrage sah FFF vor allem darin die Regierungen
zu bitten die Ziele des Pariser Klimaabkommens umzusetzen. Dies ist
problematisch, da das Pariser Abkommen in Bezug auf die Reduktion der
Treibhausgasemission und auf das Thema der Umweltverschmutzung
unzureichend ist. FFF versteht zudem nicht, dass die Regierungen auf
der Seite der kapitalistischen Unternehmen stehen, die aus der
Zerstörung der Umwelt Profit schöpfen. Wir Lohnarbeiter_Innen haben
dagegen ein uneingeschränktes Interesse die Erde für uns auf Dauer
bewohnbar zu machen. Die Umweltfrage ist also eine Klassenfrage, was



FFF jedoch leugnet und stattdessen eine kleinbürgerliche Politik
vertritt. Internationale Schulstreiks konnte die Regierungen zudem
nicht zur Änderung ihrer Politik zwingen. Die Politik der Bewegung
ist damit faktisch gescheitert. Es wäre notwendig die Bewegng
politisch und praktisch zu radikalisieren und die Streiks auf die
gesamte Arbeiter_Innenklasse auszuweiten. So können
die
Regierungen und das Kapital dort getroffen werden, wo es wirklich weh
tut: Beim Profit. Zudem ist eine umweltfreundliche Reorganisierung
der Wirtschaft und Gesellschaft nur mit der Macht der Beschäftigten
aus den jeweiligen Branchen denkbar. Nur dadurch kann der
Umweltbewegung wieder neues Leben eingehaucht und das gewaltige
Engagement der Jugend in politische Siege verwandelt werden.

Was brauchen wir deswegen?

Dass Kämpfe, die international
geführt werden auch leichter gewonnen werden liegt auf der Hand.
Doch unser Internationalismus ist nicht nur in der Kraft der
internationalen Solidarität der Ausgebeuteten und Unterdrückten
begründet. Für uns ist es auch eine zentrale Einsicht, dass in
einem kapitalistischen Weltsystem keine Bewegung dauerhaft isolierte
Erfolge erzielen kann, wenn es ihr nicht gelingt Verbündete in
anderen Ländern zu finden. Der „Sozialismus in einem Land“ ist
im 21. Jahrhundert, dem Zeitalter der Globalisierung, noch deutlich
illusorischer als er es im 20. Jahrhundert war – gleichzeitig sind
aber durch die internationalisierten Produktionsketten und den
enormen Fortschritt in der Geschwindigkeit des Austausches und der
Kommunikation die Bedingungen für internationale Solidarität um
einiges einfacher geworden. Antworten auf diese Fragen und wie die
Kämpfe zu gewinnen sind, können wir nur ausreichend beantworten,
wenn wir an allen Orten der Welt die fortschrittlichsten Jugendlichen
organisieren und für die Perspektive des antikapitalistischen
Kampfes gewinnen.

Wie organisiert man aber



gemeinsam solche Kämpfe und wie können wir in Zukunft global
agieren? Wir von REVOLUTION stehen für den Aufbau einer neuen
Jugendinternationale nach dem Vorbild der sozialistischen
Jugendinternationale, die 1907 gegründet wurde. Ein Zusammenschluss
von kommunistischen Jugendorganisationen, die auf der Basis eines
gemeinsamen Programms weltweit gegen Imperialismus bzw. Kapitalismus
kämpfen.

Solidarität  mit  dem
Generalstreik  der  indischen
Gewerkschaften!
Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  a m  2 6 .  N o v e m b e r  2 0 2 0  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2020/11/26/solidaritaet-mit-dem-generalstreik-
der-indischen-gewerkschaften/

Martin Suchanek

Seit dem Morgen des 26. November erfasst ein weiterer Generalstreik
Indien. Die Gewerkschaften rechnen mit bis zu 250 Millionen
TeilnehmerInnen. Begleitet wird die Arbeitsniederlegung außerdem von
Massenaktionen von Bauern/Bäuerinnen und LandarbeiterInnen gegen neue
drakonische Gesetze, die Farm Laws, die die Arbeit auf dem Land
(de)regulieren sollen.

Zur Vorbereitung und Durchführung des Generalstreik haben sich
zahlreiche landesweite Verbände und regionale Organisationen in der 
Joint Platform of Central Trade Unions (CTUs; Vereinigte Plattform der
Gewerkschaftszentralen) zusammengeschlossen.
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Diese besteht aus folgenden Verbänden Indian National Trade Union
Congress (INTUC), All India Trade Union Congress (AITUC), Hind Mazdoor
Sabha (HMS), Centre of Indian Trade Unions (CITU), All India United
Trade Union Centre (AIUTUC), Trade Union Coordination Centre (TUCC),
Self-Employed Women’s Association (SEWA), All India Central Council of
Trade Unions (AICCTU), Labour Progressive Federation (LPF) und United
Trade Union Congress (UTUC). Politisch repräsentieren sie das volle
Spektrum von der bürgerlich-nationalistischen Kongresspartei
nahestehenden Verbänden über die den kommunistischen Parteien
verbundenen bis hin zu unabhängigen, teilweise radikaleren
klassenkämpferischen Organisationen. Wenig überraschend fehlt mit
Bharatiya Mazdoor Sangh (BMS), der „gewerkschaftliche“ Arm der
regierenden, hinduchauvinistischen Bharatiya Janata Party (Indische
Volkspartei; BJP), die sich faktisch wieder einmal als gelber Verband
von StreikbrecherInnen betätigt.

Historischer Angriff

Der Generalstreik am 26. November richtete sich – wie schon jene der
letzten Jahre, die mehr als 100 Millionen Lohnabhängige mobilisieren
konnten – gegen einen fundamentalen Angriff durch die
KapitalistInnenklasse und die Modi-Regierung. Die Regierung brachte seit
2019 vier neue Arbeitsgesetze in die Look Sabha (Parlament) ein, die 44
bisher gültige ersetzen sollen. Im Grunde sollen damit die Überreste
der Beziehungen zwischen Kapital und Lohnarbeit, wie sie nach der
Unabhängigkeit Indiens etabliert wurden, endgültig beiseitegeschoben
werden. Dieser Prozess begann zwar mit der neoliberalen Wende der
Kongress-Partei und der Öffnung der indischen Wirtschaft nach 1980,
beschleunigte sich jedoch seit dem Ausbruch der globalen Krise 2007 und
der Regierungsübernahme der hindu-chauvinistischen Bharatiya Janata
Party (BJP) 2014. Das ist auch der Grund, warum sich entscheidende
Fraktionen des Großkapitals vom Kongress, der traditionellen Partei der
indischen Bourgeoisie, abwandten und, ähnlich den imperialistischen
Großunternehmen, in der BJP die verlässliche Sachwalterin ihrer
Interessen sehen.



Die Ideologie des Hindutva, nach der Indien ausschließlich den Hindus
gehöre und in der religiöse Minderheiten wie Muslime, Indigene, die
„unteren“ Kasten, Frauen und sexuelle Minderheiten BürgerInnen zweiter
Klasse sein sollen, bildet den Kitt, um große Teile der Mittelschichten,
des KleinbürgerInnentums und rückständige ArbeiterInnen vor den Karren
des Kapitals zu spannen. Die „größte Demokratie der Welt“ bildet die
Fassade für die zunehmend autoritäre, bonapartistische Herrschaftsform
des Regimes Modi, das sich dabei auf extrem reaktionäre und auf
faschistische Massenorganisationen stützen kann. In den letzten Jahren
forcierte sie die Angriffe auf demokratische Rechte und ging brutal
gegen  Proteste vor, die sich gegen die nationalistische „Reform“ der
Melde- und Staatsbürgerschaft richteten. Vielerorts, wie in Delhi
provozierten Parteiführer der BJP Pogrome gegen Muslime und
Protestierende. Indien annektierte Kaschmir und beendete dessen formal
autonomen Status endgültig. Die „Reform“ der Arbeitsgesetze stellt ein,
wenn nicht das klassenpolitische Kernstück der Politik der
Modi-Regierung dar. Hier nur einige zentrale Aspekte:

Das neue Arbeitsgesetz erlaubt die fristlose Entlassung ohne
weitere Angabe von Gründen und ohne Zustimmung der Behörden
von bis zu
300 Beschäftigten. Bisher war diese Zahl auf 100 ArbeiterInnen
festgelegt.  Dies  schafft  wichtige  Beschränkungen  der
Unternehmenswillkür
in Klein- und Mittelbetrieben ab, die in den letzten Jahren ebenfalls
zunahm.
Das Fabrikgesetz von 1948 galt bislang für alle Betriebe mit
mehr  als  10  Beschäftigten,  sofern  sie  mit  Elektrizität  versorgt
wurden,
und für alle mit mehr als 20, die diese nicht haben. Jetzt werden
diese
Zahlen verdoppelt, auf 20 bzw. 40 Beschäftigte.
Diese Methode durchzieht zahlreiche andere Bestimmungen der
neuen Arbeitsgesetze. Die Mindestzahl an regulär Beschäftigten, ab
denen



sie  überhaupt  erst  gelten,  wurde  deutlich  erhöht,  oft  auf  das
Doppelte
oder Dreifache der ursprünglichen Zahl. Dies betrifft insbesondere
Mindeststandards für Arbeitssicherheit.
Erhöht wurde außerdem die Quote für LeiharbeiterInnen unter den
Beschäftigten.

All diese Maßnahmen zielen auf die Ausweitung der
UnternehmerInnenfreiheit. Die weitgehende Entrechtung, die schon heute
die Lage eines großen Teils der indischen ArbeiterInnenklasse prägt, der
in verschiedene Formen der Kontraktarbeit (wie  Tagelöhnerei,
Leiharbeit, prekäre Beschäftigung, …) gezwungen wird, soll weiter
ausgedehnt werden. Auch bisher „regulär“ Beschäftigte sollen von ihr
erfasst werden.

Zugleich werfen diese Maßnahmen auch ein bezeichnendes Licht auf das
Geschäftsmodell des indischen Kapitalismus. Die vom Weltmarkt und den
internationalen Finanzmärkten abhängige halbkoloniale Ökonomie kann die
Profitabilität der wachsenden kleineren Kapitale nur sichern, wenn diese
weiter die Arbeitskräfte extrem ausbeuten, also unter ihren
Reproduktionskosten kaufen und verwerten können. Ansonsten sind sie
nicht in der Lage, sich auf dem Markt zu halten, die Vorgaben von
Konkurrenzbedingungen, die das multinationale Großkapital aus den
imperialistischen Ländern diktiert, zu erfüllen. Zugleich begünstigt
diese Form der Überausbeutung auch die indischen Großkonzerne, die
ihrerseits um größere Anteile am Weltmarkt ringen.

Diese Ausweitung selbst erschwert schon die Möglichkeiten der
gewerkschaftlichen Organisierung massiv, die durch neue legale
Einschränkungen zusätzlich eingeschränkt werden sollen.

Ergänzt werden die Angriffe auf die Arbeitsgesetze auch durch
drastische Verschlechterungen für die Landbevölkerung, also für die
ärmsten Schichten der Bauern und Bäuerinnen sowie für LandarbeiterInnen.
Das ist auch der Grund, warum das All India Kisan Sangharsh
Coordination Committee (AIKSCC) den Generalstreik unterstützt und mit



Aktionstagen am 26. und 27. November verbindet.

Über die Forderung nach Abschaffung der gesamten reaktionären
Reformen des Arbeitsgesetzes hinaus verlangen die Gewerkschaften
außerdem eine monatliche staatliche Unterstützung von 7.500 Rupien (rund
85 Euro) für alle Familien, die keine Einkommenssteuer zahlen müssen,
sowie 10 Kilogramm kostenloser Lebensmittel für alle Bedürftigen. Diese
und ähnliche Forderungen verdeutlichen, dass die Corona-Pandemie und die
kapitalistische Krise Millionen ArbeiterInnen und  Bauern/Bäuerinnen in
Not und Elend stürzen, sie gegen Armut, Hunger und Tod ankämpfen
müssen.

Internationale Solidarität und Perspektive

Der Generalstreik der indischen Gewerkschaften erfordert unsere Solidarität
– und zwar weltweit.

Zugleich macht er aber – gerade vor dem Hintergrund etlicher
Massenstreiks der letzten Jahre – deutlich, dass die
ArbeiterInnenbewegung und alle Bewegungen von Unterdrückten gegen das
Hindutva-Regime eine Strategie brauchen, die über beeindruckende, aber
auch nur auf einen Tag beschränkte Aktionen hinausgeht. Die Regierung
Modi wird sich davon nicht stoppen lassen. Das haben die letzten Jahre
gezeigt. Wie die letzten Monate verdeutlicht haben, wird sie auch die
Pandemie und die Krise zu nutzen versuchen, weitere Angriffe
durchzuziehen.

Es geht daher darum, dem permanenten Angriff einen permanenten
Widerstandskampf entgegenzusetzen – auf den eintägigen Generalstreik
einen unbefristeten gegen die Arbeitsgesetze und für ein
Mindesteinkommen und Mindestlohn für alle in Stadt und Land
vorzubereiten und durchzuführen.

Die Koordinierung der Gewerkschaften und BäuerInnenorganisationen
muss sich einer solchen Aufgabe stellen und zur Bildung von
Aktionskomitees in den Betrieben, den Stadtteilen, in den Gemeinden und
auf dem Land aufrufen, also Kampforgane bilden, die alle Schichten der



Lohnabhängigen und der Klein- und MittelbäuerInnen einschließen,
unabhängig von Religion, Nationalität, Kaste, Geschlecht oder sexueller
Orientierung.

Angesichts der staatlichen Repression und der reaktionären
hinduchauvinistischen Verbände müsste ein solcher Streik auch
Selbstverteidigungsstrukturen aufbauen.

Ein politischer Generalstreik, der das Land dauerhaft lahmlegt, würde
unwillkürlich die Machtfrage aufwerfen – und somit auch die Möglichkeit
und die Notwendigkeit, vom Abwehrkampf zur Offensive überzugehen. Diese
erfordert freilich mehr als nur gewerkschaftlichen Widerstand. Sie
erfordert die Verbindung dieses Kampfes mit dem gegen alle Formen der
Unterdrückung, die Verbindung des Kampfes gegen die BJP-Regierung mit
dem gegen den Kapitalismus, den Aufbau einer revolutionären politischen
Partei der ArbeiterInnenklasse, die sich auf ein Programm von
Übergangsforderungen stützt und die für eine ArbeiterInnen- und
BäuerInnenregierung kämpft, die eine Räteherrschaft errichtet, das
Großkapital enteignet und eine demokratische Planwirtschaft einführt.

Zur Zeit existiert keine politische Kraft in Indien, die ein solches
Programm vertritt. Die verschiedenen kommunistischen Parteien haben sich
vom revolutionären Sturz des Kapitalismus faktisch schon lange
verabschiedet, die radikale Linke ist zersplittert und oft
desorientiert. Die politische Krise zu überwinden, erfordert daher nicht
nur die Unterstützung der Mobilisierungen der ArbeiterInnenklasse und
sozialen Bewegungen. Alle, die nach einer sozialistischen und
internationalistischen Antwort suchen, stehen auch vor der Aufgabe, in
Diskussion um die programmatischen Grundlagen einer revolutionären
Partei zu treten und deren Aufbau in Angriff zu nehmen.



FFF:  Was  war  los  beim ÖPNV-
Streik und was will dieser Jakob
im Bundestag?
4
Fragen und 4 Antworten zu FFF, den ÖPNV-Streiks und was
Antikapitalist_Innen jetzt tun müssen

Was
ist beim Nahverkehrsstreik gelaufen?

Vielleicht
hast Du in den letzten Wochen mal vergebens an der Bushaltestelle
gestanden oder durch die Nachrichten erfahren, dass in den in
unterschiedlichen Städten und Gemeinden die Arbeiter_Innen im
Nahverkehr gestreikt haben, sie die Busse und Bahnen stehen ließen.
Vielleicht hast Du‘s aber auch nicht mitbekommen…und das liegt
nicht an Dir. Gestreikt wurde höchstens Mal ein Tag, oft aber nur
ein paar Stunden. Ziel des Streiks war eine bessere Bezahlung und
bessere Arbeitsbedingungen für die Menschen, die uns täglich zur
Schule, Ausbildung oder Uni fahren und die gerade in der Corona-Zeit
zu jenen gehören, die unsere Gesellschaft noch am Laufen halten.

In
einigen Bundesländern sind die Streiks jetzt schon ganz vorüber,
denn die Gewerkschaft ver.di und die Arbeit“geber“_Innenverbände
haben sich auf einen neuen Tarifvertrag geeinigt. Zuletzt ist das in
Nordrhein-Westfalen passiert und für die Beschäftigten ist das
Ergebnis ein ziemlicher Schlag ins Gesicht. Am 1. April 2021 gibt‘s
1,4 Prozent mehr Gehalt, mindestens aber 50 Euro, am 1. April 2022
1,8 Prozent mehr und für‘s Weiterfahren während Corona das Land
zum Stillstand zwang gibt‘s einmalig 600 Euro. Faktisch heißt das,
dass sich die Verkehrsarbeiter_Innen mittelfristig weniger als heute
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leisten können, sie ärmer werden. In den anderen Bundesländern ist
Ähnliches zu erwarten.

Was
können wir daraus lernen?

1.)
die Gewerkschaftsführungen wollen in der Krise keinen Konflikt mit
den Bossen. Bloß ein bisschen Streiken, eine Niederlage
unterzeichnen und sie dann als notwendiges Opfer in Zeiten der Krise
den Mitgliedern der Gewerkschaft verkaufen. Die Gewerkschaftsbosse
haben dabei gut reden, verdienen sie doch so viel in den
Aufsichtsräten der Konzerne, dass sie die Krise locker überstehen
werden…vorausgesetzt sie halten die Arbeiter_Innen schön ruhig.

2.)
die Arbeiter_Innenklasse soll die Krise bezahlen. Schon als ver.di
einen lächerlichen Tarifvertrag im öffentlichen Dienst unterschrieb
war klar, dass der Kampf im Nahverkehr auch zum Abschuss freigegeben
ist. Andernorts sieht‘s nicht besser aus. Der Staat muss angesichts
seiner riesigen Corona-Schulden sparen und zu Geld kommen. Aber als
die Linkspartei neulich eine kleine Vermögensabgabe für Reiche
forderte war der Aufschrei im Bundestag und den Zeitungen groß. Wenn
umgekehrt bei der Bahn Milliardeneinsparungen beim Personal gefordert
werden, erzählen einem die konservativen Medien was von „jeder
muss doch ein Opfer bringen“.

3.)
die Lösung der Klimakrise fällt im Angesicht der Wirtschaftskrise
hinten runter. Anstatt die Verkehrswende anzugehen, den Nahverkehr
auch als Arbeitsplatz attraktiver zu machen und gut zu bezahlen, um
die tausenden fehlenden Beschäftigten bundesweit einzustellen, heißt
es für den Nahverkehr jetzt weiter sparen, sparen, sparen. Achso,
natürlich nicht überall, nein, nein, die Lufthansa wird mit
Milliarden gerettet, zahlt auch weiterhin keine Kerosinsteuer und
kaufst du dir ein neues E-Auto gibt dir der Staat dafür auch noch



einen Riesenbatzen Geld.

Was
hat FFF damit zu tun?

Dass
Verkehrspolitik auch immer Klimapolitik ist und dass der Streik im
Nahverkehr deshalb auch unmittelbar die Ziele und Forderungen von FFF
betrifft, ist nichts Neues. Als Revo haben wir in den einzelnen
Städten, in den FFF-AGs und auf dem Nordkongress Anfang des Jahres
immer dafür gekämpft, dass FFF aktiv auf die Gewerkschaften zugehen
muss, um die Arbeiter_Innenklasse für gemeinsame Kämpfe zu
gewinnen. Damals haben Luisa Neubauer und die undemokratische Führung
von FFF noch versucht, unsere Beschlüsse bürokratisch zu umgehen.
Heute machen sie Selfies mit den Spitzenfunktionären von Verdi.

Als
wir FFF zum Schulterschluss mit den Gewerkschaften aufgerufen haben,
meinten wir damit keine runden Tische in Besprechungsräumen oder
Selfie-Aktionen. Was wir wollen ist eine aktive Mobilisierung an der
Basis! Wir sind dafür eingetreten, dass es Vollversammlungen an den
Schulen gibt, zu denen Beschäftigte aus dem ÖPNV kommen, über ihre
Arbeitsbedingungen berichten und gemeinsam mit uns Schüler_innen
über eine ökologische Verkehrswende diskutieren. Wir sind dafür
eingetreten, dass FFF die Streikposten der streikenden Beschäftigten
im ÖPNV unterstützt und so ein aktives Zeichen der Solidarität
setzt, auf dem kommende Kämpfe aufbauen können. Der Streik ist das
effektivste Mittel der Arbeiter_Innenklasse eine Awareness für das
Thema zu erwecken und echten Druck auf die Verantwortlichen
auszuüben.

Die  Führung von verdi  hat  sich  jedoch dagegen gesperrt,  zu  wirklichen
Streiks aufzurufen und ihren Mitgliedern stattdessen empfohlen, einen ihrer
wenigen Urlaubstage zu nutzen, wenn sie zu FFF gehen wollen. Indem sie
nicht  offen  zum  Streik  aufgerufen  haben,  haben  sie  ihren  Mitgliedern
verwehrt im Rahmen einer politischen Kampagne daran teilzunehmen. In



diesem Punkt sind sich der Verdi-Vorstand und die FFF-Führung ziemlich
ähnlich:  beide  verhindern  aktiv  eine  Radikalisierung  ihrer  Basis.  Damit
wollen sie  ihren Führungsanspruch aufrecht  erhalten und auf  jeden Fall
verhindern, dass eine Bewegung „von unten“ entsteht, die keine Luisas und
Frank Wernekes (Verdi-Vorstand) mehr braucht.

Was
hat FFF falsch gemacht?

Aus
dem Schulterschluss zwischen FFF und Gewerkschaften ist bis auf ein
paar nette Selfies wohl nichts geworden. Noch deutlicher wird die
Unfähigkeit der FFF-Führung darin, dass sie dem
„Kohleausstiegsgesetz“ nichts entgegengesetzt haben. Das
sogenannte „Kohleausstiegsgesetz“ redet nämlich nicht vom
Ausstieg aus der braunkohlebasierten Energiegewinnung, sondern will
die dreckigen Tagebauten noch 20 Jahre weiter finanzieren und
verspricht den Klimakillern große Geldsummen. Wir fragen uns an der
Stelle, wofür wir eigentlich die ganze Zeit gekämpft haben, wenn
die Bundesregierung so ein Gesetz verabschiedet und FFF schweigt.

Doch dieses Problem von FFF hat System und hat nicht nur mit Corona zu
tun. Die Schlüsselfrage ist vielmehr, ob FFF bereit ist, die kapitalistische
Produktionsweise  als  Ursache  des  Klimawandels  zu  erkennen  und  zu
bekämpfen, oder ob FFF weiterhin versucht, dem Kapitalismus einen grünen
Anstrich  zu  verpassen,  die  Basis  von  FFF  zu  unterdrücken  und  statt
Mobilisierungen nun zur Wahl der Grünen aufzurufen. Das unterscheidet uns
von  Luisa.  Bereits  bevor  die  Pandemie  ausgebrochen  ist,  stand  eine
Strategiedebatte innerhalb FFFs an, die eine neue Ausrichtung beschließen
sollte, mit der wir mehr werden sollten, uns weniger überlasten müssen und
unsere  Ziele  tatsächlich  erreichen  können.  Schon  vor  Corona  hat  die
Führung  von  FFF  versucht,  dies  zu  unterbinden.  Nachdem  nun  unsere
Aktionen durch den Lockdown weitestgehend eingebrochen sind und die
Bewegung geschwächt wurde, versuchen Luisa und Co. ihren Kurs nun final
durchzusetzen.  Jakob  geht  in  den  Bundestag,  während  Luisa  FFF  als
aktivistisches Feigenblatt missbraucht und für Bündnis 90/Die Grüne bei der



Bundestagswahl mobilisiert. Anstatt auf der Straße zu stehen, laut zu sein
und für die Forderungen zur Einhaltung der Klimaziele zu kämpfen, will die
FFF-Führung  sich  lieber  an  irgendwelche  runden  Tische  oder  in
Bundestagssessel setzen und sich somit den kapitalistischen Politiker_Innen
beugen, denen, wie wir gesehen haben, unsere Forderungen ziemlich egal
sind. Dabei sind die Grünen alles andere als grün: die bürgerliche Partei ist
mitverantwortlich  dafür,  dass  der  Danni  geräumt  wird  und  dass  der
Kohlekompromiss im Bundestag durchgekommen ist. Abgesehen davon gibt
es  kaum  einen  Kriegseinsatz  der  Bundeswehr,  dem  die  Grüne  nicht
zugestimmt  hat.  Aber  das  ist  eine  andere  Geschichte,  die  hier  nochmal
genauer nachlesen könnt: Die Grünen – Neoliberal für’s Kapital .

Der
von der ungewählten und somit nicht demokratisch legitimierten
FFF-Führung geführte Kurs, war es seit jeher, die Bewegung zu
kontrollieren und eine Radikalisierung zu verhindern. Das zeigte sich
unter anderem dadurch, dass sie selbstorganisierte und
antikapitalistische Perspektiven immer bekämpft haben. So haben wir
von Revo, aber auch andere linke FFF-Ortsgruppen, die Plattform
Change for Future oder die Anti-Kohle-Kids versucht,
antikapitalistische Positionen in die Bewegung zu tragen. Gerade
heute, wo der Verrat von Lusia und Jakob so offensichtlich ist, gibt
es viel Kritik an der momentanen FFF-Politik aus der Basis. Vielen
von uns haben sich an den Ende Gelände Protesten beteiligt und
gezeigt, dass wir bereit sind, radikalere Forderungen und
Aktionsformen aufzuwerfen.

Doch
während uns von Revo vorgeworfen wird, die Bewegung für unsere
antikapitalistischen Ziele zu „unterwandern“, sitzen genau
diejenigen, die uns diesen Vorwurf machen, in Führungspositionen bei
den Grünen oder beim BUND. Im Gegensatz zu uns verschweigen sie
jedoch, dass sie noch in anderen Organisationen sind. Das ist nicht
nur intransparent, sondern auch undemokratisch und zeigt ganz
deutlich, wer hier die Bewegung eigentlich unterwandern will. Mit dem
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Vorwurf an uns wollen sie versuchen, eine Linksentwicklung in der
Bewegung zu verhindern und ihr eigenes pro-kapitalistisches und
undemokratisches Programm durchsetzen.

Was sollten Antikapitalist_Innen in FFF jetzt tun?

Viele
linke Gruppen innerhalb FFFs haben sich nicht getraut offen
aufzutreten, damit ihnen nicht vorgeworfen wird, dass die Bewegung
„unterwandern“. Doch, wenn wir für antikapitalistische
Positionen in FFF kämpfen wollen, müssen wir den Kurs der Führung
herausfordern, offen auftreten und der Basis klar machen, wofür wir
sehen!

Was
wir brauchen ist mehr Demokratie und weniger Hinterzimmerbeschlüsse!
Was wir brauchen ist eine basisdemokratische Aktionskonferenz für
eine neue Strategie, die dem bürgerlichen Kurs von Luisa, Jakob &
Co. ein Ende setzt! Die Klimakiller müssen enteignet und unter
demokratische Kontrolle gestellt werden, anstatt sie mit bloßen
Appellen um die Einhaltung von Klimazielen zu bitten. Klimaschutz
muss international sein und muss eine Verbesserung in unseren Lebens-
und Arbeitsbedingungen bedeuten, statt stupide Verbote zu fordern.
FFF muss wieder zurück auf die Straße und an die Schulen. Wenn wir
wieder mehr werden wollen, müssen wir Komitees an unseren Schulen
aufbauen, um die Leute dort abzuholen, wo sie sich tagtäglich
aufhalten.

Was wir jetzt tun müssen ist, mit den Gewerkschaften und hier vor allem
ihrer Basis über eine universelle Anti-Krisen-Bewegung zu diskutieren, die
sich sowohl gegen die Klimakrise, die Wirtschaftskrise als auch gegen die
Gesundheitskrise  richtet.  Die  Unternehmen  und  kapitalistischen
Regierungen,  die  Mitverursacher  dieser  Krisen  sind,  lassen  nämlich  uns
Jugendliche und die Arbeiter_Innenklasse für die Kosten der Krise zahlen!

Power



to the people!

Der  Abschluss  für  den
Öffentlichen  Dienst  und  die
Linke
z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  a m  2 1 . 1 1  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2020/11/21/der-abschluss-fuer-den-oeffentliche
n-dienst-und-die-linke/

Mattis Molde

Die erste große Tarifrunde nach Beginn der Pandemie und der Vertiefung
der Wirtschaftskrise ist vorbei. Der öffentliche Dienst hat Maßstäbe auch für
die nächsten Runden gesetzt. Aber es ging nicht nur um die ökonomischen
Verkaufsbedingungen  der  Ware  Arbeitskraft.  Es  ging  um mehr.  Es  ging
darum,  wie  sich  die  Arbeiter_Innenklasse  politisch  aufstellt  in  einer
entscheidenden  historischen  Phase,  in  der  sich  eine  Krise  des
kapitalistischen Systems entfaltet, die tiefer und länger zu werden verspricht
als die vor 10 Jahren, ja jetzt schon mit der von 1931 verglichen wird. Die
begleitet ist von Krisen der politischen Systeme nicht nur in Halbkolonien,
sondern auch in den Zentren der Macht wie in den USA und der EU. Die
dominiert wird von rechten Massenmobilisierungen und Wahlerfolgen, in der
es aber auch Gegenbewegungen gibt.

Ausverkauf

Das Kapital und sein Staat haben sich in dieser Tarifrunde von Anfang an
klar positioniert.  Das war zu erwarten. Die ver.di-Führung ignorierte das
anfangs trotzdem und streute ihren Mitgliedern Sand in die Augen, als sie
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von  einer  „Politik  der  ausgestreckten  Hand“  schwadronierte.  Als  diese
Vorgangsweise scheiterte, erklärte sie es zum Ziel der Warnstreiks, dass die
Arbeit„geber“_Innen „endlich ein Angebot vorlegen“. Die Forderung von 4,8
% mit einer Laufzeit von einem Jahr war damit schon unauffällig ersetzt.
Entsprechend haben die  Spitzenverhändler_Innen das  „respektlose“  erste
Angebot der Arbeit„geber“_Innenverbände in der letzten Verhandlung nur
durch Umverteilung unter den Beschäftigten modifiziert, im Volumen kaum
erhöht und dann zu „respektabel“ umgetauft. Diese Einschätzung macht nur
dann einen Sinn, wenn man einen Streik von vorneherein ausschließt, wie es
offensichtlich  die  ver.di-Führung  getan  hat,  und  noch  nicht  einmal  eine
Streikvorbereitung als Drohpotential aufbaut. Das macht diese Niederlage
zur Kapitulation. Das haben wir an anderer Stelle ausführlich dargelegt. Eine
Niederlage zu erleiden, ist eine Sache, eine andere, die richtigen Schlüsse
daraus zu ziehen.

Viele linke Gruppen und Personen haben das Ergebnis analysiert und fast
alle  kommen  zum  Schluss,  dass  es  ein  schwacher  Abschluss  war,  der
meilenweit von der Forderung entfernt war. Aber die meisten betonen, dass
immerhin weitergehende Angriffe auf die Beschäftigten abgewehrt worden
seien.  So  titelt  die  SAV:  „Angriff  abgewehrt,  Gegenoffensive  verpasst“.
Ähnlich  sieht  das  Olaf  Harms  in  der  UZ „Licht  und  Schatten“.  Die  Sol
(Sozialistische Organisation Solidarität)  meint:  „Kampfkraft  nicht genutzt“
und „ernüchterndes Ergebnis“. Auch RIO nennt das Ergebnis „,mager“. Die
Rote Fahne schreibt „das Ergebnis: ein fauler Kompromiss, weil die volle
gewerkschaftliche Kampfkraft nicht eingesetzt wurde“.

Apparat

Alle diese Einschätzungen sind näher an der Realität als die selbstgefällige
Lobhudelei, die ver.di selbst verbreitet. Letztere wird nicht besser dadurch,
dass  ein  Teil  der  Mitglieder  das  Einknicken  der  Verhandlungsführung
unterstützte oder keine Alternative dazu sah. Aber sehr viele protestieren
auch gegen diesen Abschluss auf Webseiten von ver.di oder in öffentlichen
Medien. Aus den Kreisen der vielen Gewerkschaftssekretär_Innen, von denen
etliche in linken Organisationen wie DIE LINKE, IL oder marx21 politisch
organisiert sind, ist kein Anflug einer Kritik zu hören, alle tragen brav die
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Entscheidung  mit.  Sie  verwechseln  die  Disziplin  innerhalb  einer
Arbeiter_Innenorganisation,  beschlossene  Aktionen  auch  gemeinsam
durchzuführen,  mit  einer  innerhalb  eines  Apparates  gegen  diese
Organisation: In einer Phase, in der ein Abschluss diskutiert werden soll,
vertreten diese „Hauptamtlichen“, wie sie sich selber nennen, die Linie der
Spitze  und bekämpfen  die  Kritik,  die  von  der  Basis  geäußert  wird.  Das
Gleiche gilt für die breite Masse der betrieblichen Spitzenfunktionär_Innen,
der sogenannten Ehrenamtlichen, der linken wie der rechten.

Diese Einstellung der „Linken“ in der Struktur von ver.di ist verheerend. Sie
führt erstens dazu, dass sich die Kritik aus der Basis nicht wirklich innerhalb
der Gewerkschaft ausdrücken kann. Diejenigen, die innerhalb der Strukturen
Funktionen  innehaben,  weigern  sich,  sich  zum Sprachrohr  der  Kritik  zu
machen. Sie überlassen die Basis sich selbst und sind hauptverantwortlich
dafür,  wenn  jetzt  gerade  kritische  Kolleg_Innen  den  Laden  verlassen.
Zweitens sind damit auch die nächsten Niederlagen vorprogrammiert. Dies
wird innerhalb von ver.di vor allem der ÖPNV sein mit den Tarifverträgen
Nahverkehr.  Für  die  ganzen  schlechter  und  schwächer  organisierten
Beschäftigtengruppen ist das Signal, das ver.di gegeben hat, eine wirkliche
Entmutigung.

Diese Verweigerung der Linken im ver.di-Apparat, sich zum Sprachrohr der
kritischen Teile der Gewerkschaftsbasis zu machen, wird übrigens voll auch
von der Partei DIE LINKE getragen. Der Vorstand hat bisher kein einziges
Wort der Kritik veröffentlicht und damit gezeigt, dass die Partei in dieser
Frage als Wasserträgerin des reformistischen ver.di-Apparates fungiert und
null Unterschied zur SPD darstellt. Auf unterer Ebene der Linkspartei gab es
kritiklosen Jubel  (Niedersachsen),  leichte  Kritik  (z.  B.  Oberhausen),  aber
auch kommunale MandatsträgerInnen, die sich von Anfang an mit Blick auf
ihre Gemeindefinanzen gegen die Forderungen gestellt hatten.

Zurückbleiben

Aber auch die Gruppen und Organisationen, die Kritik an dem Abschluss
üben, müssen sich fragen, ob ihre Antworten ausreichend sind. So ist das
Bemühen,  dem  Abschluss  noch  etwas  Gutes  abzugewinnen,  mehrfach
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problematisch:  Erstens  führt  es  zu  falschen  oder  unzureichenden
Schlussfolgerungen  bezüglich  der  betroffenen  Kolleg_Innen.  Zweitens  zu
falschen Perspektiven für die weiteren Tarifrunden und alle Abwehrkämpfe
gegen die Krise.

Erstens gehört es zum ABC jeglicher Verhandlung auf jeglichem Gebiet, dass
auch weitergehende Forderungen aufgestellt werden, auf die im Laufe der
Verhandlungen verzichtet werden kann. Frank Werneke beispielsweise hat ja
sehr offen zum Thema Laufzeit erklärt, dass die Forderung nach einem Jahr
nie ernst  gemeint  gewesen sei,  „weil  da ja  dann Bundestagswahl“ wäre.
Warum  das  nicht  gehe,  ist  damit  noch  nicht  erklärt,  aber  anschaulich
dargestellt,  wie  die  Spitzen  der  Bürokratie  zur  „demokratischen
Beschlüssen“ stehen. Natürlich stellt auch die andere Seite weitergehende
Forderungen als Verhandlungsmasse auf. Linke sollten daraus lernen, nicht
Scheinerfolge  zu  preisen  oder  kleine  Lichter  im  großen  Schatten
auszumachen.

Zum Zweiten ist es eine sehr gängige Methode bei Tarifabschlüssen, diese
möglichst  nicht  nachrechenbar  zu  gestalten:  Tariferhöhungen,  die  in  die
Lohnstruktur  eingehen,  werden  mit  Einmalzahlungen  vermengt.  Gerne
können  einzelne  Positionen  in  einzelnen  Bereichen  zeitlich  verschoben,
manchmal können bestehende Zahlungen angerechnet werden. Das Ganze
dann  unterschieden  nach  Einkommenshöhe  usw.  Das  lässt  jede  Menge
Spielraum für Schönrechnerei.

Ver.di  hat  diesmal  vor  allem auf  den  Trick  gesetzt,  die  Minderheit  der
Beschäftigten in Krankenhäusern besserzustellen gegenüber allen anderen,
die Reallohnverlust erleiden werden.
Die Krankenhausbeschäftigten, die noch im öffentlichen Dienst arbeiten und
für  die  der  Tarif  gilt,  stellen  übrigens  auch  nur  die  Minderheit  der
Gesamtbeschäftigten in diesem Sektor dar. Ver.di hat also als Preis für diese
Abschlusskosmetik mit einer neuen Spaltungslinie bezahlt, mit einem hohen
Frust bei der Masse der Beschäftigten im öffentlichen Dienst und besonders
bei denen, die an anderer Stelle im Gesundheitswesen arbeiten, zum Beispiel
als Rettungssanitäter_Innen oder in den Gesundheitsämtern.



Es ist  also ein Fehler für Linke,  dies mit  dem reinen Geldbeutelblick zu
analysieren und als „gut für die einen, schlecht für die anderen“ zu befinden.
Die Spaltung schwächt die gesamte Klasse, auch diejenigen, die noch ein
paar Rosinen abbekommen. Sie ist vor allem schlecht in einer Zeit, in der die
Klasse als Ganzes angegriffen wird und zwar nicht nur ökonomisch, sondern
auch politisch, wo dieser Angriff vom bürgerlichen Staat organisiert wird,
aber auch von rechten PopulistInnen. Heute, wo es so bitter nötig ist, dass
wir die Perspektive „uns als Klasse gemeinsam gegen Kapital und Staat zu
wehren“ gegen nationalistische und rassistische Demagogie verbreiten, sind
der Reallohnverlust und die Entsolidarisierung durch diesen Tarifabschluss
politisch verheerend. Sie stellen genauso eine Spaltung der Klasse dar wie
die Standortpolitik der IG Metall, die die Beschäftigten dazu erzieht, ihre
Interessen auf Kosten der Leiharbeiter_Innen und der Kolleg_Innen bei der
Konkurrenz im eigenen Konzern, in anderen Unternehmen oder in anderen
Ländern zu sichern.

Die Halbherzigkeit  in der Analyse,  das Bemühen, auch da noch Licht zu
sehen, wo keines ist, fällt im Grunde auf die Strickmuster der Bürokratie für
Tarifabschlüsse  und  zugleich  auf  deren  ökonomistische,  unpolitische
Herangehensweise  herein.  Das  wird  dann  auch  bei  Schlussfolgerungen
deutlich, die von den meisten Linken gezogen werden. Fast alle weigern sich,
eine Niederlage zu erkennen, wo sie stattfindet. Aber aus Niederlagen muss
man  lernen.  Das  gilt  für  Linke  ebenso  wie  für  gewerkschaftliche
AktivistInnen  und  die  große  Masse.

Die  entscheidende  Antwort  auf  eine  Führung,  die  bewusst  Niederlagen
organisiert, ist der Kampf für eine neue!

Kritik von links auf halbem Wege

Dies  formuliert  am klarsten  die  VKG:  „Festzuhalten  ist:  Zu  einem solch
umfassenden Kampf war die Gewerkschaftsführung offenbar nicht  bereit,
einen solchen wagen sie seit langem nicht mehr zu führen. Und von der Basis
her gab es die große Druckwelle nicht, die den Apparat in diese Richtung
unter  Druck  gesetzt  hätte.  Dies  hängt  auch  damit  zusammen,  dass  auf
gesamtgewerkschaftlicher  Ebene  eine  sichtbare  klassenkämpferische

https://www.vernetzung.org/angriffe-abgewehrt-mageres-ergebnis/


Strömung  fehlt,  die  für  Unentschlossene  eine  Orientierungshilfe  oder
Ermutigung hätte sein können. Diese gilt es aufzubauen.“ Leider scheut sich
auch diese Erklärung, eine Niederlage als das zu bezeichnen, was sie ist.
Unsere  GenossInnen  im  Koordinationskreis  der  VKG  sind  hier  in  der
Minderheit geblieben.

Auch die Sol, ebenfalls Teil der VKG, fordert in ihrer Erklärung: „Nun geht es
darum, eine kämpferische Opposition innerhalb von ver.di aufzubauen, um
zukünftig wirkliche Verbesserungen zu erreichen.“

Die SAV, obwohl auch Teil der VKG, kann sich in ihrer eigenen Erklärung
nicht  dazu  entschließen,  eine  Opposition  in  den  Gewerkschaften  als
Perspektive  anzugeben.  Sie  beschränkt  sich  darauf,  von  der
Gewerkschaftsführung den Bruch mit der Großen Koalition und der SPD zu
fordern:  „Für  eine  solche  politische  Kampagne  muss  sich  die
Gewerkschaftsführung aber mit  den Parteien in der Großen Koalition im
Bund anlegen, anstatt der SPD bei den Wahlen weiter die Treue zu halten.“

Ja, sie kritisiert die ver.di-Führung nur dafür, eine „Gelegenheit verpasst“ zu
haben, „Kämpfe zusammenzuführen und die nötige gesellschaftliche Antwort
in diesen Zeiten zu geben und den Widerstand aufzubauen.“ Ob Werneke für
solche guten Ratschläge ein offenes Ohr hat?

Olaf Harms in der UZ beschreibt sehr richtig, was politisch nötig wäre: der
Kampf  gegen  Fal lpauschalen  und  Pr ivat is ierung  sowie  für
Arbeitszeitverkürzung  (AZV):  „Es  gilt  nun  nicht  nachzulassen,  den
gestiegenen Kampfgeist auch angesichts der offensichtlichen Widersprüche
in dieser Krise zu nutzen, weiter zu diskutieren und zu kämpfen: Für mehr
Personal,  kürzere  Arbeitszeiten  und  bessere  Arbeitsbedingungen.  Eine
Erhöhung  des  Personals  in  den  Krankenhäusern  ist  entsprechend  des
tatsächlich  vorhandenen  Bedarfes  mittels  einer  Personalbemessung
notwendig. Mit den bestehenden Fallpauschalen ist das nicht zu machen – sie
müssen weg. Nach der überfälligen Angleichung der Arbeitszeiten von Ost an
West  muss  endl ich  d ie  Forderung  über  e ine  grundlegende
Arbeitszeitverkürzung bei  vollem Lohn-  und Personalausgleich  verhandelt
werden – 30 Stunden die Woche sind genug. Und es geht um den Kampf



gegen Privatisierungen in der öffentlichen Daseinsvorsorge.“

Aber er verschweigt,  dass diese Forderungen und Ziele bewusst von der
Führung aus dem Tarifkampf ausgeklammert worden waren: Die AZV war
schon ein Beschluss des letzten Gewerkschaftstages. Dass die Privatisierung
und die Fallpauschalen angegriffen werden sollten, dafür gab es Beschlüsse
vor der Tarifrunde. Die Frage nicht aufzuwerfen, warum die Bürokratie, das
verhindern wollte und verhinderte, heißt letztlich, deren Politik abzudecken
und den Basisaktivist_Innen zu raten, einfach tapfer weiterzukämpfen, so wie
es auch die reformistischen Führer_Innen der Gewerkschaften immer nach
Niederlagen tun.

Auch RIO greift in ihrer ersten Stellungnahme einen richtigen Ansatz auf: Sie
schlägt  vor,  von  der  Basis  her  die  Ablehnung  des  Tarifergebnisses  zu
organisieren.  „Das  Verhandlungsergebnis  muss  von  allen  Beschäftigten
abgestimmt  werden  und  das  Abstimmungsergebnis  sollte  mit  einfacher
Mehrheit für die Bundestarifkommission (BTK) und alle Gremien von ver.di
bindend  sein.“  In  einem  anderen  Artikel  wird  gefordert:  „Es  braucht,
besonders  jetzt  nach  dem  Tarifabschluss,  demokratische  Online-
Versammlungen der Beschäftigten und ein Programm, um gewerkschaftlich
Druck für weitere Kämpfe aufzubauen.“ Wie aber eine Bewegung der Basis in
einer Organisation organisiert werden soll,  deren Organisationsstrukturen
von der  Bürokratie  beherrscht  werden,  sagt  RIO nicht  –  auch wenn sie
generell  eine  scharfe  Kritikerin  der  Bürokratie  ist.  Der  Aufbau  einer
klassenkämpferischen Basisbewegung kann aber nicht mit einer spontanen
Bewegung  von  unten  gleichgesetzt  werden,  insbesondere  wenn  jeder
Spontaneismus  von  Corona  gedämpft  wird.

Bleiben  noch  die  Stimmen  aus  dem  postautonomen  Spektrum.  Im  AK
schrieben Daniel und Lisa (IL) noch vor dem Abschluss zu Recht, dass „es
sich bei den aktuellen Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst um eine
Schlüsselauseinandersetzung  in  den  heraufziehenden  Verteilungskämpfen
um die Finanzierung der Krisenkosten handelt.  Ihre politische Bedeutung
geht jedoch über eine bloße Umverteilung von Geldern hinaus, denn diese
Tarifrunde ist auch ein feministischer Kampf: Sie betrifft wichtige Bereiche
des  öffentlich  verwalteten  gesellschaftlichen  Reproduktionssektors.“  Aber

https://www.akweb.de/bewegung/tarifrunde-im-oeffentlichen-dienst-auch-heldinnen-muessen-miete-zahlen/)


schon da verzichteten sie darauf, die Führung dieser Tarifrunde durch ver.di
auch  nur  mit  einem  Wort  an  dieser  politischen  Erkenntnis  zu  messen.
Vielmehr wird die  Unverschämtheit  der  Arbeit„geber“_Innen beklagt  und
ver.di noch für den „Gesundheitstisch“ gelobt. Dabei war schon damals klar,
dass  dieser  keineswegs  die  ursprünglichen,  schon  fallengelassenen
Forderungen  nach  Privatisierung,  Abschaffung  der  Fallpauschalen,
Personalbemessungsschlüssel  verfolgen  würde,  sondern  die  Spaltung  der
ÖD-Belegschaften vorbereitete.

So fokussiert der Artikel auf die Bewusstseinserweiterung der Beschäftigten:

„Wir haben es den erfolgreichen Kämpfen der letzten Jahre zu verdanken,
dass es überhaupt zu einem Konflikt kommt und ver.di eine Nullrunde – und
damit den Einstieg in die nächste Runde Austeritätspolitik – nicht einfach
akzeptiert. Auch dass der Widerspruch zwischen Dankbarkeit und materieller
Anerkennung so deutlich zutage tritt, ist ein Erfolg der vergangenen Kämpfe
von Krankenhausbeschäftigten.  Es ist  unsere Aufgabe als  radikale  Linke,
genau in diese Widersprüche zu intervenieren und uns mit den Beschäftigten
aktiv  zu  solidarisieren.“  Also  ver.di  ist  irgendwie  scheiße  und  hätte  am
liebsten ’ne  Nullrunde akzeptiert,  aber  wir  haben keine  politische Kritik
daran,  solidarisieren uns  mit  den Beschäftigten,  helfen  ihnen aber  nicht
gegen  die  Bürokratie.  Das  ist  eine  „radikale  Linke“  so  recht  nach  dem
Geschmack von Frank Werneke.

Ähnlich  die  RAS  aus  Stuttgart.  Ihre  Unterorganisation  „Solidarität  und
Klassenkampf“  benennt  in  ihrer  Analyse  viele  der  Schwachstellen  des
Ergebnisses und geht von einer starken Ablehnung dessen aus: „Deshalb
fordern wir auch alle Beschäftigten auf, bleibt ver.di Mitglieder! Nichts wäre
falscher,  als  auszutreten  und  unsere  Kampfkraft  zu  schwächen.“
(https://solidaritaet-und-klassenkampf.org/2020/10/ein-respektables-ergebnis-
oder/) Aber der Vorwurf der Schwächung wird keineswegs an die Führung
gerichtet  und  es  wird  auch  kein  Kampf  gegen  diese  propagiert  jenseits
dessen, das Ergebnis in Abstimmungen abzulehnen.

Das Fehlen einer expliziten Kritik am Vorgehen des Apparates in Verbindung
mit der Perspektive, dass die Beteiligung an den Streiks nur größer werden



müsste, um mehr Druck auf die Arbeit„geber“_Innenseite aufzubauen, um ein
besseres Ergebnis zu erzielen, bedeutet:  Es wird letztlich die Schuld der
Gewerkschaftsbasis in die Schuhe geschoben, die halt noch nicht so weit sei.

Stattdessen sollen die  Unzufriedenen für  den Sozialismus kämpfen:  „Wir
wollen aber mehr als die Gewerkschaften. Uns geht es nicht nur um ein paar
Prozente mehr oder weniger, sondern um ein grundlegend anderes System.“
Der Weg dahin ist natürlich „lang“. Deshalb tut es auch den reformistischen
Bürokrat_Innen nicht weh, wenn die Genoss_Innen der RAS ihnen heute brav
keine Steine in den Weg legen.

Hoher Aktivismus, wie ihn die RAS und ihr Umfeld an den Tag legen, ist gut.
Aber er ist kein Mittel um die rechten, prokapitalistischen Positionen des
Gewerkschaftsapparats zu bekämpfen. Einflussnahme der Basis, wie sie RIO
propagiert, ist nötig im Kampf gegen die Bürokratie, aber sie braucht noch
Organisierung  unabhängig  von  jener  und  ein  entsprechendes  politisches
Kampfprogramm. Die VKG und die darin aktiven Gruppen haben den Schritt
gemacht,  die  aktuellen  Kämpfe  mit  dem permanenten  Eintreten  für  den
Aufbau  einer  antibürokratischen  Opposition  in  den  Gewerkschaften  zu
verbinden.

Es sind Auseinandersetzungen wie dieser Tarifkampf, die aufzeigen, was das
Ziel einer solchen Opposition sein muss: Eine Verankerung in den Betrieben
aufzubauen  und  eine  Struktur,  die  das  Monopol  der  Bürokratie  in  der
Propaganda und der Aktion durchbrechen kann: eine klassenkämpferische
Basisbewegung.

Wir wenden uns an alle kritischen und unzufriedenen Kolleg_Innen genauso
wie an die Organisationen der radikalen Linken, die diesen Abschluss kritisch
bewerten: Zieht die entscheidende Konsequenz aus dieser Niederlage: Bauen
wir gemeinsam die VKG auf, bündeln wir unsere Kräfte gegen die Bürokratie
und führen wir eine solidarische Debatte, um unsere Differenzen zu klären!

https://solidaritaet-und-klassenkampf.org/2020/10/ein-respektables-ergebnis-oder/


Schulen sicher oder Schulen zu!
+++ Demo am Sonntag, den 22.11. in Berlin, 14 Uhr Alexanderplatz
(an der Weltzeituhr) !!!! +++

Alles,  was  ihr  über  die  beschissene  Corona-Situation  an  unseren
Schulen wissen müsst und was wir zusammen dagegen tun können:

Mit der vielfach höheren Zahl an Neuinfektionen, als noch im Frühling (3-
Fach am 21.10.) ist eingetreten, was von den meisten erwartet wurde: Die
Zweite Welle der Pandemie schlägt ein und das deutlich härter als die Erste.
Die  Notwendigkeit  erneuter  Schutzmaßnahmen  ist  unbestreitbar.  Doch
anders  als  beim  ersten  Mal,  wird  jetzt  vor  allem  unsere  Freizeit
eingeschränkt.  Betriebe werden nur dort  geschlossen,  wo Menschen ihre
Freizeit  verbringen und Schulen sollen ganz offen bleiben. Dafür gibt es
Kontaktbeschränkungen  und  die  Streichung  aller  Veranstaltungen,
Kulturangebote und des gemeinsamen Sports. Die Lage ist absurd, besonders
wenn man sich vor Augen hält, dass es nun völlig ok ist mit bis zu 30 Leuten
in einem Klassenraum zu sitzen, aber ein schwerer Verstoß, wenn man sich
zu  dritt  vor  dem  Schultor  trifft.  Ebenso  paradox  ist,  dass  die  Partys
„feierwütiger“  Jugendlicher  als  massiver  Ansteckungsherd  gebrandmarkt
werden und gleichzeitig  der  gemeinsame Aufenthalt  im Klassenraum für
dieselben  Leute  nur  eine  minimale  Infektionsgefahr  haben  soll.  Der
Lockdown-„light“ enttarnt sich so als reiner Freizeit-Lockdown, in welchem
wir durch den Verzicht auf soziale Interaktion, sowohl Corona bekämpfen, als
auch den Verwertungsdrang von Wirtschaft  und Schulsystem befriedigen
sollen.

Der erste Lockdown hat jedoch deutlich gezeigt, dass eine Schulschließung
allein keine Antwort ist. Soziale Ungleichheiten trafen Schüler_Innen mehr
denn  je  und  es  gab  einen  massiven  Anstieg  häuslicher  Gewalt.  Viele
Schüler_Innen  verfügen  nicht  über  Endgeräte,  eine  ausreichende
Internetverbindung oder die Möglichkeit zu Hause in Ruhe zu lernen. Dieser
Missstand  wurde  höchstens  durch  die  Vergabe  einzelner  Tabletts
angegangen, aber das ist kaum ein Tropfen auf dem heißen Stein. Auch die

https://onesolutionrevolution.de/alles-was-ihr-ueber-die-beschissene-corona-situation-an-unseren-schulen-wissen-muesst-und-was-wir-zusammen-dagegen-tun-koennen/


eigentliche Notwendigkeit, die Schulen auf einen Unterricht unter Wahrung
von  ausreichenden  Hygienemaßnahmen  vorzubereiten,  wurde  weder
während der Schulschließung, noch danach erfüllt. So war bereits der erste
Lockdown ein  Einschreiten  gegen das  unmittelbare  Problem,  doch völlig
blind für die Aufgaben der Zukunft und diejenigen, die dabei auf der Strecke
blieben.

Ob unsere Schulen geschlossen werden oder nicht ist eine Entscheidung, die
sich nach unseren Bedürfnissen richten muss und nicht den Interessen der
Wirtschaft. Die Unternehmer_innen wollen jedoch, dass wir aus dem Haus
sind,  damit  unsere  Eltern  für  ihre  Profite  schuften  können.  Gleichzeitig
wollen sie, dass wir schön brav unsere Prüfungen schreiben, damit es viele
neue qualifizierte Arbeitskräfte auf dem Arbeitsmarkt gibt. Die Gefährdung
in  Schulen  und  Kitas  wird  deshalb  systematisch  kleingeredet.  Aber  wir
sagen: Unsere Gesundheit geht vor ihre Profite! Es darf deshalb nicht in
Lobbygruppen und Bildungsausschüssen entschieden werden, welche Schule
geschlossen werden. Wir selber können darüber am besten entscheiden. Wir
fordern  demokratische  Krisenkomitees  aus  Schüler_innen,  Eltern,
Lehrer_innen und Virolog_innen, die zusammen entscheiden, ob eine Schule
geschlossen wird, die zusammen Hygienebestimmungen festlegen und diese
kontrollieren!

Zusammen mit den Lehrer_innen? Ja, genau das. Mit kranken Lehrer_innen
gibt’s  auch  keine  Bildung.  Gerade  unsere  Lehrer_innen  sind  einem
zusätzlichen Infektionsrisiko ausgesetzt, da sie mit viel mehr Personen in der
Schule  Kontakt  haben.  Sie  werden  dabei  allein  gelassen,  die
Bildungsangebote an die neue Situation anzupassen und müssen das auch
noch  unbezahlt  in  ihrer  Freizeit  tun.  Ihre  demokratisch  gewählten
Interessenvertretungen,  die  Personalräte,  wurden  außerdem  bei  den
Beschlüssen zu Krisenmaßnahmen einfach übergangen.  Die Gewerkschaft
der Lehrer_innen, die GEW, hat viel richtige Kritik an der aktuellen Situation
und zum Teil auch gute Forderungen. Leider macht sie nur nichts dafür, um
diese  auch  umzusetzen.  Eine  Gewerkschaft  muss  ihre  Mitglieder
mobilisieren,  Personalversammlungen  einberufen,  über  die  Forderungen
demokratisch diskutieren und streiken,  wenn sie  was erreichen will.  Wir



müssen deshalb zusammen mit unseren Lehrer_innen der GEW in den Arsch
treten, damit endlich was passiert.

Wir müssen gemeinsam einen Weg durch die Pandemie finden, der es allen
ermöglicht, sinnvoll am Unterricht teilzunehmen, ohne dabei benachteiligt zu
werden  und  ohne  die  eigene  Gesundheit  oder  die  Nahestehender  zu
gefährden. Auch wollen wir nicht die Sündenböcke einer Politik sein, die es
nicht  schafft,  einen angemessenen Umgang mit  der Pandemie zu finden.
Weder werden wir als Grund für die Verbreitung des Virus herhalten noch
hinnehmen,  dass  das  Bildungssystem  weiter  todgespart  wird.  Deswegen
stehen wir ein für:

#  Mehr  Unterrichtsräume!  Sei  es  durch  Neubau  oder  die
Beschlagnahmung von leerstehenden Gebäuden! Es war auch schon vor der
Pandemie nicht ausreichend Platz vorhanden.

#  Mehr  Personal!  Sowohl  neue  Lehrer_Innen,  Sozialarbeiter_Innen,
pädagogische Assistenzkräfte, Sonderpädagogog_Innen, als auch Personal in
der Verwaltung und Instandhaltung müssen neu eingestellt werden!

# Deutlich kleinere  Klassen!  Nicht  mehr  als  12  Schüler_innen  sollen
gleichzeitig  unterrichtet  werden!  Alles  andere ist  aus pädagogischer und
gesundheitlicher Sicht zu viel! – Freistellung ohne Diskussion! Es muss in
allen Bundesländern die Möglichkeit geben, sich ohne Attest freizustellen!

#  Kostenlose  Schnelltest,  FFP3-Masken  und  Desinfektionsmittel!
Niemand soll  Angst  haben müssen,  sich selbst,  Verwandte  oder  geliebte
Personen anzustecken! – Kostenlose Lernmittel und Endgeräte für alle, die
von  zuhause  am  Unterricht  teilnehmen.  Ebenso  müssen  Ausweich-
Räumlichkeiten  und  betreuende  Pädagog_Innen  bereitgestellt  werden!

# Aussetzung aller Prüfungen für dieses Schulhalbjahr! Lernen in der
Pandemie  darf  für  niemanden  einen  langfristigen  Nachteil  in  der
Schullaufbahn  bedeuten!  –  Die  Reduzierung  des  Rahmenlehrplans!,
gemeinsam  kontrolliert  durch  Leher_Innen,  Schüler_Innen  und  Eltern.

Wir  betrachten  unseren  Kampf  in  der  Schule  nicht  isoliert  von  anderen



Kämpfen.  Wir  stehen  ebenso  ein,  für  die  Tarifkämpfe  und  Rechte  der
Arbeiter_Innen. So wie wir das Versagen der Politik in der Schule zu spüren
bekommen,  müssen  es  unsere  Eltern  von  Politik  und  Gewerkschaften
ertragen. Genauso wollen wir gemeinsam mit den Auszubildenden in den
Betrieben kämpfen und stehen daher außerdem ein für:

– die massive Investition in Bildungs- Gesundheit-  und Sozialwesen. Statt
Konzernen müssen Menschen und ihre Zukunft gerettet werden!

–  die  Fortsetzung  aller  Tarifkämpfe,  wenn  nötig  durch  Streiks,  bis  ein
angemessenes  Ergebnis  erkämpft  wurde,  mit  dem  nicht  nur
Gewerkschaftsführung  und  Konzerne  zufrieden  sind!

–  die  Übernahme  aller  Auszubildendeb  und  die  Schaffung  neuer
Ausbildungsplätze!  –  die  Streichung  aller  Mietschulden  und  die
Bereitstellung  von  Wohnraum  zum  Selbstkostenpreis!

Alle diese Maßnahmen werden nicht vom Himmel fallen, sie kosten natürlich
erst  einmal  Geld.  Dieses  sollte  von  denen  genommen  werden,  die
Verantwortlich für die Krise sind oder sogar davon profitieren. So konnten
Softwarefirmen,  Biotech-Unternehmen  oder  Amazon  dank  der  Pandemie
Rekordumsätze machen. Neben denen, die sich mit der Krise die Taschen voll
machen,  sollen  auch  die  zahlen,  die  für  den  Ausbruch  der  Pandemie
verantwortlich  sind.  Zum  Beispiel  begünstigt  die  industrielle
Massentierhaltung  die  Entwicklung  von  Krankheiten  durch  die
Lebensbedingungen der Tiere enorm. Nahrung muss dagegen entsprechend
den Bedürfnissen von Mensch und Natur produziert werden, nicht für Profit.
Statt in private Taschen zu fließen, müssen Gewinne verwendet werden, um
allen  einen  sicheren  Weg  durch  Pandemie  und  Wirtschaftskrise  zu
ermöglichen. Der Kampf gegen die Pandemie muss auch ein Kampf für ein
gerechtes  Gesundheitssystem  sein.  Pharmakonzerne  und  Krankenhäuser
gehören  in  die  öffentliche  Hand  gestellt.  Die  Kontrolle  über  diese
Maßnahmen  dürfen  nicht  die  Chefs  und  Firmeninhaber_Innen  ausüben,
deren einziges Interesse die Profitmaximierung ist. Die Beschäftigten vor Ort
müssen  bestimmen,  was  wie  und  unter  welchen  Sicherheitsmaßnahmen
produziert  wird.   Lasst  uns  gemeinsam  für  eine  linke  Antwort  auf  die



Pandemie  kämpfen  und  das  nicht  den  Rechten  überlassen!  Auch  durch
Demonstrationen und Streiks,  denn solange wir  noch in  der  Schule sein
können, solange können wir auch noch demonstrieren!

Kampf  dem  antimuslimischen
Rassismus! Wir lassen uns nicht
durch Terror spalten!
REVOLUTION Austria, 9. November 2020

Der  Terroranschlag  vom 2.  November  war  und ist  weiterhin  ein  großer
Schock für uns alle. Unsere volle Solidarität und Anteilnahme gelten den
Betroffenen  und  Angehörigen.  Gleichzeitig  müssen  wir  auch  leider
feststellen, dass das politische Klima seither gerade für Muslim_Innen bzw.
jene die als solche wahrgenommen werden äußerst beängstigend geworden
ist.  Ob auf  der  Straße,  auf  sozialen Netzwerken oder in  den politischen
Antworten der Regierungsparteien – überall ist zu sehen, wie Hass und Hetze
sowohl unterschwellig als auch in ganz offener Form zunehmen. Daher legen
wir den folgenden Artikel aus dem vergangenen Jahr in einer aktualisierten
Fassung neu auf.   Wir lassen uns durch den Terror weder spalten noch
einschüchtern  –  der  Kampf  gegen  Terrorismus  muss  mit  dem
antirassistischen  Kampf  Hand  in  Hand  gehen.

Der  antimuslimische  Rassismus  erlebt  seit  Jahren  einen  enormen
gesellschaftlichen Aufschwung. Es ist auch längst kein Problem mehr, das
sich auf rechte bis rechtsradikale Fanatiker_Innen beschränkt, sondern ein
gesamtgesellschaftliches  Problem,  das  die  sogenannte  politische  Mitte
ebenso betrifft, und selbst in linken Spektren ein großes Problem darstellt.
Mittlerweile sind wir an einem Punkt, an dem rassistische Übergriffe gegen
Muslim_Innen und im Speziellen gegen muslimische Frauen, zur tagtäglichen
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Realität  geworden  sind.  Vor  allem  jetzt  nach  dem  Anschlag  fluten
schockierende  Berichte  über  ekelhafte  Angriffe  und  Diskriminierung  die
sozialen Netzwerke.  Von tätlichen Angriffen,  Beschimpfungen auf  offener
Straße, bis hin zu Schweinekadavern die an Orten hinterlassen werden, wo
Muslim_Innen sich befinden ist alles mit dabei. In Kärnten zwang sogar eine
Lehrkraft eine muslimische Schülerin ein Referat über Terrorismus zu halten
und  sich  dabei  ausdrücklich  davon  zu  distanzieren,  so  als  ob  sie  dafür
verantwortlich wäre. Das ist rassistisch, ekelhaft und psychischer Terror. Die
Situation war davor ohnehin schon nicht einfach. Das hat auch der 2019
veröffentlichte  Report  der  Dokumentations-  und  Beratungsstelle
Islamfeindlichkeit und antimuslimischer Rassismus deutlich belegt: Von 2017
auf 2018 gab es einen Anstieg von 74% (!) der dokumentierten rassistischen
Vorfälle und ganze 83% richteten sich gegen Frauen. Doch woher kommt der
antimuslimische Rassismus? Was sind seine besonderen Qualitäten?

Der
moderne antimuslimische Rassismus ist ein relativ neues Phänomen.
Zugleich wurzeln viele der heute präsenten Bilder jahrhundertelang in
die europäische Geschichte zurück. Darstellungen des sogenannten Orients
als primitiv, rückständig und despotisch im Vergleich zum modernen und
aufgeklärten Westen oder das in Europa verbreitete Schreckbild des
expandierenden Osmanischen Reiches als Bedrohung des christlichen
Abendlands haben eine lange Geschichte und werden im modernen
antimuslimischen Rassismus oftmals wieder aufgegriffen und auf die
„Rasse“, „Natur“ oder „Kultur“ der Betroffenen zurückgeführt.

Mit dem „Krieg gegen den Terror“ ab Anfang des Jahrtausends wurden in
Europa  alte  Feindbilder  wie  Rassismus  gegen  Osteuropäer_Innen  oder
Jüd_Innen vermehrt durch einen Rassismus gegen Muslim_Innen abgelöst.
Rassismus selbst hat seinen Ursprung im Kolonialismus des 19. Jahrhunderts
in dem weiße Europäer_Innen den “unterentwickelten Völkern” vermeintlich
Kultur und Zivilisation bringen würden. Natürlich ging es aber darum die
brutale Ausbeutung und Versklavung sowie die hierarchische Überlegenheit
zu  legitimieren  und  zu  festigen.  Dabei  hatte  auch  der  antimuslimische
Rassismus im Zuge der Kolonisierung der islamischen Welt seine Funktion



als Rechtfertigungsideologie zu erfüllen. Ein angeblich seit Jahrhunderten
existierender  Kulturkampf  wie  er  teilweise  von  Rechten  wie  u.a.  den
Identitären  oder  dem Christchurch-Attentäter  beschworen wird,  ist  reine
Fiktion.  Willkürlich  werden  geschichtliche  Ereignisse  wie  die
Türkenbelagerungen oder die Reconquista zu einem geschichtlichen Motiv
vermischt. Mit historischer Realität hat das wenig zu tun. Die allermeisten
und auch die blutigsten Kriege wurde nämlich nicht zwischen Europa und
dem  Islam  ausgefochten,  sondern  zwischen  den  diversen  europäischen
Mächten.

Die  Gefahr  einer  angeblichen  ständigen  Bedrohung  einer  Invasion  oder
Umvolkung ist nicht ohne Grund auch ein Bild das häufig von rechten, wie
der FPÖ, AfD, Identitären etc. quasi in einer Dauerschleife gebracht wird.
Dabei spielt  die tatsächliche Religionszugehörigkeit oder -ausübung keine
Rolle.  Die  Betroffenen  werden  als  homogene  Masse  bzw.  als  „Rasse“
wahrgenommen. Um ihren Rassismus zu verschleiern versteckt  man sich
dann oft hinter kulturalistischen Verklärungen, die dann von deren Werten,
Bräuche, Traditionen etc. sprechen, wo jedoch klar ist, dass die Begriffe nur
den verpönten Rassebegriff ersetzen. Rassistische Übergriffe werden auch so
gut  wie  nie  als  solche  behandelt,  sondern  unter  dem  Deckmantel  der
Fremdenfeindlichkeit verharmlost. Nun ist es aber so, dass nur bestimmte
„Fremde“  angegriffen  werden.  Weiße  Europäer_Innen  mit  anderen
Staatsbürger_Innenschaften  sind  nicht  Ziel  von  Übergriffen;  der  Begriff
Fremdenfeindlichkeit  verschleiert echten Rassismus. Gerade in Bezug auf
Religion wird auch oft das Argument gebracht, dass man nicht von Rassismus
sprechen könne,  weil  Religion eine  individuelle  Entscheidung bzw.  keine
biologische Tatsache ist. Das Individuum und sein Verhalten spielt aber kaum
eine Rolle. Betroffene werden auf Basis rassistischer Kategorien (Aussehen,
Kleidung,  Sprache  etc.)  als  solche  wahrgenommen  und  diskriminiert,
unabhängig  davon  ob  und  wie  religiös  sie  nun  tatsächlich  sind.  Bei
Übergriffen werden die Betroffenen ja auch nicht im Vorhinein gefragt wie
sie es nun mit der Religion halten würden. Das öffentliche Ausleben der
Religion  bzw.  das  Tragen  religiös  konnotierter  Kleidung  erhöht  jedoch
beträchtlich die Gefahr rassistisch angegriffen zu werden und führt zu einer
Situation  in  der  Betroffene  oftmals  sich  nicht  mehr  trauen  in  die



Öffentlichkeit zu treten, wie auch die Gegenwart gerade auf erschreckende
Art und Weise zeigt.

Eine Besonderheit des antimuslimischen Rassismus ist die Verschränkung
mit  dem  Terror.  Insbesondere  seit  9/11  kann  man  einen  qualitativen
Umbruch  beobachten.  Sicherheitspolitik,  Verschärfungen  im  Flugverkehr
etc.  wurden  stets  mit  einer  „islam(isti)ischen  Gefahr“  in  Verbindung
gebracht.  Durch die ständige mediale Verschränkung, dem sog. Framing,
wurde ein Bild geprägt, das den Islam als „böse Terrorreligion“ darstellt, und
Betroffene unter den Generalverdacht, Terrorist_Innen zu sein, stellt. Letztes
Jahr sprach die FPÖ unter ihrem damaligen Parteichef H.C. Strache bspw.
davon, dass es in Wien „150 islamische Kindergärten, wo mit Hasspredigten
die Kinder zu Märtyrern erzogen werden sollen“ gäbe.

Es  ist  unglaublich  frustrierend  mitzuverfolgen,  wie  auch  aktuell  viele
Muslim_Innen sich in der Rolle sehen sich für diesen Anschlag entschuldigen
zu müssen oder überhaupt erst bezeugen zu müssen, dass man diesen Terror
ablehnt.  Der  Anschlag  galt  uns  allen,  und  trotzdem  attackierten  viele
Menschen  Muslim_Innen,  die  ihre  Anteilnahme,  Trauer  oder  Angst
ausdrückten. Schlimmer noch nutzen gerade Rechte wie die FPÖ oder die
Identitären den Anschlag um ihre rassistische Propaganda zu befeuern.

Die zutiefst rassistischen und reaktionären Antworten auf solche Anschläge
verschleiern zudem das Muslim_Innen selbst am allermeisten betroffen sind
von extremistischen Terror.  Von 2001 bis  2014 sind in  Westeuropa 420
Menschen durch Terror gestorben. Allein im Irak sind in demselben Zeitraum
42.759 Menschen wegen Anschlägen gestorben.  In Afghanistan waren es
16.888, in Pakistan 13.524, in Nigeria 11.997 – die Zahlen zeigen eindeutig:
Weder ist es so, dass der “islamistische” Terror die größte Gefahr Europas
sei  (es  ist  statistisch  um  einiges  wahrscheinlicher  in  einen  tödlichen
Autounfall zu geraten als durch einen Terroranschlag zu sterben), noch ist es
so, dass es ein Kampf zwischen dem „Islamismus“ und dem Westen ist. So
fand auch am selben Tag in Afghanistan ein widerwärtiger Terroranschlag
auf dem Gelände der Universität Kabul statt, bei dem über 35 Menschen ums
Leben gekommen sind.



Sicherlich mögen Zahlen, Vergleiche und Wahrscheinlichkeiten
den Betroffenen hier aktuell wenig bringen, doch eins ist klar: Wir
dürfen uns jetzt nicht spalten lassen, denn das spielt dem IS in die
Hände und schafft nur noch mehr Nährboden für seine Ideologie. Der
Anschlag hat Menschen das Leben gekostet, viele traumatisiert und ein
Klima von Angst und Verunsicherung geschaffen. Die Frage nach den
Ursprüngen von Terroranschlägen und wieso nach außen hin diese scheinbar
fast immer im Namen des Islams ausgeübt werden, beschäftigt gerade
viele. Dem müssen wir zweierlei entgegnen.

Erstens liegens die Ursprünge von Terrororganisationen und Netzwerken wie
Al-Qaida oder dem IS in Ländern wie dem Irak, Afghanistan, Syrien etc. also
allesamt Regionen die durch jahrelange imperialistische Kriege (man denke
bspw.  an  den  Irak-Krieg  wo  es  primär  um  geopolitische  sowie  US-
amerikanische Erdölinteressen ging) nahezu komplett zerstört und zerbombt
wurden  und  Generationen  an  Menschen  hinterließen,  die  jegliche
Perspektive verloren haben. Die desaströse politische, wirtschaftliche und
soziale Lebensrealität der Betroffenen bietet einen Nährboden, unter dem
sich  Menschen  schnell  radikalisieren  lassen,  den  Terrorrist_Innen  auch
bewusst  ausnutzen.  Ihre  Ideologie  gibt  solchen  Menschen  vermeintliche
Erklärungen  für  die  Zustände  unter  denen  sie  leben  müssen  und  eine
übergeordnete Identifikation mit einem höheren Ziel dem sie ihr Leben nun
wieder verschreiben können. Der absolute Großteil der in diesen Regionen
ansässigen Zivilbevölkerung lehnt aber diese Netzwerke und Organisationen
komplett  ab,  da sie  die  Länder  genauso mit  Terror,  Tod und Schrecken
übersäen.

Zweitens mag nach außen die Ideologie des IS, der Dschihadismus, sich zwar
als Religion präsentieren, doch hier muss in aller Klarheit gesagt werden,
dass  es  sich  nur  einen  Deckmantel  handelt.  Es  geht  hier  um beinharte
politische Machtansprüche und ideologische Kämpfe. Viel eher muss man
sagen,  dass  der  Dschihadismus  den  Islam,  so  wie  er  von  Muslim_Innen
weltweit  ausgeübt  wird,  eigentlich  fast  gänzlich  ablehnt.  In  vielen
ideologischen Schriften sehen sie Muslim_Innen, als die weitaus schlimmeren
Feinde als bloße „Ungläubige“. Sie gelten als Verräter an der Sache, Sünder



und  als  ideologische  Gefahr,  zumal  die  meisten  offiziellen  islamischen
Institutionen  und  Glaubensgemeinschaften  allesamt  den  Dschihadismus
verurteilen.

Das
Religionen als Vehikel für politischer Machtkämpfe genutzt werden, ist
auch keine Neuheit in der Menschheitsgeschichte. Gerade das Christentum
hat eine lange Geschichte von Kreuzzügen, und kriegerischen
Auseinandersetzungen – der dreißigjährige Krieg oder auch in jüngerer
Geschichte der Nordirlandkonflikt können hierfür als Beispiele dienen.
Auch die Methode des Terrors ist keine Eigenheit des Dschihadismus. In
der Region um Uganda verübt die „Lord‘s Resisstance Army“ seit den 80ern
regelmäßig Terroranschläge mit dem Ziel einen christlichen Gottesstaat
zu etablieren. In den 90ern machte eine in Asien ansässige religiöse
Gruppe, die dem Shintoismus-Buddhismus zuzuordnen ist, durch
Giftgasanschläge in Tokyo auf sich aufmerksam. Der seit Jahren
fortlaufende Rechtsruck in Europa hat auch hier zufolge gehabt, dass es
zu mehr rechtsradikalen Terroranschlägen (wie in Utöya, Christchurch
oder Hanau) kam – die Täter sprachen in ihren Manifesten auch stets
davon, das christliche Abendland retten zu müssen.

Um es nochmal
zu betonen, die inhaltliche Qualität von Religionen spielt dabei kaum
eine Rolle für den Terrorismus, da sie primär politische Ideologien
sind, die Religionen als Deckmantel und Projektionsfläche nutzen. Unsere
Aufgabe muss sein solidarisch gegen religiösen Terror zu kämpfen und
die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Probleme anzusprechen,
die dahinterstecken. Ein konsequenter Kampf gegen den Terror kann daher
auch nur internationalistischer und vor allem antiimperialistischer
Kampf sein!

Zurück zum antimuslimischen Rassismus, denn eine weitere Besonderheit
sieht man bei dem Vergleich mit rechtsradikalen Terroranschlägen. Während
bei jedem “islamistischen” Terroranschlag die Täter_Innen als diabolische
Märtyrer_Innen  bezeichnet,  alle  rassistischen  Klischees  ausgepackt  und
wiederum  die  größte  Gefahr  für  Europa  beschworen  wird,  wird  bei



rechtsradikalen  Anschlägen  ungemein  verharmlost  und  psychologisiert.
Rechtsradikale Anschläge, wie der des Attentäters von Christchurch, der bei
einem  Angriff  auf  zwei  Moscheen  50  Menschen  tötete,  werden  als
individuelle Tragödien dargestellt. Die Taten werden entpolitisiert, und mehr
als  Ergebnis  psychologischer  Probleme verklärt.  In  der  Berichterstattung
wird nach der Kindheit, der Lebensgeschichte etc. gefragt und es entsteht
letztlich der Eindruck, dass solche Täter_Innen bemitleidenswerte Opfer der
Gesellschaft wären. Es passt nun mal nicht in das jahrelang von Medien und
Politiker_Innen  geschaffene  Bild  des  „islamistischen“  Terrors,  dass  auch
rechtsradikale und christlich geprägte Menschen Terroranschläge ausüben.
Das Leid der wahren Betroffenen geht dabei komplett unter. Die Message ist
klar: Die Betroffenen sind weniger wert, ihr Leid unwichtiger, weil sie nun
mal  nicht  zu  dem  völkisch  bzw.  rassistisch  gedachten  „uns“  gehören.
Außerdem wird die Gefahr des Faschismus deutlich und bewusst verklärt,
der  deutliche  Anstieg  verschwiegen  und  der  politische  Kontext  des
internationalen  Rechtsrucks  verschleiert.

Antimuslimischer
Rassismus, ob in Österreich oder anderswo, muss bekämpft werden –
gemeinsam, solidarisch und internationalistisch. Wir dürfen uns nicht in
rassistische, völkische oder nationalistische Kategorien spalten lassen
– auch jetzt angesichts des Terroranschlags erst recht nicht – und
müssen stattdessen aufzeigen, dass die sozialen und ökonomischen
Probleme in unserer Klassengesellschaft wurzeln. Wir müssen an den Orten
wo wir uns befinden, egal ob Schule, Uni oder Arbeit uns organisieren
und dürfen zugleich den internationalen Rechtsruck und die rassistischen
Angriffe nicht mehr so einfach hinnehmen. Antirassistisch zu sein,
bedeutet auch konsequent Widerstand zu leisten und dem antimuslimischen
Rassismus den Kampf anzusagen!


